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Vorwort 

 

Vorwort 

Stärken und Schwächen des Standorts aus Sicht der Unternehmen  

Die bayerischen Wirtschaftsdaten sind seit Jahren herausragend. Dank der 

erfolgreichen, innovativen und international wettbewerbsfähigen Unternehmen zählt 

der Freistaat zu den Spitzenstandorten weltweit. Umgekehrt profitieren auch die 

Unternehmen von einer im bundesweiten wie auch im internationalen Vergleich sehr 

guten Standortqualität. Dieser Erfolg muss aber Tag für Tag neu erarbeitet werden. 

Das gilt auch für den Staat, der analog die richtigen Rahmenbedingungen für 

erfolgreiches Wirtschaften schaffen muss. 

 

Die vbw – Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e. V. lässt daher seit 2013 

regelmäßig durch die Institut der Deutschen Wirtschaft Köln Consult GmbH erheben, 

wie sich aus Sicht der bayerischen Unternehmen die aktuelle Situation auf 

verschiedenen für die Wettbewerbsfähigkeit entscheidenden Feldern darstellt, und wo 

besonderer Handlungsbedarf gesehen wird. 

 

Insgesamt sind die Ergebnisse über die Jahre gesehen relativ konstant. Das gilt 

allerdings nicht nur für die Stärken des Standorts aus Unternehmersicht, sondern auch 

für den Handlungsbedarf, beispielsweise in den Bereichen Infrastrukturausbau, 

Bürokratieabbau und Steuersystem. Teilweise ist hier allerdings in erster Linie der 

Bund gefordert. Neu aufgenommen wurde in die aktuelle Befragung das Themenfeld 

Digitalisierung. Die Ergebnisse, insbesondere zum Bereich der Cyber-Sicherheit, 

zeigen deutlich, dass der Staat hier klare Handlungsprioritäten setzen muss. 
 

Die Ergebnisse werden sowohl für den Freistaat im Ganzen als auch für die einzelnen 

Regierungsbezirke ausgewiesen. Unterschiede in der Bewertung erklären sich teilwei-

se aus der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Struktur der Regionen und den damit 

verbundenen spezifischen Chancen und Herausforderungen. Sie können aber auch 

aufzeigen, dass regional besondere Schwerpunktsetzungen zu empfehlen sind. 

 

 

 

Bertram Brossardt 

11. Dezember 2017 
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1 Zusammenfassung 

Handlungsprioritäten und Veränderungen zum Vorjahr 

1.1 Zentrale Ergebnisse 

Der Freistaat Bayern verfügt nach wie vor über eine hohe Standortqualität. 

 

Die bayerischen Unternehmen zeigen sich auch im fünften Jahr der Standortstudie 

äußerst zufrieden mit den Rahmenbedingungen im Freistaat. So würden sich 

95,6 Prozent der Unternehmen wieder in Bayern ansiedeln. Damit bleibt die 

Standortloyalität der bayerischen Unternehmen im Vergleich zum Vorjahr auf einem 

konstant hohen Niveau. 

 

Die besten Noten vergeben die Unternehmen für: 

 

 die aktuelle Versorgungssicherheit bei Strom (Note 1,9) und Rohstoffen (Note 2,2); 

 die Leistungsfähigkeit der lokalen Zulieferer sowie Kooperationsunternehmen und 

-institute (Note 2,2); 

 die Güte der Wissens- und Bildungsinfrastruktur (Note 2,4). 

 

Das ist sehr nah am Ergebnis des Vorjahrs; neu hinzugekommen unter den besonders 

gut bewerteten Faktoren ist der letzte Aspekt. 

 

Den größten Verbesserungsbedarf sehen die Unternehmen bei den folgenden 

Standortfaktoren: 

 

 dem bürokratischen Aufwand, z. B. beim Mindestlohn oder Arbeitsschutz (Note 3,8); 

 der Verfügbarkeit von Fachkräften (Note 3,8) und qualifizierter Nachwuchskräfte 

(Note 3,6); 

 dem Schutz und die Prävention im Bereich Online-Kriminalität und Cyber-Crime 

(Note 3,8) sowie 

 der derzeitigen Ausgestaltung des Steuersystems (Note 3,7). 

 

Der Aspekt der Cyber-Sicherheit wurde erstmals in den Fragebogen aufgenommen. 

Hier bestätigt sich erneut, wie groß die bestehenden Unsicherheiten angesichts der 

Vielzahl von Angriffen sind und wie dringend dementsprechend eine konsequente 

Umsetzung von Schutzmaßnahmen auf betrieblicher wie auf staatlicher Ebene. 

 

Den größten Handlungsbedarf sehen die Unternehmen bei einzelnen Maßnahmen in 

den Bereichen Digitalisierung, Erleichterungen bei bürokratischen Verfahren und 

Steuersystem. Folgende fünf Maßnahmen sollte die Politik nach Einschätzung der 

Unternehmen stärker ins Auge fassen: 
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1. die Fortführung der Breitbandinitiative (86,3 Prozent). 

2. die Intensivierung der Forschung zur IT-Sicherheit, um die innere Sicherheit im 

Hinblick auf die Online-Kriminalität zu erhöhen (85,7 Prozent). 

3. die Erleichterung der bürokratischen Antragsverfahren, beispielsweise bei 

Genehmigungsprozessen (84,9 Prozent). 

4. konkrete Hilfestellungen für Unternehmen (z. B. Beratung, Förderung wie mit dem 

Digitalbonus) bei der Abwehr von Cyber-Gefahren (84,9 Prozent). 

5. die Vereinfachung des Steuersystems (84,8 Prozent).  

 

Die Anforderungen der Unternehmen sind im Vergleich zu der Vorjahresbefragung 

insgesamt relativ konstant geblieben. Beispielsweise sehen die Unternehmen über die 

Jahre hinweg hohen Handlungsbedarf im Bereich Steuern und Bürokratieabbau. Trotz 

einer grundsätzlich hohen Zufriedenheit im Bereich Energie ist auch die Energie- und 

Rohstoffversorgung ein Dauerthema für die Unternehmen in Bayern. Der in die 

Befragung neu aufgenommene Bereich der Cyber-Sicherheit trifft offenbar einen Nerv. 

 

Leicht abgeschwächt hat sich im Bereich Humankapital und Arbeitsumfeld der 

geäußerte Verbesserungsbedarf zu den meisten Maßnahmen bezüglich der 

Fachkräftesicherung. Dennoch sehen die Unternehmen hier weiterhin hohen 

Handlungsbedarf.  

 

Verstärkt hat sich gegenüber dem Vorjahr der geäußerte Verbesserungswunsch bei 

fast allen Maßnahmen im Bereich Infrastruktur. Dabei ist der stärkste Anstieg bei der 

Sicherung wohnortnaher Schulen (+5,7 Prozentpunkte) und Pflegeeinrichtungen 

(+5,1 Prozentpunkte) zu beobachten. 

 

Im Bereich Innovationsumfeld wird die Unterstützung bei der Vermittlung 

berufsorientierter IKT-Kompetenzen (+12,8 Prozentpunkte) wichtiger eingeschätzt als 

im Vorjahr. Zudem hat sich der Handlungsbedarf aus Sicht der bayerischen 

Unternehmen vor allem bei der Unterstützung von Netzwerken zwischen etablierten 

Unternehmen und Start-ups z. B. durch Fördermittel (+8,9 Prozentpunkte) 

nennenswert erhöht.  

 

Auch die statistischen Fakten sprechen eine deutliche Sprache: Bayern steht sehr gut 

da. Der Freistaat zeichnet sich durch ein hohes Wohlstandsniveau und eine stabile 

soziale Lage aus: 

 

 das Bruttoinlandsprodukt (BIP) wuchs in Bayern zwischen den Jahren 2005 und 

2016 mit nominal 3,3 Prozent jährlich schneller als im Bundesdurchschnitt 

(2,8 Prozent). 

 die bayerischen Erwerbstätigen zeichnen sich durch eine deutlich höhere und 

dynamischere Produktivität (69.212 Euro je Erwerbstätigen) aus als die 

Beschäftigten im Bundesdurchschnitt (64.709 Euro). 

 die hohe Wachstumsdynamik wirkt sich positiv auf die Beschäftigungssituation aus. 

So war die Arbeitslosenquote in Bayern im Jahr 2016 (3,5 Prozent) deutlich 

niedriger als im bundesweiten Durchschnitt (6,1 Prozent). 
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– Haupttreiber des Wohlstands in Bayern ist eine starke Industrie, die mit 

27,3 Prozent über ein Viertel der gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfung erzielt. 

Dieser Anteil ist in Bayern zwischen 2005 und 2016 um 58 Prozent gestiegen und 

damit stärker als im Bundesdurchschnitt (36,5 Prozent). Auch der starke Standort 

Baden-Württemberg konnte mit einem Wachstum von 49 Prozent nicht mit der 

bayerischen Dynamik mithalten. 
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1.2 Handlungsprioritäten 

Stellt man die Zufriedenheit und die Verbesserungswünsche der Unternehmen in den 

einzelnen Themenfeldern gegenüber, erhält man Aufschluss über die wichtigsten 

Handlungsprioritäten. Dabei gilt: Je geringer die Zufriedenheit der Unternehmen bei 

einem Themenfeld ist und je deutlicher Verbesserungswünsche genannt werden, desto 

mehr Augenmerk sollte auf Maßnahmen in diesen Themenfeldern gelegt werden. 

 

Da nur diejenigen Themenfelder vergleichbar sind, bei denen sowohl die Zufriedenheit 

als auch der Verbesserungswunsch passgenau abgefragt wurden, kann der hohe 

Optimierungsbedarf in den Bereichen Energieversorgung, Verwaltungshandeln und 

Steuersystem nicht abgebildet werden. Hier werden unter Berücksichtigung der 

politischen Aktualität bzw. gesetzgeberischen Aktivitäten teilweise in den einzelnen 

Erhebungen unterschiedliche Einzelmaßnahmen abgefragt. 

 

 

Abbildung 1 

Ausgewählte Ergebnisse der Unternehmensbefragung zu den 

Zufriedenheitswerten und Verbesserungswünschen der Unternehmen 

 

Die Koordinatenachsen definieren die Mittelwerte der dargestellten Befragungsergebnisse. Der Mittelwert 
in der Zufriedenheit liegt bei 36,6 Prozent, der Mittelwert für die Verbesserungswünsche bei 70,6 Prozent. 
Quellen: Unternehmensbefragung IW Consult (2016); (2017) 
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Durch die Darstellung der Ergebnisse aus der aktuellen Befragungswelle sowie aus der 

Vorjahresbefragung wird verdeutlicht, welche Handlungsfelder stärker in den Fokus der 

Unternehmen gerückt sind und demnach ganz oben auf der politischen Agenda stehen 

sollten. Insgesamt zeigt sich, dass die Bereiche Leben und Wohnen sowie die 

Sicherung von Nachwuchskräften für die Unternehmen weiterhin von hoher Relevanz 

sind. Viele Maßnahmen in den Bereichen Infrastruktur und Innovationsumfeld werden 

im Vergleich zum Vorjahr noch stärker befürwortet. Die Ergebnisse im Einzelnen 

(Abbildung 1): 

 

– Im Vergleich zu den Ergebnissen aus dem Vorjahr hat sich der Handlungsbedarf der 

Unternehmen bei 13 der 20 abgebildeten Themenfelder verstärkt (gelbe Pfeile in der 

Abbildung 1). Dabei handelt es sich einerseits um Maßnahmen aus dem Bereich 

Innovationsumfeld und andererseits um infrastrukturelle Maßnahmen, die 

unmittelbar die Attraktivität des Standorts betreffen, wie z. B. die Sicherstellung 

wohnortnaher Schulen, Kitas und Pflegeeinrichtungen. Von den abgebildeten 

Themenfeldern weist die Förderung von Netzwerken zwischen etablierten 

Unternehmen und Start-ups den deutlichsten Bedeutungszuwachs in 

Prozentpunkten auf (+8,9 Prozentpunkte). Gleichzeitig ist bei den infrastrukturellen 

Maßnahmen mit erhöhtem Verbesserungsbedarf eine geringere Zufriedenheit 

gegenüber dem Vorjahr festzustellen. Dies deutet darauf hin, dass das staatliche 

Handeln bisher die Anforderungen der Unternehmen nicht erfüllt hat. 

– Insgesamt ist die Zufriedenheit der Unternehmen lediglich bei neun der 

untersuchten Themenfelder gestiegen. Bei der Weiterbildung, der Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf, den Integrations- und Bildungsmaßnahmen für Flüchtlinge sowie 

der Fortführung der Breitbandinitiative sehen die Unternehmen einen geringeren 

Handlungsbedarf und äußerten eine höhere Zufriedenheit gegenüber dem Vorjahr. 

Dennoch ist der Handlungsbedarf bezüglich der Breitbandversorgung, der 

Sicherung von Fachkräften und der Aktivierung von Fachkräftepotenzial hoch. 

– Ein besonderes Augenmerk sollte auf die drei Aspekte „Unterstützung der 

Ausbildung von Jugendlichen verbessern“, „Bereitstellung eines attraktiven und 

bezahlbaren Angebots an Wohnraum“ und „Angebot im öffentlichen 

Personennahverkehr (ÖPNV) sicherstellen“ gelegt werden. Die Unternehmen sind 

mit Maßnahmen in diesen Themenfeldern unterdurchschnittlich zufrieden und 

äußerten gleichzeitig einen überdurchschnittlichen Handlungsbedarf. 

 

Aus den Ergebnissen der Unternehmensbefragung lässt sich ableiten, dass die 

ansässigen Unternehmen mit den Rahmenbedingungen am Standort Bayern 

grundsätzlich zufrieden sind. In einigen Themenfeldern besteht jedoch noch 

Verbesserungsbedarf: 
 

- hochleistungsfähige Breitband- und Verkehrsinfrastruktur flächendeckend 

sicherstellen 

- attraktive Wohn- und Lebensstandorte gestalten (u.a. wohnortnahe 

Gesundheitsversorgung, Schulen, Kitas, Pflegeeinrichtungen) 

- gezielter Wissenstransfer und attraktive Rahmenbedingungen zur Erhöhung 

der Innovationsstärke 

- Fachkräfte auf den digitalen Wandel vorbereiten 
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- Fachkräfte durch die Aktivierung bestehender Potenziale sichern 

- Rahmenbedingungen für das Wirtschaften in der digitalen Welt setzen (z.B. 

Bildung)  

- einfaches und international wettbewerbsfähiges Steuersystem etablieren 

- Bürokratieabbau und die Entschlackung der Regierungsprozesse durch 

innovative Ansätze voranbringen 

- stabile, kostengünstige und umweltverträgliche Stromversorgung sicherstellen 

 

 

Die Bewertung der Themenfelder im Zeitablauf (ohne Digitalisierung, da neu 

aufgenommen) ist in Abbildung 2 dargestellt. Im Vergleich zum Vorjahr ist die 

Bewertung bei allen Themenfeldern relativ konstant geblieben.  

 

Abbildung 2 

Bewertung der untersuchten Themenbereiche im Zeitablauf 

 

Bewertung in Schulnoten. 
Quellen: Unternehmensbefragung IW Consult (2013); (2014); (2015); (2016); (2017) 
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2 Zielsetzung und Vorgehensweise 

Bewertung zentraler Standortfaktoren und Bestimmung wichtiger Handlungsprioritäten. 

Bayern zählt nach wie vor zu den attraktivsten Wirtschaftsstandorten der Welt. Der 

Erfolg des Freistaats basiert vor allem auf guten Standortbedingungen und einer 

leistungsfähigen Wirtschaft. Um im internationalen Wettbewerb mithalten zu können, 

müssen die Standortfaktoren gleichwohl kontinuierlich verbessert, bestehende Stärken 

gepflegt und Schwächen reduziert werden. 

 

Mithilfe der Studie wird die Qualität der Standortfaktoren im Zeitablauf überprüft und es 

sollen wichtige Handlungsprioritäten aus Unternehmersicht für die Landes- und 

Kommunalpolitik der kommenden Jahre in Bayern bestimmt werden. 

 

Die Analyse erfolgt in zwei Schritten: 

 

1. Zunächst bewerten die Unternehmen die Güte der Standortfaktoren anhand eines 

Schulnotensystems von 1 (sehr gut) bis 6 (ungenügend). 

2. In einem zweiten Schritt äußern die Unternehmen Verbesserungswünsche bei 

einzelnen Standortfaktoren. Die Auswahl der Maßnahmen fokussiert auf wichtige 

Gestaltungsbereiche, die die zukünftige Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen in 

Bayern direkt betreffen. Ihre Zustimmung zu einzelnen Maßnahmen wird auf einer 

sechsstufigen Skala („stimme voll und ganz zu“ bis „stimme überhaupt nicht zu“) 

kategorisiert. Die hier berichteten Prozentangaben beziehen sich jeweils auf den 

Anteil der beiden höchsten Antwortkategorien. Eine höhere Zustimmung im 

Zeitablauf kann als höherer Handlungsbedarf interpretiert werden und umgekehrt. 

Dabei werden in der Regel Abweichungen zwischen Ergebnissen zum Vorjahr von 

mehr als 5 Prozentpunkten bzw. 0,3 Schulnoten als nennenswert betrachtet. 

 

Folgende acht Themenfelder stehen im Blickpunkt:

 

 Humankapital und Arbeitsumfeld 

 Innovationsumfeld 

 Digitalisierung 

 Wertschöpfungsketten 

 Allgemeine Infrastruktur 

 Verwaltungshandeln 

 Energie- und Stromversorgung 

 Aktuelles Steuersystem 

 

In diesem Jahr neu aufgenommen wurde der Themenbereich Digitalisierung.  

 

Innerhalb der acht Themenfelder wurden über 100 Einzelaspekte abgefragt. Der 

Großteil der abgefragten Aspekte ist im Zeitverlauf gleich geblieben. Um die aktuelle 

Diskussion abzubilden, wird die Befragung jedoch um Einzelfragen zu relevanten 

Themen ergänzt. 
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3 Die Ausgangslage 

Die Standortattraktivität des Freistaats Bayern ist weiterhin hoch. 

Bayern erweist sich auch in diesem Jahr als attraktiver Standort. Die ansässigen 

Unternehmen sind mit der Standortqualität im Freistaat weiterhin sehr zufrieden. 

95,6 Prozent der Unternehmen würden sich wieder in Bayern ansiedeln. Am höchsten 

ist die Zufriedenheit mit dem Standort in der Oberpfalz und in Schwaben. Aber auch 

Niederbayern, Oberbayern und Mittelfranken weisen eine überdurchschnittlich hohe 

Standortloyalität auf. 

 

Im Vorjahr erreichte die Standortloyalität der bayerischen Unternehmen zwar einen 

noch etwas höheren Wert, der Unterschied fällt jedoch nicht nennenswert aus. 

Innerhalb der bayerischen Regierungsbezirke zeigen sich allerdings unterschiedliche 

Entwicklungstendenzen. Während die Standortloyalität in Oberbayern, Schwaben und 

der Oberpfalz gestiegen ist, ist sie in den übrigen bayerischen Regierungsbezirken 

zurückgegangen. Der Rückgang fällt aber – mit Ausnahme von Unterfranken – sehr 

gering aus.  

 

Tabelle 1 

Allgemeine Bewertung der Standortloyalität zu Bayern nach Regierungsbezirken 

Regierungsbezirk 2013 2014 2015 2016 2017 

Oberbayern 98,5 94,4 94,3 95,0 96,3 

Schwaben 98,0 95,8 93,7 95,7 97,6 

Mittelfranken 96,4 97,2 97,9 97,8 96,0 

Unterfranken 95,9 90,9 92,3 94,2 90,8 

Oberpfalz 97,5 97,2 93,0 97,1 97,8 

Niederbayern 96,5 96,5 94,3 96,5 96,4 

Oberfranken 94,4 93,7 96,5 95,0 94,6 

Bayern 96,8 95,1 94,6 95,9 95,6 

 

Punktewerte 0 (sehr schlecht) bis 100 (sehr gut). 
Quellen: Unternehmensbefragung IW Consult (2013); (2014); (2015); (2016); (2017) 
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3.1 Wohlstand, Arbeitsmarkt und soziale Lage 

Die statistischen Daten sprechen eine deutliche Sprache: Bayern ist ein Top-Industrie- 

bzw. Wirtschaftsstandort: 

 

– Im Freistaat wuchs das Bruttoinlandsprodukt (BIP) zwischen 2005 und 2016 

nominal jährlich um 3,3 Prozent und damit deutlich stärker als im deutschen Mittel 

(2,8 Prozent). 

 

– Das BIP pro Einwohner war in Bayern im Jahr 2016 mit 44.566 Euro erneut deutlich 

höher als im Bundesdurchschnitt (38.408 Euro). Zudem konnte die bayerische 

Wirtschaft gegenüber dem Jahr 2011 ein starkes Wachstum in Höhe von rund 

15 Prozent verzeichnen. 

 

– In Bayern gibt es mit 69.212 Euro je Erwerbstätigen eine deutlich höhere 

Produktivität (Bruttowertschöpfung je Erwerbstätigen) als im Bundesdurchschnitt 

(64.709 Euro). Zudem verlief die Entwicklung der Produktivität in Bayern seit 2000 

sehr dynamisch. Bayern verzeichnet ein Wachstum von 37,9 Prozent, während die 

Dynamik in der Bundesrepublik mit einem Anstieg von 35,3 Prozent geringer 

ausfällt. 

 

– Die gute wirtschaftliche Lage des Freistaats wirkt sich auch positiv auf die 

Beschäftigungssituation aus. Die Zahl der Erwerbstätigen stieg in Bayern zwischen 

2005 und 2016 um 15,1 Prozent. Damit weist der Freistaat ein deutlich höheres 

Wachstumsniveau auf als der Bundesdurchschnitt (10,9 Prozent). 

 

– Zudem lag die Arbeitslosenquote in Bayern mit 3,5 Prozent im Jahr 2016 ebenfalls 

deutlich unter dem deutschen Durchschnitt (6,1 Prozent). Auch bei der 

Arbeitsplatzversorgung schneidet der Freistaat (70 Prozent) deutlich besser ab als 

die Bundesrepublik insgesamt (66,7 Prozent). 

 

Die gute Beschäftigungssituation, die stabile soziale Lage sowie das hohe Wohlstands-

niveau in Bayern basieren auf der starken Wirtschaftsstruktur: 

 

– Mit einer Kaufkraft von 23.843 Euro je Einwohner lag Bayern im Jahr 2016 über 

dem Deutschlandwert (21.879 Euro). 

 

– Die Quote der Transferleistungsbezieher ist in Bayern (2,4 Prozent) gegenüber dem 

bundesweiten Mittel (5,3 Prozent) nur halb so hoch und im Bundesländervergleich 

am geringsten. 

 

– Die private Überschuldung ist im Bundesländervergleich im Freistaat mit 7,4 Prozent 

ebenfalls am geringsten. In Gesamtdeutschland hat hingegen jeder Zehnte mit 

privater Überschuldung zu kämpfen. 

 

In Kapitel 5 werden diese Indikatoren für die einzelnen Regierungsbezirke detailliert 

dargestellt. 
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Abbildung 3 

Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts und der Zahl der Erwerbstätigen 

Bayern und Deutschland im Vergleich, Index 2005 = 100 

 

Quellen: VGR der Länder; eigene Berechnungen IW Consult 

 

Sowohl der Bundesländervergleich als auch der Vergleich im Zeitablauf bestätigen, 

dass sich der Standort Bayern durch eine hohe Leistungsfähigkeit auszeichnet und die 

Unternehmen günstige Ausgangsbedingungen vorfinden. Aus der hohen Produktivität, 

der stabilen Situation auf dem Arbeitsmarkt sowie dem hohen Wohlstandsniveau der 

Bevölkerung ergeben sich finanzielle Spielräume aufseiten der Landesregierung und 

Gemeindeverwaltungen. Diese können genutzt werden, um die Wettbewerbsfähigkeit 

des Standorts Bayern zu erhalten und zu steigern. 
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Tabelle 2 

Arbeitsmarkt, Wirtschaftsstruktur und Wohlstand, ausgewählte Kennziffern, 

Deutschland und Bayern im Vergleich 

 Bayern Deutschland 

 2011
1)

 2016 2011
1)

 2016 

Arbeitsmarkt 

Arbeitslosenquote
2)

 3,8 3,5 7,1 6,1 

Arbeitsplatzversorgung
3)

 65,6 70,0 63,3 66,7 

  
 

 
 

Wirtschaftsstruktur 

Produktivität
4)

 62.476 69.212 58.400 64.709 

Anteil der Industrie
5)

 27,1 27,3 22,9 22,6 

Anteil der Unternehmensdienstleistungen
5)

 26,6 25,8
6)

 26,3 26,1
6)

 

Anteil Großunternehmen
7)

 23,6 24,1 21,2 21,7 

  
 

 
 

Wohlstand und soziale Lage 

BIP/EW
8)

 38.706 44.566 33.673 38.408 

Kaufkraft
9)

 21.326 23.843 19.684 21.879 

ALG-II-Quote
10)

 2,5 2,4 5,7 5,3 

Privat Überschuldete
11)

 6,9 7,4 9,4 10,1 

 

1)
 Da die genutzten Datenquellen fortlaufenden Revisionen unterliegen, können einzelne Datenpunkte 

von den Werten in den Vorjahresberichten revisionsbedingt abweichen. 
2)

 Arbeitslosenquote bezogen auf alle zivilen Erwerbspersonen in Prozent. 
3)

 SV-Beschäftigte und geringfügig Beschäftigte je Erwerbsfähigen (am Wohnort) in Prozent; 
Angaben Arbeitsplatzversorgung 2015 bezogen auf vorläufige Erwerbsfähigendaten zum 31.12.2015. 

4)
 Bruttowertschöpfung je Erwerbstätigen in Euro. 

5)
 Anteil an der gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöpfung in Prozent. 

6)
 Werte für 2015. 

7)
 Anteil der SV-Beschäftigten in Unternehmen mit mehr als 500 SV-Beschäftigten. 

8)
 Bruttoinlandsprodukt je Einwohner in Euro; bezogen auf Einwohnerdaten 2015. 

9)
 Kaufkraft in Euro je Einwohner (GfK). 

10)
 ALG-II-Empfänger bezogen auf Einwohnerdaten 2015 in Prozent. 

11)
 Anteil der privat Verschuldeten an der über 18-jährigen Bevölkerung. 

Quelle: Regionaldatenbank IW Consult (2017) 
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3.2 Wirtschaftsstruktur 

Mit Blick auf die Wirtschaftsstruktur wird die starke industrielle Prägung Bayerns 

deutlich (vgl. Abbildung 4). Im Zeitverlauf zeigt sich zudem, dass es dem Freistaat 

gelang, seinen Vorsprung als Industriestandort weiter auszubauen. 

 

– Bayern ist in Deutschland das Land mit dem zweithöchsten Industrieanteil nach 

Baden-Württemberg (33,4 Prozent). 27,3 Prozent der bayerischen Wertschöpfung 

sind im Jahr 2016 im Verarbeitenden Gewerbe entstanden. In Deutschland waren 

es nur 22,6 Prozent. 

 

– Der Industrieanteil ist in Bayern zwischen den Jahren 2005 und 2016 um 

2,7 Prozentpunkte bzw. 11 Prozent gestiegen. In Deutschland fiel das Wachstum 

mit 0,2 Prozentpunkten bzw. 0,8 Prozent deutlich geringer aus. 

 

– Dass die Industrie für die Wirtschaft im Freistaat in den letzten Jahren noch 

bedeutender geworden ist, zeigt sich auch mit Blick auf die Entwicklung der 

industriellen Bruttowertschöpfung. Diese ist in Bayern zwischen 2005 und 2016 um 

58 Prozent gestiegen und damit am stärksten unter allen Bundesländern. Zum 

Vergleich: Im ebenfalls stark industriell geprägten Baden-Württemberg fiel der 

Anstieg mit 49 Prozent und im Bundesdurchschnitt mit 36,5 Prozent geringer aus. 

 

– Die Bedeutung der Industrie als Wohlstandstreiber kann anhand der Produktivität, 

also der Bruttowertschöpfung je Erwerbstätigen, verdeutlicht werden. Die 

Produktivität im Verarbeitenden Gewerbe liegt in allen Bundesländern über der 

gesamtwirtschaftlichen Produktivität – in Bayern ist diese rund 25 Prozent höher als 

in der Gesamtwirtschaft. 

 

– Im Freistaat hat sich die Produktivität im Jahr 2016 auf 69.212 Euro erhöht. Dies 

entspricht einem Zuwachs von 1.361 Euro gegenüber dem Vorjahr. Nach Hamburg 

mit 81.405 Euro je Erwerbstätigen, dem Spitzenplatz unter den Ländern, sowie 

Hessen (71.857 Euro) weist Bayern damit knapp nach Baden-Württemberg (69.712 

Euro) die vierthöchste Produktivität aus. 

 

Mit Blick auf Tabelle 2 werden zwei weitere strukturelle Besonderheiten der 

bayerischen Wirtschaftsstruktur deutlich: 

 

– Die bayerische Wirtschaft zeichnet sich durch einen relativ hohen Anteil an 

Großunternehmen aus: Knapp ein Viertel der Beschäftigten im Freistaat arbeitet in 

Großunternehmen. Da sich diese Großunternehmen in der Regel durch eine hohe 

Forschungsintensität auszeichnen, liefern sie Innovationsimpulse an die 

Unternehmen im Freistaat und ziehen kleinere mittelständische Zulieferer an. 

 

– Die für erfolgreiche Wertschöpfungsketten notwendigen unternehmensnahen 

Dienstleistungen sind in Bayern relativ stark vertreten. Damit sind in Bayern die 

Voraussetzungen für hybride Geschäftsmodelle, also der engen Verzahnung von 
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Industrie und Dienstleistungen, gegeben. Diese werden zukünftig einen erheblichen 

Beitrag zur Wertschöpfung leisten. 

 

Abbildung 4 

Anteil des Verarbeitenden Gewerbes (VG) an der gesamtwirtschaftlichen 

Bruttowertschöpfung (BWS), Entwicklung der BWS im Verarbeitenden Gewerbe 

Bayern und Deutschland im Vergleich 

 

Quellen: VGR der Länder; eigene Berechnungen IW Consult 

 

3.3 Fazit 

Das in der Unternehmensbefragung ermittelte konstant hohe Niveau der 

Standortloyalität sowie die amtlichen Statistiken und die vbw-Studie zur industriellen 

Standortqualität Bayerns1 bestätigen, dass der Freistaat ein attraktiver Standort ist, der 

den ansässigen Unternehmen gute Rahmenbedingungen bietet. Diese günstigen 

Voraussetzungen spiegeln sich in den starken Wirtschaftsstrukturen des Freistaats und 

der hohen Leistungsfähigkeit der bayerischen Industrie wider. Zudem profitieren der 

hiesige Arbeitsmarkt sowie das Wohlstandsniveau der bayerischen Bevölkerung von 

diesen Bedingungen. Auch im Zeitverlauf zeichnet sich der Freistaat als ein 

wettbewerbsfähiger Standort mit überdurchschnittlichem Wachstum und niedriger 

Arbeitslosigkeit aus. 

                                                

 
1
 vbw (2017): Industrielle Standortqualität Bayerns im internationalen Vergleich. 
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4 Güte der Standortfaktoren und 
Verbesserungswünsche 

Die bayerischen Unternehmen sind mit ihrem Standort zufrieden – zeigen aber auch 

Bereiche auf, bei denen Optimierungspotenzial besteht. 

Da der Wohlstand und die Zukunftsfähigkeit einer Region maßgeblich von attraktiven 

Standortfaktoren bestimmt wird, haben die Unternehmen in Bayern in der fünften 

Auflage dieser Studie die entscheidenden Standortfaktoren im Freistaat bewertet und 

daraus vordringliche Handlungsfelder abgeleitet. 

 

Die Ergebnisse sollen der Wirtschaftspolitik eine Orientierungshilfe geben und zur 

Identifizierung der wichtigsten Handlungsprioritäten beitragen. Zudem sollen die 

vorliegenden Ergebnisse Aufschluss darüber geben, in welchen Bereichen sich die 

Akzeptanz aussichtsreicher Maßnahmen durch Überzeugungsarbeit seitens der Politik 

und den Verbänden erhöhen lässt. Nicht alle dieser Handlungsfelder betreffen nur die 

Landespolitik. 

4.1 Humankapital und Arbeitsumfeld 

Mit dem Bereich Humankapital und Arbeitsumfeld sind die Unternehmen in Bayern 

weiterhin eher unzufrieden. Einzig die Qualität der Ausbildung wird von den ansässigen 

Unternehmen relativ gut bewertet; so vergeben sie für die Güte der Wissens- und 

Bildungsinfrastruktur wie im Vorjahr im Durchschnitt die Note 2,4. Besonders schlecht 

schneiden aus Sicht der bayerischen Unternehmen die Verfügbarkeit von Fach- und 

Nachwuchskräften (Note 3,8 bzw. 3,6) sowie der bürokratische Aufwand (3,8) ab. 

Dabei hat sich vor allem die Verfügbarkeit von Fachkräften und Auszubildenden sowie 

MINT-Absolventen im Zeitablauf verschärft. 

 

Die Unternehmen in den Agglomerationsräumen äußern bei allen abgefragten 

Faktoren außer den Arbeitskosten eine höhere Zufriedenheit als die Unternehmen in 

ländlichen Räumen. Die höchsten Diskrepanzen gibt es bei der Bewertung der Güte 

der Bildungsinfrastruktur sowie der Verfügbarkeit von Fachkräften. Die geringste 

Abweichung zwischen den beiden Regionstypen ist bei der Bewertung des 

bürokratischen Aufwands zu beobachten. 

 

Neben der Bewertung der aktuellen Beschäftigungssituation wurden die Unternehmen 

auch gebeten, ihre Zustimmung oder Ablehnung zu konkreten Maßnahmen zur 

Verbesserung der Rahmenbedingungen des Arbeitsmarktes abzugeben. Wie in den 

Vorjahren deuten die Befragungsergebnisse darauf hin, dass sich die bayerischen 

Unternehmen Unterstützung seitens der Politik vor allem bei der Suche nach 

qualifiziertem Personal wünschen. Das liegt an der wirtschaftlichen Stärke des 

Freistaats, die dazu führt, dass die Unternehmen eine starke Nachfrage nach 
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Fachkräften entwickeln. Daher ist die Politik gefragt – auch mit Blick auf bestehende 

und zukünftige Fachkräfteengpässe in Bayern – ein ganzheitliches Lösungskonzept zu 

erarbeiten, das den Fachkräftenachwuchs sichert und alle vorhandenen 

Fachkräftepotenziale bestmöglich ausschöpft. 

 

Dabei sehen die Unternehmen im Bereich der Aus- und Weiterbildung die größte 

Chance, dem drohenden Fachkräfteengpass entgegenzuwirken. Bei der aktuellen 

Befragung sprechen sich 74,6 Prozent der Unternehmen dafür aus, dass die 

Ausbildung Jugendlicher besser unterstützt werden sollte. 64,6 Prozent geben an, dass 

die berufliche Weiterbildung ausgebaut werden sollte. 

 

Nach Einschätzung der Unternehmen sollte die Politik zudem die Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf stärker ins Auge fassen. Als Konsequenz könnten neue Fachkräfte 

durch die Erhöhung der Erwerbsbeteiligung von Frauen gewonnen werden. Der 

Zustimmungswert für Maßnahmen in diesem Bereich liegt bei 64,8 Prozent. Flexible 

Regelungen der Arbeitszeit und Initiativen zum Ausbau des Betreuungsangebots sind 

Beispiele von Maßnahmen, mit denen die Familienfreundlichkeit in Unternehmen aktiv 

gefördert werden kann. Vor diesem Hintergrund ist es zu begrüßen, dass die 

Bayerische Staatsregierung, die Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft (vbw), der 

Bayerische Industrie- und Handelskammertag (BIHK) und der Bayerische 

Handwerkstag (BHT) den sogenannten Familienpakt Bayern geschlossen haben, der 

als Masterplan für die landesweite Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf in Bayern dienen soll.2 

 

Darüber hinaus stellen ältere Fachkräfte ein wichtiges Potenzial dar. Die (Re-)Integra-

tion Älterer in den Arbeitsmarkt geht mit einer Flexibilisierung und Individualisierung 

des Renteneinstiegsalters einher und ist für viele der ansässigen Unternehmen ein 

essenzieller Baustein zur aktiven Sicherung des zukünftigen Fachkräftebestands. So 

wünschen sich 62,3 Prozent der Unternehmen, dass die Beschäftigung älterer 

Fachkräfte ab 50 Jahren – beispielsweise durch Befristungsmöglichkeiten oder 

Hinzuverdienstgrenzen – erleichtert wird. Mehr als die Hälfte der Unternehmen 

(51,7 Prozent) sprechen sich für einen flexiblen Renteneintritt ohne starre 

Renteneintrittsgrenze aus. Dabei müssen die Rahmenbedingungen für Arbeitnehmer 

so gestaltet werden, dass sie auch im höheren Alter gesund und leistungsfähig 

arbeiten können. Gegenüber dem Vorjahr ist die Zustimmung zu diesen beiden 

Maßnahmen gefallen. Dies kann mit dem zum 1. Januar 2017 in Kraft getretenen 

„Gesetzes zur Flexibilisierung des Rentenübergangs und zur Stärkung von Prävention 

und Rehabilitation“ begründet werden, welches Arbeitnehmern bessere Möglichkeiten 

bietet, um nach Eintritt ins Rentenalter in Teilzeit weiterarbeiten zu können. Mit dem 

Flexirentengesetz werden Prävention und Rehabilitation gestärkt, damit mehr 

Menschen bis zum Regelrentenalter gesund arbeiten können. Des Weiteren können 

                                                

 
2
 Vgl. vbw (2017): Familienpakt Bayern. 
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Beschäftigte bereits ab 50 Jahren zusätzliche Rentenbeiträge einzahlen, um früher in 

Rente gehen zu können. 

 

Ein weiterer bedeutender Baustein bei der Sicherung des Fachkräftebedarfs sind 

Fachkräfte aus dem Ausland. Entsprechend wünschen sich 49,1 Prozent der 

Unternehmen Erleichterungen bei der Zuwanderung von Hochqualifizierten aus dem 

Ausland. Da sich nur 8,3 Prozent der Unternehmen mit der bisherigen politischen 

Unterstützung in diesem Bereich zufrieden zeigen, scheinen die Anstrengungen 

seitens der Politik in diesem Bereich wenige Früchte zu tragen. Hier sollte eine 

Optimierung des Zuwanderungssystems basierend auf den speziellen 

Arbeitsmarktbedürfnissen angestrebt werden. Die Rahmenbedingungen sollten 

verbessert und das Standortmarketing intensiviert werden, um das Arbeitsumfeld noch 

attraktiver für hochqualifiziertes Fachpersonal zu gestalten. 

 

Verbesserungsbedarf besteht auch beim Ausschöpfen bestehender Potenziale durch 

Flüchtlinge, die vor allem gemäß des Prinzips „Integration durch Bildung“ gefördert 

werden sollen. 52,6 Prozent der Unternehmen fordern, dass Integrations- und 

Bildungsmaßnahmen für Flüchtlinge verstärkt werden. Mit den bisherigen Maßnahmen 

ist nur etwa jedes achte ansässige Unternehmen (12,4 Prozent) zufrieden. 

 

Die Zustimmungsquote zu den genannten Maßnahmen gegen Fachkräfteengpässe hat 

sich im Vergleich zum Vorjahr zwar – vor allem in den Bereichen Zuwanderung, 

Integration und Beschäftigung Älterer – reduziert, der Handlungsbedarf bleibt dennoch 

groß. Der rückläufige Handlungsbedarf könnte auch darauf hindeuten, dass die 

politischen Maßnahmen zur Sicherung von Fachkräften erste Früchte tragen 

(Flexirentengesetz) oder sich die Unternehmen andere Maßnahmen wünschen. So 

spiegelt sich der weiterhin hohe Änderungsbedarf bei der Verbesserung der 

Ausbildung von Jugendlichen auch in der relativ geringen Zufriedenheit der 

Unternehmen mit den bisherigen Maßnahmen wider. Lediglich 16,5 Prozent der 

Unternehmen zeigen sich zufrieden mit den bisher unternommenen Anstrengungen 

seitens der Politik in diesem Bereich. Bei den anderen genannten Maßnahmen zur 

Fachkräftesicherung, wie dem Ausbau der beruflichen Weiterbildung (34,3 Prozent), 

der Beschäftigung älterer Fachkräfte (32,4 Prozent) oder der Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf (22,3 Prozent), fällt die Zufriedenheit höher aus. 

 

In Zeiten der digitalen Transformation werden IKT-Kompetenzen immer bedeutender. 

Im Vergleich zum Vorjahr stieg die Zahl der Unternehmen, die sich Unterstützung bei 

der Vermittlung berufsorientierter IKT-Kompetenzen wünschen auf 66,2 Prozent (2016: 

53,4 Prozent). Der deutlich höhere Verbesserungsbedarf bestätigt, dass die 

Digitalisierung in den meisten bayerischen Unternehmen angekommen ist und diese 

unter anderem Unterstützung bei der Suche nach Mitarbeitern mit 

Digitalisierungskompetenzen benötigen. Um die Unternehmen beim digitalen Wandel 

zu unterstützen, hat das bayerische Wirtschaftsministerium in 2017 erfolgreich das 

Programm „Digitalbonus“ ins Leben gerufen, um kleinen und mittleren Unternehmen 

finanzielle Unterstützung für die unternehmensinterne Modernisierung von IKT-
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Hardware, -Software, -Systemen und -Anwendungen bereitzustellen und sie für die 

Herausforderungen der digitalen Welt zu rüsten. 

 

Entsprechend der relativ schlechten Bewertung des Arbeitsumfelds sehen die 

bayerischen Unternehmen auch hier einen verstärkten Handlungsbedarf. Dies zeigt 

sich bei den einzelnen Maßnahmen: 

 

– Flexibilität des Arbeitsrechts erhöhen (Zustimmungsquote: 66,2 Prozent). 

– Arbeitskosten senken (Zustimmungsquote: 62,4 Prozent). 

– Bürokratischen Aufwand beim Mindestlohngesetz reduzieren (Zustimmungsquote: 

72,8 Prozent). 

 

Ein wesentlicher Bürokratietreiber ist z. B. der gesetzliche Mindestlohn, dessen 

Einführung zu einer zusätzlichen Belastung von rund 9,6 Milliarden Euro für die 

Unternehmen in Deutschland geführt hat. Diese Kosten wurden in erster Linie von den 

umfangreichen Informations- und Aufzeichnungspflichten aufseiten der Unternehmen 

verursacht.3 Die Einführung des Mindestlohns wirkte sich überdies negativ auf den 

Arbeitsmarkt aus. Dies betrifft insbesondere die rückläufige Entwicklung der Zahl der 

geringfügig Beschäftigten.4 

 

Die Relevanz von Maßnahmen gegen bürokratische Belastungen und zur Stärkung der 

IKT-Kompetenzen zeigt sich auch in der Zunahme der Zustimmung, wenn man die 

Ergebnisse der aktuellen Befragung mit den Ergebnissen aus dem Vorjahr vergleicht. 

 

Eine weitere Belastung für die bayerischen Unternehmen sind die Arbeitskosten, die im 

internationalen Vergleich zu den höchsten gehören.5 Damit der Freistaat auf den 

Weltmärkten wettbewerbsfähig bleiben kann, müssen Lösungen gefunden werden, um 

den Kostennachteil zurückzuführen. 

  

                                                

 
3
 Vgl. Nationaler Normenkontrollrat (2014): Folgekosten ernst nehmen – Chancen nutzen. 

4
 Vgl. vbw (2017): Mindestlohn – Unsicherheit und Bürokratie beseitigen. 

5
 Vgl. vbw (2017): Industrielle Standortqualität Bayerns im internationalen Vergleich. 
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Tabelle 3 

Güte und Verbesserungswünsche im Bereich Humankapital und Arbeitsumfeld 

Güte
1)

 2013 2014 2015 2016 2017 

Verfügbarkeit qualifizierter Nachwuchskräfte 
(Auszubildende) 3,3 3,2 3,5 3,4 3,6 

Verfügbarkeit von Fachkräften 3,5 3,4 3,6 3,5 3,8 

Verfügbarkeit von Absolventen in MINT-Fächern 3,2 3,1 3,1 3,0 3,2 

Güte der Wissens- und Bildungsinfrastruktur 2,5 2,5 2,5 2,4 2,4 

Arbeitskosten – 3,0 3,1 3,1 3,1 

Flexibilität des Arbeitsrechts – 3,5 3,5 3,5 3,4 

Bürokratischer Aufwand – – 3,9 3,8 3,8 

Verbesserungswünsche
2)

 2013 2014 2015 2016 2017 

Unterstützung der Ausbildung von Jugendlichen 
verbessern 74,3 78,6 78,3 77,2 74,6 

Unterstützung der beruflichen Weiterbildung 
ausbauen 71,6 72,8 68,0 67,2 64,6 

Unterstützung durch die Politik bei der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf verbessern 64,5 70,6 65,5 67,8 64,8 

Zuwanderung von Hochqualifizierten aus dem 
Ausland erleichtern 51,2 52,1 58,7 55,8 49,1 

Integrations- und Bildungsmaßnahmen für 
Flüchtlinge verstärken – – – 58,6 52,6 

Beschäftigung älterer Fachkräfte ab 50 Jahren 
erleichtern (z. B. durch Befristungsmöglichkeiten 
oder Hinzuverdienstgrenzen) – – – 71,2 62,3 

Flexibler Renteneintritt ohne starre 
Renteneintrittsgrenze – – – 72,1 51,7 

Flexibilität des Arbeitsrechts erhöhen – 66,6 70,9 71,8 66,2 

Arbeitskosten senken – 56,3 61,9 65,2 62,4 

Bürokratischen Aufwand beim Mindestlohngesetz 
reduzieren – – 73,9 72,7 72,8 

Unterstützung bei Vermittlung berufsorientierter IKT-
Kompetenzen – – – 53,4 66,2 

 

1) 
Bewertung in Schulnoten. 

2) 
Zustimmungsquote in Prozent. 

Quellen: Unternehmensbefragung IW Consult (2013); (2014); (2015); (2016); (2017) 
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4.2 Innovationsumfeld 

Aus der aktuellen Unternehmensbefragung ergibt sich ein sehr ähnliches Bild zu den 

Vorgängerstudien. Demnach sind die Unternehmen mit dem Innovationsumfeld in 

Bayern insgesamt eher zufrieden. So werden die Bereiche Zugang zu Technologien 

und Technikfreundlichkeit bzw. positives Innovationsklima mit der Note 2,6 und die 

vorhandenen FuE-/Innovationsnetzwerke mit der Note 2,7 bewertet. Wie bereits in den 

Vorgängerstudien äußern vor allem die Unternehmen in den Agglomerationsräumen 

eine hohe Zufriedenheit mit dem Innovationsumfeld. Diese profitieren von einem regen 

Patentgeschehen, einer hohen FuE-Aktivität sowie hohen Ingenieurdichten. 

 

Die Kommunikationsinfrastruktur schätzen die Unternehmen mit der Note 3 weiterhin 

als befriedigend ein. Hier ist die Zufriedenheit der Unternehmen in den 

Agglomerationsräumen (Note 2,7) höher als in den ländlichen Räumen (Note 3,2). 

Entsprechend hoch ist die Zustimmungsquote zur Fortführung der Breitbandinitiative 

des Landes Bayern. 86,3 Prozent der Unternehmen sprechen sich hierfür aus. Der 

Änderungsbedarf ist hier unter allen Maßnahmen erneut am höchsten. Grund ist die in 

vielen Teilen Bayerns unzureichende Breitbandversorgung, die zur Folge hat, dass 

viele bayerische Unternehmen diverse Anwendungen nicht oder nur beschränkt nutzen 

können. Beispielsweise können datenintensive Prozesse bei unzureichender 

Versorgung gar nicht oder erst in den Abendstunden eingesetzt werden.6 

 

Zwar hat sich die Versorgung der bayerischen Haushalte mit Breitbandanschlüssen 

durch das bayerische Förderverfahren in den vergangenen Jahren verbessert. So 

waren Ende 2016 für 84,1 Prozent der bayerischen Haushalte Anschlüsse mit einer 

Leistungsfähigkeit von mindestens 30 Mbit/s verfügbar und 72,1 Prozent konnten 

Bandbreiten ab 50 Mbit/s nutzen. Jedoch ist die Versorgung mit leistungsfähigen 

Breitbandanschlüssen in dünner besiedelten, halbstädtischen und ländlichen Regionen 

sowohl in Bayern als auch in ganz Deutschland vergleichsweise schwächer 

ausgeprägt. In bayerischen Kommunen mit weniger als 250 Einwohnern je 

Quadratkilometer haben nur 36,5 Prozent aller Haushalte die Möglichkeit, einen 

Breitbandanschluss mit mindestens 50 Mbit/s zu buchen; in städtischen Regionen mit 

mehr als 500 Einwohnern je Quadratkilometer liegt der Anteil bei 91,5 Prozent.7 

 

Dennoch konnte der ländliche Raum im Zeitablauf aufholen, was auf erste Erfolge des 

Breitbandförderprogramms hindeutet. Deutlich wird dies auch an den 

Zustimmungswerten bezüglich der Fortführung der Breitbandinitiative. Diese sind in 

den Agglomerationszentren (89,3 Prozent) in etwa auf demselben Niveau wie in den 

ländlichen Räumen (85,8 Prozent). Insgesamt zeigen sich rund 41,3 Prozent der 

Unternehmen mit dem Breitbandförderprogramm des Freistaats zufrieden und 

schätzen es als sehr gut oder gut ein. 

                                                

 
6
 Vgl. vbw (2016): Versorgungsgrad der digitalen Infrastruktur in Bayern. 

7
 Vgl. TÜV Rheinland (2016): Bericht zum Breitbandatlas Ende 2016. 
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Neben einer leistungsfähigen digitalen Infrastruktur wünschen sich die Unternehmen 

zudem Unterstützung auf politischer Ebene, um die Potenziale der Digitalisierung 

vollständig ausschöpfen zu können. So sprechen sich gut zwei Drittel (68,5 Prozent) 

der befragten Unternehmen für verstärkte staatliche Digitalisierungs-Aktivitäten aus. 

Der relativ hohe Handlungsbedarf verdeutlicht nochmals die Relevanz des digitalen 

Wandels für die Unternehmen im Freistaat. Mit den bisherigen staatlichen Angeboten 

im Bereich der Digitalisierung zeigen sich 29,9 Prozent der befragten Unternehmen 

zufrieden. Die bereitgestellten Informationen über digitale Tools und deren 

Einsatzmöglichkeiten bzw. konkreten Nutzen werden von 28,9 Prozent der 

Unternehmen als sehr gut oder gut eingeschätzt. 

 

Im Vergleich zum Vorjahr zeigt sich, dass die Unternehmen dem Bereich 

Innovationsumfeld insgesamt weiterhin eine hohe Bedeutung beimessen und sich hier 

wie in den Vorjahren politische Handlungen wünschen. Dies zeigt sich bei den 

Zustimmungswerten zu den einzelnen Maßnahmen: 

 

– Beratungsangebot verbessern (Zustimmungsquote: 66,9 Prozent), 

– Förderungsangebot ausbauen (Zustimmungsquote: 73,6 Prozent), 

– finanzielle Förderung von Hochschulen und Forschungseinrichtungen stärken 

(Zustimmungsquote: 71,5 Prozent), 

– Antragsverfahren erleichtern (Zustimmungsquote: 84,9 Prozent), 

– Staatliche Digitalisierungs-Aktivitäten forcieren (Zustimmungsquote: 68,5 Prozent), 

– Unterstützung von Netzwerken zwischen Unternehmen und 

Forschungseinrichtungen (Zustimmungsquote: 63,6 Prozent), 

– Unterstützung von Netzwerken zwischen etablierten Unternehmen und Start-ups 

(Zustimmungsquote: 70,1 Prozent). 

 

Die Zunahme der Zustimmungswerte für die Unterstützung von Netzwerken zwischen 

etablierten Unternehmen und Start-ups ist erheblich. Lag der Wert im Vorjahr noch bei 

61,2 Prozent, so liegt er aktuell bei 70,1 Prozent. Dieser Wertzuwachs ist der stärkste 

Wertzuwachs bei allen abgefragten Verbesserungswünschen im Bereich 

Innovationsumfeld und verdeutlicht, dass sich die bayerischen Unternehmen verstärkt 

eine kooperative Vernetzung sowie ein dynamisches Gründerklima wünschen. Die 

digitale Transformation und der damit einhergehende Wettbewerbsdruck sensibilisieren 

die Unternehmen anscheinend zunehmend, ihre Geschäftsmodelle auf den digitalen 

Wandel anzupassen und ihre Innovationsaktivitäten zu stärken. Start-ups können hier 

wichtige Impulse setzen, da sie besonders geeignet sind, um kurze Innovationszyklen 

und disruptive Veränderungen aufzugreifen. 

 

Ebenfalls eine hohe Zustimmung bei den Unternehmen (58,1 Prozent) findet die 

Maßnahme, Ergebnisse aus öffentlich geförderter Forschung stärker in die Breite zu 

tragen. Hierfür gilt es, den Wissenstransfer unter anderem durch eine 

zielgruppengerechte Aufbereitung zu verbessern. Um den Nutzen von diversen 

Forschungsprojekten – vor allem für den Mittelstand – sichtbar zu machen, könnten die 
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Ergebnisse von geförderten Projekten mit Best-Practice-Beispielen aufbereitet und 

verbreitet werden. 

 

Insgesamt lässt sich feststellen, dass die Unternehmen dem Bereich 

Innovationsumfeld weiterhin eine hohe Bedeutung beimessen. Deshalb steigt 

möglicherweise auch der Wunsch nach mehr Beratung und Netzwerkarbeit, 

beispielsweise aufgrund aktueller innovationsnaher Themen wie der Digitalisierung. 
 

Tabelle 4 

Güte und Verbesserungswünsche im Bereich Innovationsumfeld 

Güte
1)

 2013 2014 2015 2016 2017 

Vorhandene FuE-/Innovationsnetzwerke 2,8 2,6 2,7 2,7 2,7 

Zugang zu Technologien 2,6 2,6 2,6 2,5 2,6 

Technikfreundlichkeit/positives Innovationsklima 2,6 2,5 2,6 2,5 2,6 

Kommunikationsinfrastruktur 2,9 2,9 3,1 3,0 3,0 

Verbesserungswünsche
2) 

2013 2014 2015 2016 2017 

Beratungsangebot verbessern 51,1 64,5 65,7 65,2 66,9 

Förderungsangebot ausbauen 68,0 71,2 78,3 73,2 73,6 

Breitbandinitiative fortführen 80,2 81,4 89,8 88,5 86,3 

Finanzielle Förderung von Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen stärken 65,8 73,9 73,1 71,0 71,5 

Antragsverfahren erleichtern – – 85,7 85,8 84,9 

Staatliche Digitalisierungs-Aktivitäten forcieren – – – 68,2 68,5 

Unterstützung von Netzwerken zwischen 
Unternehmen und Forschungseinrichtungen – – – 63,3 63,6 

Unterstützung von Netzwerken zwischen etablierten 
Unternehmen und Start-ups – – – 61,2 70,1 

Ergebnisse aus öffentlich geförderter Forschung 
stärker in die Breite tragen – – – – 58,1 

 

1)
 Bewertung in Schulnoten. 

2)
 Zustimmungsquote in Prozent. 

Quellen: Unternehmensbefragung IW Consult (2013); (2014); (2015); (2016); (2017) 
 

  



Studie – Standort Bayern: Unternehmerperspektiven 2017 

vbw – Dezember 2017 

Güte der Standortfaktoren und 

Verbesserungswünsche 
23 

 

 

4.3 Digitalisierung 

Die digitale Transformation ist, dank ihrer Mehrdimensionalität und 

branchenübergreifenden Anwendbarkeit, treibender Innovations- und Wachstumsmotor 

des 21. Jahrhunderts und hat das Potenzial zu grundlegenden Strukturveränderungen 

der Wirtschaft. Sie verändert Geschäftsmodelle und Märkte und bietet somit allen 

Branchen eine Vielzahl an Möglichkeiten für neue Formen der Wertschöpfung.8 

 

Aufgrund der zentralen Rolle der Digitalisierung wurden die Unternehmen in der 

aktuellen Befragung erstmalig in einer eigenen Rubrik zu Kernaspekten der digitalen 

Entwicklung befragt.  

 

Die Befragungsergebnisse zeigen, dass bestimmten unternehmenseigenen Online-

Aktivitäten derzeit noch eine vergleichsweise geringe Bedeutung zugesprochen wird. 

Für knapp die Hälfte der Unternehmen (46,2 Prozent) sind die Qualität und die 

Aktualität der Inhalte auf der Website des Unternehmens von hoher Bedeutung. Eigene 

Social-Media-Aktivitäten, Suchmaschinenoptimierung und Online-Werbung spielen 

dagegen bislang noch eine eher untergeordnete Rolle und schöpfen noch nicht das 

gesamte Potenzial aus (Tabelle 5). 

 

Tabelle 5 

Bedeutung von Online-Aktivitäten und Nutzung der Digitalisierung nach 

Unternehmensbereichen 

Bedeutung
1) 

Anteil in Prozent 

Eigene Social-Media-Aktivitäten 25,0 

Optimierung der eigenen Darstellung für Suchmaschinen 36,2 

Gute, aktuelle Inhalte auf der unternehmenseigenen Website 46,2 

Online-Werbung 25,3 

Nutzung Anteil in Prozent 

Zur Prozessverbesserung 69,5 

Auf Produktebene 63,3 

Im Rahmen neuer Geschäftsmodelle 55,1 

 

1) 
Bewertung auf einer Skala 0 (keinerlei Bedeutung) bis 10 (sehr hohe Bedeutung); 
Anteil der Unternehmen, die die Punkte 8 bis 10 wählten. 

Quelle: Unternehmensbefragung IW Consult (2017) 
 

                                                

 
8
 Vgl. vbw (2017): Neue Wertschöpfung durch Digitalisierung. 
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Die Digitalisierung wird von den Unternehmen im Freistaat in erster Linie zur 

Verbesserung von Prozessen genutzt (69,5 Prozent). Ähnlich wichtig sind digitale 

Lösungen bereits auf Produktebene (63,3 Prozent). Etwas weniger genutzt wird die 

Digitalisierung im Rahmen der Entwicklung neuer Geschäftsmodelle – dies ist in 

55,1 Prozent der Unternehmen der Fall. 
 

Um die angestrebte Prozessoptimierung bestmöglich in die Unternehmensabläufe zu 

integrieren, wird eine flächendeckende Umsetzung der Digitalisierungsaspekte 

angestrebt. Bereits 71,4 Prozent aller Unternehmen erfassen ihre Stammdaten digital. 

Rund die Hälfte der Unternehmen sorgt für die Verfügbarkeit relevanter Prozesse am 

jeweiligen Arbeitsplatz (51,1 Prozent) und unterstützt aus zentraler Position 

multilaterale Geschäftsprozesse, beispielsweise zwischen dem Unternehmen und 

seinen Lieferanten (47,3 Prozent). 

 

Abbildung 5 

Flächendeckende Umsetzung von Digitalisierungsaspekten 

 

 
 
* Produkte, Vorprodukte, Personal-, Kunden- und Mitarbeiterdaten. 
 Angaben in Prozent. 
Quelle: Unternehmensbefragung IW Consult (2017) 
 

 

Diese hohe Relevanz der Digitalisierung, speziell der IKT-Vernetzung, wird sowohl mit 

Hinblick auf die Strategie als auch die Systeme eines Unternehmens bestätigt. 

69,6 Prozent der Unternehmen sehen vernetzte IKT-/EDV-Systeme als elementare 

Bestandteile für die Abwicklung ihrer Geschäftsprozesse. Auch für die strategische 

Ausrichtung der Mehrheit der Unternehmen (60,8 Prozent) haben Aspekte der 

Digitalisierung eine signifikante Bedeutung. 
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Abbildung 6 

Relevanz von Digitalisierungsaspekten 

 

 

 
Angaben in Prozent. 
Quelle: Unternehmensbefragung IW Consult (2017) 
 

 

Neben den Chancen, welche die digitale Transformation bietet, bringt sie auch neue 

Risiken und Gefahren für deren Nutzer mit sich. Die Sicherheit der IT steht daher 

gleichzeitig im Fokus der Unternehmen, die ihre teils hochsensiblen Daten und 

Informationen vor Missbrauch und Online-Kriminalität schützen wollen. Die Tatsache, 

dass sich nur 12,8 Prozent der Unternehmen zufriedenstellend gegen Online-

Kriminalität und Cyber-Crime gewappnet fühlen, unterstreicht die Dringlichkeit der 

Thematik (Note 3,8). Die innere Sicherheit ist aus Sicht von 31,6 Prozent der 

Unternehmen gut gewährleistet (Note 3,1). 

 

Die Unternehmen sprechen sich dabei klar für konkrete Maßnahmen aus, mit deren 

Hilfe die Verbesserung der inneren Sicherheit realisiert werden könnte. Eine bessere 

Informationsgrundlage über Cyber-Risiken wünschen sich beispielsweise vier von fünf 

Unternehmen (79,8 Prozent). Noch stärker werden intensivierte Forschungsaktivitäten 

hinsichtlich IT-Sicherheit (85,7 Prozent) und konkrete Hilfestellungen seitens der Politik 

(84,9 Prozent) gefordert. 72,8 Prozent der Unternehmen würden gleichzeitig die 

Benennung staatlicher Ansprechpartner begrüßen, um gemeinsam die 

unternehmensinterne Sicherheit optimieren zu können. 

 

Weiterhin gilt es, die Ausbildung der Fachkräfte für IT-Sicherheit gezielt zu fördern und 

bayerische Kompetenzzentren für Cyber-Sicherheit zu errichten. Ebenso wichtig ist die 

staatliche Förderung von unternehmensinternen Cyber-/Datensicherheitsstrategien.9 

 

                                                

 
9
 Vgl. vbw (2017): Neue Wertschöpfung durch Digitalisierung. 
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Tabelle 6 

Zufriedenheit und Verbesserungswünsche im Bereich Innovationsumfeld 

Zufriedenheit
1)

 im Hinblick auf die innere Sicherheit mit dem Schutz, der 
Aufklärung und Prävention im Bereich … 

Mittelwert 

 … „klassischer“ Delikte wie Einbruchdiebstahl, Betrug, Vandalismus etc. 3,1 

 … Online-Kriminalität und Cyber-Crime 3,8 

Verbesserungswünsche
2) Anteil in Prozent 

Bessere Information über die verschiedenen Cyber-Risiken 79,8 

Forschung zu IT-Sicherheit intensivieren (z. B. neuer Förderschwerpunkt) 85,7 

Konkrete Hilfestellungen für Unternehmen bei der Abwehr von Cyber-Gefahren 84,9 

Benennung staatlicher Ansprechpartner 72,8 

 

1) 
Bewertung in Schulnoten. 

2)
 Zustimmungsquote in Prozent. 

Quellen: Unternehmensbefragung IW Consult (2013); (2014); (2015); (2016); (2017) 
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4.4 Wertschöpfungsketten 

Die Wertschöpfungsketten in Bayern sind internationalisiert. So geben 46,7 Prozent 

der Unternehmen an, direkt oder indirekt in internationale Wertschöpfungsketten 

eingebunden zu sein. Nach einem steigenden Wachstum zwischen den Jahren 2014 

und 2016 ist die Einbindung der bayerischen Unternehmen in globale 

Produktionsnetzwerke im Vergleich zum Vorjahr zwar gesunken, aber weiterhin hoch. 

Ein möglicher Grund für den Rückgang könnten die mit der Vernetzung verbundenen 

Abhängigkeiten von weltweiten Konjunkturentwicklungen sein, die dazu führen 

könnten, dass grenzüberschreitende Kunden- und Lieferantenbeziehungen reißen. 

 

Dennoch sind staatliche Aktivitäten mit Bezug auf das Ausland für mehr als 80 Prozent 

der bayerischen Unternehmen von Bedeutung, z. B. als Absatzmarkt, auch wenn diese 

nicht in internationalen Wertschöpfungsketten eingebunden sind. Mit den staatlichen 

Aktivitäten in Bezug auf außenwirtschaftliche Belange, wie beispielsweise den 

internationalen Handelsabkommen, sind die befragten Unternehmen nur bedingt 

zufrieden. Die Aktivitäten werden mit der Note 3,1 zwar etwas besser beurteilt als im 

Vorjahr. Dennoch schätzen lediglich 18,2 Prozent der Unternehmen die 

außenwirtschaftlichen Aktivitäten des Staates als mindestens gut ein. 

 

Die internationale Einbindung führt weiterhin zu einem verschärften Wettbewerb der 

Regionen. Damit die ansässigen Unternehmen auch in Zukunft ihre Region als 

Heimathafen wahrnehmen und sich der Freistaat im globalen Standortwettbewerb 

behaupten kann, müssen die Rahmenbedingungen stetig optimiert werden. Die 

Wahrung der Standortattraktivität ist notwendig, um ausländische Investoren für 

Bayern gewinnen und sich optimal auf potenziellen Absatzmärkten positionieren zu 

können.10  

 

Die Einschätzung der Unternehmen zu ihrer eigenen zukünftigen Wettbewerbsfähigkeit 

fällt mit der Note 2,6 weiterhin relativ gut aus. Das liegt unter anderem daran, dass die 

bayerischen Unternehmen auf ein leistungsfähiges Zulieferer- und Partnernetz vor Ort 

zurückgreifen können (Note 2,2). 

 

Neben internationalen Wertschöpfungsnetzwerken trägt auch die Vernetzung mit 

regionalen Wertschöpfungspartnern zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit von 

Unternehmen bei. Denn durch die Zusammenarbeit von Wirtschaft und Wissenschaft 

werden Innovationen und Wertschöpfung generiert. Vor dem Hintergrund der digitalen 

Transformation können Wissenstransfers zwischen FuE-Einrichtungen und 

Unternehmen zudem die Umsetzung von Industrie 4.0 und die Entwicklung der damit 

verbundenen digitalen Technologien erleichtern. 

 

                                                

 
10

 Vgl. vbw (2017): Zukunft der industriellen Wertschöpfung in Deutschland und Bayern. 
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Daher ist es positiv zu bewerten, dass ein Drittel der Unternehmen angibt, in 

wissensintensiven Kooperationen mit Partnern aktiv zu sein. Dieser Wert ist ein gutes 

Signal dafür, dass eine Vielzahl bayerischer Unternehmen die Notwendigkeit von 

Kooperationen erkannt hat. Vor allem kleine und mittlere Unternehmen, welche selbst 

über keine eigene FuE-Abteilung verfügen, können von einer Kooperation mit 

Hochschulen oder Forschungseinrichtungen profitieren. Indem sie Forschungs- und 

Entwicklungskooperationen eingehen, stärken sie ihre Wettbewerbsfähigkeit, ihre 

internen Kernkompetenzen und profitieren von externer Expertise. 
 

Es gilt also, noch mehr Unternehmen in die vorhandene starke Forschungs- und 

Entwicklungslandschaft in Bayern einzubinden und Kooperationen mit anderen 

Unternehmen und Gründern zu fördern. Angesichts der starken Exportorientierung der 

bayerischen Unternehmen muss die Kooperationstätigkeit auch auf internationalem 

Level verstärkt werden. Insbesondere soll dabei die Zusammenarbeit mit den 

Schwellenländern „aus zweiter Reihe“, wie z. B. Indonesien oder Vietnam, intensiviert 

werden.11 
 
 

Tabelle 7 

Güte und Einbindung im Bereich Wertschöpfungsketten 

Güte
1)

 2013 2014 2015 2016 2017 

Leistungsfähigkeit der Zulieferer vor Ort 2,4 2,3 2,2 2,2 2,2 

Leistungsfähigkeit der lokalen Kooperationen 2,7 2,2 2,1 2,0 2,2 

Staatliche Aktivitäten in Bezug auf 
außenwirtschaftliche Belange – – 3,1 3,2 3,1 

Einschätzung der zukünftigen Wettbewerbsfähigkeit 
des eigenen Unternehmens – 2,5 2,6 2,6 2,6 

Einbindung
2)

 2013 2014 2015 2016 2017 

Unternehmen mit wissensintensiven Kooperationen – 39,2 31,7 36,8 33,6 

Unternehmen in internationalen 
Wertschöpfungsketten – 49,8 51,8 54,0 46,7 

 

1) 
Bewertung in Schulnoten. 

2) 
Zustimmungsquote in Prozent. 

Quellen: Unternehmensbefragung IW Consult (2013); (2014); (2015); (2016); (2017) 
 

 
  

                                                

 
11

 Vgl. vbw (2017): Zukunft der industriellen Wertschöpfung in Deutschland und Bayern. 
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Mit Blick auf die Liefer- und Kundenstrukturen lassen sich regionale Verschiebungen 

feststellen. Grund hierfür ist die Globalisierung. Da viele bayerische Unternehmen 

erfolgreich auf den Weltmärkten präsent sind, stehen sie prinzipiell auch vor der 

Entscheidung, im Ausland zu produzieren. 

 

Insgesamt zeigen die Befragungsergebnisse, dass die Unternehmen den bayerischen 

Zulieferern und Kunden eine höhere Bedeutung beimessen als den Zulieferern und 

Kunden vor Ort. So geben aktuell 34 Prozent der befragten Unternehmen an, dass ihre 

wichtigsten Lieferanten und Kunden in Bayern ansässig sind. Zudem gehen die 

Unternehmen davon aus, dass diese Strukturen auch in den nächsten fünf Jahren 

Bestand haben werden. 

 

Zulieferer aus der eigenen Region haben die zweithöchste Bedeutung. 29 Prozent aller 

mit Lieferanten getätigten Umsätze werden nach jetzigen Planungen auch in fünf 

Jahren in der eigenen Region realisiert. Starke Liefer-, Kunden- und 

Kooperationsverflechtungen in der eigenen Region tragen dazu bei, dass 

Unternehmen ihren Standorten treu bleiben, weil dort bestehende Vertrauens- und 

flexible Wertschöpfungsstrukturen genutzt werden können. Aktuell entfallen rund 

10 Prozent auf ausländische Lieferanten; in fünf Jahren wird der Anteil minimal steigen 

(11 Prozent). Dabei gehen die bayerischen Unternehmen davon aus, dass einzig Asien 

als Zuliefererregion für die Unternehmen leicht an Bedeutung gewinnen wird. Während 

bereits aktive Unternehmen die Ausweitung ihrer Auslandseinkäufe anstreben, wollen 

weitere 10 Prozent der ansässigen Firmen erstmals Einkäufe im Ausland tätigen.12 

 

Das Bild bei den Kooperationspartnern ist ein ähnliches. Ihre Kooperationspartner 

suchen sich bayerische Unternehmen vornehmlich in Deutschland, dort aber 

offensichtlich nicht regionen-, sondern eher themenorientiert. Zudem zeigt sich mit 

Blick auf die wissensintensiven Zusammenschlüsse im Zeitablauf, dass die 

kooperierenden Unternehmen das erhebliche Potenzial dieser wissensintensiven 

Kooperationen erkannt haben. Während die Unternehmen im Vorjahr mit 19 Partnern 

kooperierten, sind es in diesem Jahr 23 Partner. 
  

                                                

 
12

 Vgl. vbw (2017): Verlagerung von Wertschöpfung –Geht die Produktion ins Ausland? 



30 Güte der Standortfaktoren und 

Verbesserungswünsche 

Studie – Standort Bayern: Unternehmerperspektiven 2017 

vbw – Dezember 2017 

 

 

Tabelle 8 

Regionale Bedeutung von Wertschöpfungsketten 

Bedeutung Zulieferer
1)

 Kunden
1)

 Partner 

 Anteil 
heute 
in Prozent 

Anteil in 
5 Jahren 
in Prozent 

Anteil 
heute 
in Prozent 

Anteil in 
5 Jahren 
in Prozent 

Anzahl 
heute 

Zuwachs in 
5 Jahren 
in Prozent 

Eigene Region 29 29 23 22 4 45 

Bayern 34 33 34 33 5 47 

Deutschland 27 27 24 23 8 43 

EU: Westeuropa 6 6 9 9 3 32 

EU: Mittel- und Osteuropa 1 1 4 5 1 21 

USA 1 1 1 1 1 20 

Asien 2 3 5 6 1 28 

Restliche Welt 0 0 0 0 1 18 

Gesamt 100 100 100 100 23 32 

 

1) 
Wichtigste Zulieferer bzw. Kunden. 

Summenabweichungen ergeben sich aus Rundungsdifferenzen. 
Quelle: Unternehmensbefragung IW Consult (2017) 
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4.5 Allgemeine Infrastruktur 

Die allgemeine Infrastruktur wurde in den Vorgängerstudien insgesamt durchweg 

positiv bewertet. Die aktuelle Befragung verdeutlicht ein nahezu identisches Bild. Zwar 

werden die soziokulturelle Infrastruktur und die Gewerbe- und Industrieflächen etwas 

schlechter eingeschätzt als im Vorjahr, erhalten mit der Note 2,5 aber dennoch eine 

zufriedenstellende Bewertung. Für die Verkehrsinfrastruktur (Straße, Schiene, Luft) 

vergeben die Unternehmen exakt die gleichen Noten wie im Vorjahr. Dabei ist die 

Zufriedenheit der Unternehmen mit den einzelnen Verkehrsträgern unterschiedlich. 

Während die Infrastruktur für den Straßen- und Luftverkehr mit der Note 2,6 bzw. 2,8 

relativ gut abschneidet, wird die Infrastruktur für den Schienenverkehr mit der Note 3,2 

schlechter bewertet. 

 

Wie in den Vorjahren ist die Zufriedenheit mit der allgemeinen Infrastruktur bei den 

Unternehmen in Agglomerationsräumen höher als in ländlichen Räumen. Am 

deutlichsten fallen diese Diskrepanzen bei der Bewertung der Infrastruktur für den Luft- 

(Agglomerationsräume: 2,2; ländliche Räume: 3,1) und Schienenverkehr 

(Agglomerationsräume: 2,7; ländliche Räume: 3,5) sowie des Angebots im öffentlichen 

Personennahverkehr (Agglomerationsräume: 2,6; ländliche Räume: 3,5) aus. 

Entsprechend sehen die Unternehmen in ländlichen Räumen bei dem Großteil der 

abgefragten Maßnahmen einen höheren Handlungsbedarf als die Unternehmen in 

Agglomerationszentren. In Agglomerationszentren deutlich stärker ausgeprägt ist der 

Wunsch nach der Bereitstellung von attraktivem und bezahlbarem Wohnraum. 

 

Gegenüber den Vorjahren fällt der geäußerte Verbesserungsbedarf aktuell insgesamt 

höher aus. Lediglich bei den Maßnahmen „Investitionen in die Infrastruktur für den 

Straßenverkehr“ und „Verstärkte Nutzung privater Finanzierungsquellen, um öffentliche 

Bauvorhaben zu beschleunigen“ ist der Handlungsbedarf zurückgegangen. Der Bedarf 

nach Investitionen in die Straßenverkehrsinfrastruktur ist aber weiterhin hoch. Hier 

sollte insbesondere der Ausbau von Bundesstraßen vorangetrieben werden, um die 

Nord-Süd-Autobahnen gezielt zu entlasten und die Fernverkehrsströme in Bayern zu 

entzerren.13 

 

Die höheren Zustimmungsquoten bei den übrigen Maßnahmen deuten darauf hin, dass 

der Bereich Leben und Wohnen für die bayerischen Unternehmen weiter an Bedeutung 

gewonnen hat und sich die Unternehmen verstärkt Handlungen auf politischer Ebene 

wünschen. Diese gewünschten Maßnahmen betreffen unmittelbar die Attraktivität des 

Standorts und wirken sich demnach mittelbar auf den Erfolg von Unternehmen aus – 

z. B. bei der Rekrutierung von potenziellen Arbeitskräften. Dabei sehen die 

Unternehmen den größten Verbesserungsbedarf erneut bei der Sicherstellung einer 

flächendeckenden Gesundheitsversorgung: 83,6 Prozent der Unternehmen sprechen 

                                                

 
13

 Vgl. vbw (2016): Bundesverkehrswegeplan 2030 – Chancen nutzen. 
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sich für Maßnahmen in diesem Bereich aus. Die zweithöchsten Zustimmungswerte 

erreicht – wie bereits in den Vorjahren – die Sicherung wohnortnaher Schulen 

(82 Prozent). Um die dazu notwendigen Investitionen in die Bildungsinfrastruktur auch 

in finanzschwachen Kommunen realisieren zu können, konnte im Rahmen des Bund-

Länder-Paktes eine Einigung über Bundes-Finanzhilfen in Höhe von 3,5 Milliarden 

Euro erzielt werden. Dies trägt zur qualitativen Weiterentwicklung der Schulbildung bei, 

ohne die Kulturhoheit der Länder zu tangieren.14 

 

Dass Maßnahmen zur Erhöhung der Standortattraktivität an Bedeutung gewonnen 

haben, zeigt sich auch mit Blick auf die Zustimmungswerte für weitere soziokulturelle 

Maßnahmen im Zeitablauf: 

 

– Sicherung wohnortnaher Kitas (2017: 77,7 Prozent; 2016: 76,2 Prozent; 2015: 

73,3 Prozent). 

– Flächendeckendes Angebot im ÖPNV sicherstellen (2017: 77,8 Prozent; 2016: 

75,9 Prozent; 2015: 71,3 Prozent). 

– Bereitstellung eines attraktiven und bezahlbaren Angebots an Wohnraum (2017: 

79,7 Prozent; 2016: 75,3 Prozent; 2015: 72,8 Prozent). 

– Sicherung wohnortnaher Pflegeeinrichtungen (2017: 75,9 Prozent; 2016: 

70,8 Prozent). 

– Verbesserung der Lebenssituation im ländlichen Raum (2017: 66,4 Prozent; 2016: 

63,5 Prozent; 2015: 62,8 Prozent). 

– Sicherstellung eines attraktiven Angebots an soziokulturellen Einrichtungen (2017: 

53,3 Prozent; 2016: 51,9 Prozent). 

 

Vergleicht man die aktuellen Verbesserungsbedarfe mit dem aus dem Vorjahr wird 

deutlich, dass die Verkehrsträger Luft und Schiene für die Unternehmen an Bedeutung 

gewonnen haben. Ein möglicher Grund hierfür ist der steigende Bedarf, den auch die 

Verkehrsverflechtungsprognose für das Jahr 2030 bestätigt. Diese attestiert dem 

Güterverkehr eine Zunahme um 38 Prozent.15 

 
  

                                                

 
14

 Vgl. vbw (2017): Finanzhilfen des Bundes im Bereich Bildungsinfrastruktur. 
15

 Vgl. BMVI (2014): Verkehrsverflechtungsprognose für das Jahr 2030. 
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Tabelle 9 

Güte und Verbesserungswünsche im Bereich allgemeine Infrastruktur 

 
 

1)
 Bewertung in Schulnoten. 

2)
 Zustimmungsquote in Prozent. 

Quellen: Unternehmensbefragung IW Consult (2013); (2014); (2015); (2016); (2017) 
 

 

Aufgrund der aktuellen Diskussionen über Diesel-Fahrverbote, blaue Plakette und die 

Schadstoffbelastung in Städten wurden die Unternehmen in der diesjährigen 

Befragung um ihre Einschätzungen zur Belastung durch Gesetze oder 

Gesetzesvorhaben bezüglich Feinstaub gebeten (Abbildung 7). Die Ergebnisse zeigen, 

dass die Unternehmen insgesamt mit erheblichen Belastungen rechnen. Die meisten 

Güte
1)

 2013 2014 2015 2016 2017 

Güte der soziokulturellen Infrastruktur 2,2 2,5 2,4 2,4 2,5 

Güte der Gewerbe- und Industrieflächen 2,5 2,4 2,5 2,4 2,5 

Infrastruktur für den Straßenverkehr – 2,8 2,6 2,6 2,6 

Infrastruktur für den Schienenverkehr – 3,4 3,2 3,2 3,2 

Infrastruktur für den Luftverkehr – 2,8 2,8 2,8 2,8 

Verbesserungswünsche
2) 

2013 2014 2015 2016 2017 

Investitionen in die Straßenverkehrsinfrastruktur – 68,6 77,0 73,9 72,1 

Investitionen in die Schienenverkehrsinfrastruktur – 49,2 52,2 53,0 56,2 

Investitionen in die Luftverkehrsinfrastruktur – 24,3 32,6 27,5 30,3 

Sicherung wohnortnaher Schulen 84,3 72,6 77,5 76,3 82,0 

Sicherung wohnortnaher Kitas – – 73,3 76,2 77,7 

Sicherung wohnortnaher Pflegeeinrichtungen – – 72,8 70,8 75,9 

Verbesserung der Lebenssituation im ländlichen 
Raum – 62,9 62,8 63,5 66,4 

Sicherstellung einer flächendeckenden 
Gesundheitsversorgung 88,5 76,2 79,4 80,8 83,6 

Flächendeckendes Angebot im ÖPNV sicherstellen 61,6 71,8 71,3 75,9 77,8 

Bereitstellung eines attraktiven und bezahlbaren 
Angebots an Wohnraum 77,4 71,0 72,8 75,3 79,7 

Sicherstellung eines attraktiven Angebots an 
soziokulturellen Einrichtungen 49,5 48,3 53,5 51,9 53,3 

Verstärkte Nutzung privater Finanzierungsquellen, 
um öffentliche Bauvorhaben zu beschleunigen – – – 46,1 42,9 
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Unternehmen (65,8 Prozent) sehen das Verbot von Verbrennungsmotoren ab 2030 als 

große oder mittlere Belastung. 

 

Ein weiteres verkehrspolitisch kontrovers diskutiertes Thema sind die Fahrverbote in 

Innenstädten für Dieselfahrzeuge aufgrund der Überschreitung der EU-Grenzwerte für 

Stickstoffdioxid (NO2). Diese Fahrverbote würden für 62 bzw. 64 Prozent (auch 

Lieferverkehr) der Unternehmen eine große oder mittlere Belastung darstellen. 

 

Aber auch die blaue Plakette, die als Erweiterung der roten, gelben und grünen 

Plaketten gedacht ist und vor allem Stickoxid-Werte stärker untersucht, stufen sechs 

von zehn Unternehmen (60,4 Prozent) als Belastung ein. 

 

Abbildung 7 

Belastung durch Gesetze bzw. Gesetzesvorhaben bezüglich Feinstaub 

 
 

Angaben in Prozent. 
Quelle: Unternehmensbefragung IW Consult (2017) 
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4.6 Verwaltungshandeln 

Die bayerischen Unternehmen sind mit dem Verwaltungshandeln insgesamt eher 

unzufrieden. So werden das unbürokratische Verhalten öffentlicher Stellen sowie die 

Zulassungs- und Genehmigungsverfahren mit Bewertungen der Noten 3,5 bzw. 3,4 

weiterhin relativ schlecht eingeschätzt. Auch bei den Befragungen in den Vorjahren 

vergaben die Unternehmen vergleichsweise schlechte Noten. 

 

Verbesserungen im Verwaltungshandeln können laut den bayerischen Unternehmen 

vor allem durch effizientere Verfahren (Zustimmungsquote: 82,8 Prozent) erreicht 

werden. 76,1 Prozent der Unternehmen sind der Meinung, dass die Politik das Klima 

zwischen Unternehmen und Behörden, beispielsweise durch mehr Transparenz und 

einen verstärkten Informationsaustausch, verbessern sollte. Dabei sprechen sich die 

Unternehmen insbesondere für folgende konkrete Maßnahmen aus: 

 

– Einführung einheitlicher Ansprechpartner auf kommunaler Ebene (75,9 Prozent). 

– Administrative Einheiten stärker untereinander vernetzen (75,8 Prozent). 

 

Die hohen Zustimmungswerte zu diesen beiden Maßnahmen im Zeitablauf 

verdeutlichen den hohen Handlungsbedarf in Bezug auf Bürokratieabbau und 

Vereinfachung der Verwaltung. Das liegt daran, dass Deutschland unter Regulierungen 

und höheren bürokratischen Belastungen mehr als andere Länder leidet.16 Und das, 

obwohl eine hohe Bürokratie und Regulierungsdichte die Wettbewerbsfähigkeit der 

bayerischen Unternehmen schwächt, zukünftiges Wachstum gefährdet und 

Investitionen hemmt. Letzteres zeigt sich auch bei einer Umfrage der vbw, bei der fast 

55 Prozent der befragten bayerischen Unternehmen angeben, dass das 

Bürokratieniveau ein großes Investitionshemmnis ist. Lediglich bei 11 Prozent der 

Unternehmen bleibt ihre Investitionsbereitschaft von der Regulierung unberührt.17 

 

Auch empirische Befunde machen deutlich, dass bürokratische Lasten ökonomisch 

nachweisbare negative Folgen haben. So würde z. B. die Reduzierung des 

Zeitaufwands zur Erfüllung von Anforderungen hoheitlicher Vorschriften um 10 Prozent 

zu einer Erhöhung des Bruttoinlandsprodukts in Deutschland um rund 9,1 Milliarden 

Euro führen. Ähnlich negative Einflüsse durch die Bürokratie werden auch für 

Unternehmensgründungen und volkswirtschaftliche Investitionen bestätigt.18 

 

Eine moderne Maßnahme zum Abbau von Bürokratie und zur Modernisierung der 

Verwaltung ist der Aufbau eines ganzheitliches E-Governments. Dieses könnte auf 

                                                

 
16

 Vgl. vbw (2017): Bürokratiekosten und neue Wege zur Vermeidung von Bürokratie. 
17

 Vgl. vbw (2017): IW Konjunkturumfrage Bayern Frühjahr 2017. 
18

 Vgl. vbw (2017): Bürokratiekosten und neue Wege zur Vermeidung von Bürokratie. 
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Basis eines überregionalen Open-Data-Portals zu signifikanten Kosteneinsparungen 

und Effizienzsteigerungen durch Bürokratieabbau beitragen.19  

 

In der aktuellen Befragung sprechen sich 65,2 Prozent der Unternehmen für den 

stärkeren Ausbau von digitalen Angeboten im Bereich der Verwaltung und Regulierung 

aus (E-Government/E-Administration). Zwar ist der Verbesserungswunsch gegenüber 

dem Vorjahr leicht zurückgegangen, im Zeitablauf lässt sich jedoch ein steigender 

Trend feststellen (Zustimmungsquote 2013: 52,5 Prozent). Dies könnte darauf 

hindeuten, dass die Unternehmen in der elektronischen Abwicklung von 

Verwaltungsvorgängen zunehmend eine Chance für effizientere Verwaltungsvorgänge 

und weniger Bürokratie sehen und/oder mit dem bisherigen Fortschritt von E-

Government noch nicht zufrieden sind. Dass Deutschland bei der Modernisierung der 

Verwaltung durch E-Government im internationalen Vergleich deutlich hinterherhinkt, 

wird durch verschiedene Studien bestätigt.20 Im Freistaat ist mit dem Bayerischen E-

Government-Gesetz, das am 8. Dezember 2015 im Landtag verabschiedet wurde, ein 

wichtiger Meilenstein für die Verwaltungsmodernisierung gelegt worden. 

 

Die „Einschränkung der wirtschaftlichen Betätigung der Kommunen, wenn sie dadurch 

in Konkurrenz zu effizienten privatwirtschaftlichen Angeboten treten“ wünschen sich 

48,9 Prozent der befragten Unternehmen. Der Verbesserungsbedarf ist hier nur 

durchschnittlich und im Zeitablauf relativ konstant. 

 
  

                                                

 
19

 Vgl. IW Consult (2016): eGovernment in Deutschland: Bedeutung und Potenzial für das deutsche Innovationssystem. 
20

 Vgl. EFI (2016): Gutachten zu Forschung, Innovation und technologischer Leistungsfähigkeit Deutschlands 2016. 
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Tabelle 10 

Güte und Verbesserungswünsche im Bereich Verwaltungshandeln 

Güte
1)

 2013 2014 2015 2016 2017 

Zulassungs- und Genehmigungsverfahren 3,3 3,2 3,4 3,4 3,4 

Unbürokratisches Verhalten öffentlicher Stellen 3,7 3,7 3,5 3,5 3,5 

Verbesserungswünsche
2)

 2013 2014 2015 2016 2017 

E-Government/E-Administration stärker ausbauen 52,5  61,7 63,8 66,8 65,2 

Administrative Einheiten stärker miteinander 
vernetzen 74,5 73,3 76,1 78,0 75,8 

Wirtschaftlichen Betätigung der Kommunen 
einschränken, wenn sie dadurch in Konkurrenz zu 
effizienten privatwirtschaftlichen Angeboten treten – 49,3 50,9 49,6 48,9 

Einführung einheitliche Ansprechpartner auf 
kommunaler Ebene – 75,6 76,2 73,9 75,9 

 

1)
 Bewertung in Schulnoten. 

2) 
Zustimmungsquote in Prozent. 

Quellen: Unternehmensbefragung IW Consult (2013); (2014); (2015); (2016); (2017) 
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4.7 Energie- und Stromversorgung 

In der aktuellen Befragung vergeben die Unternehmen erneut relativ gute Noten für die 

Energie- und Stromversorgung in Bayern. Auf einer Schulnotenskala bewerten sie die 

Stromversorgung mit einer 1,9 und die Rohstoffversorgung mit einer 2,2. Damit ist die 

Zufriedenheit der Unternehmen im Zeitablauf nahezu gleich hoch geblieben. 

 

Weiterhin eher unzufrieden sind die Unternehmen mit den Strompreisen (Note 3,5). Die 

relativ schlechte Bewertung der Strompreise liegt vor allem daran, dass die 

Industriestrompreise in Deutschland und Bayern im internationalen Vergleich nach wie 

vor auf einem zu hohen Niveau sind. Problematisch ist das insbesondere für 

Unternehmen, die im internationalen Wettbewerb stehen, da die hohen Energiekosten 

nicht nur die Attraktivität und Leistungsfähigkeit des Standorts Bayern, sondern auch 

seine Wettbewerbsfähigkeit schwächen. 

 

Hauptursache für die hohen Kosten ist das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG).21 

Zudem sorgten gestiegene Energiepreise im Jahr 2016 für höhere Betriebskosten und 

schlagen sich jetzt in steigenden Verbesserungswünschen seitens der Unternehmen 

nieder.22 Dementsprechend wünscht sich die Mehrheit der befragten Unternehmen 

(77,5 Prozent), dass die Rahmenbedingungen angepasst werden, um die Kosten der 

Energiewende zu senken. Trotz der Novelle des Gesetzes, die zum 01.01.2017 in Kraft 

getreten ist, ist keine Preiswende in Sicht; vielmehr ist die EEG-Umlage von 6,35 auf 

6,88 Cent pro Kilowattstunde gestiegen. Hier gilt es, den Strompreis mittelfristig auf 

das Niveau vergleichbarer Industriestaaten zu senken. Dies kann durch das Senken 

der Stromsteuer und die Deckelung der EEG-Umlage über einen Streckungsfonds 

erfolgen. Weiterhin ist eine grundlegende Umstrukturierung des EEG zur Absenkung 

der EEG-Umlage vonnöten. 

 

Trotz der guten Bewertung der Energie- und Stromversorgung lässt sich aus den 

Ergebnissen der Unternehmensbefragung ablesen, dass sich die Unternehmen wie 

bereits in den Vorjahren in erster Linie eine stabile Stromversorgung wünschen, die auf 

technologie- und forschungsorientierten Ansätzen basiert. Demzufolge sprechen sich 

79,6 Prozent der Unternehmen für die Entwicklung sowie den Aus- und Aufbau von 

Speichern mit Forschungsförderung aus.  

 

Zudem sehen die Unternehmen die Chance, eine sichere Stromversorgung durch die 

Verstärkung und den Aufbau von Leitungskapazitäten zu gewährleisten – 70,6 Prozent 

der Unternehmen befürworten diese Maßnahme. In Bayern sollen vor allem die beiden 

Hochspannungs-Gleichstrom-Übertragungsleitungen (HGÜ) SuedLink sowie 

SuedOstLink zur Sicherung der Stromversorgung beitragen. 

 

                                                

 
21

 Vgl. vbw (2016): 5. Monitoring der Energiewende. 
22

 Vgl. vbw (2017): Energiepreisindex. 
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Die Beibehaltung konventioneller Kraftwerke als Sicherungsreserve stößt bei den 

bayerischen Unternehmen auf geringere Akzeptanz (Zustimmungswert: 39,7 Prozent). 

Dass sich der Verbesserungswunsch zu dieser Maßnahme seit 2014 kontinuierlich 

abgeschwächt hat, lässt darauf schließen, dass die Unternehmen trotz abnehmender 

Erzeugungsleistungen mittelfristig weiterhin von einer stabilen Versorgung in Bayern 

ausgehen. Dass im Strommarktgesetz 2016 mehrere Kategorien für Reservekraftwerke 

verankert wurden, trägt dazu bei. Von besonderer Relevanz für den Freistaat ist die 

Möglichkeit, bei Bedarf bzw. zur Sicherung der Netzstabilität Gaskraftwerke bis zu zwei 

Gigawatt in Süddeutschland neu zu errichten, die ab dem Winterhalbjahr 2021/2022 

zur Verfügung stehen sollen. 

 
 

Tabelle 11 

Güte und Verbesserungswünsche im Bereich Energie und Rohstoffe 

Güte
1)

 2013 2014 2015 2016 2017 

Ausreichende und stabile Rohstoffversorgung 2,4 2,2 2,2 2,1 2,2 

Ausreichende und stabile Stromversorgung 2,1 2,0 1,9 1,8 1,9 

Höhe der Strompreise – 4,0 3,5 3,4 3,5 

Verbesserungswünsche
2)

 2013 2014 2015 2016 2017 

Verstärkung und Ausbau der Leitungskapazitäten 66,8  77,1 69,3 71,9 70,6 

Beibehaltung konventioneller Kraftwerke als 
Sicherungsreserve 39,3 53,6 44,7 43,7 39,7 

Entwicklung, Ausbau und Aufbau von Speichern 
auch mit Forschungsförderung 81,1 92,4 83,5 78,2 79,6 

Anpassung der Rahmenbedingungen um Kosten der 
Energiewende zu senken und Verteilung zu ändern – 73,5 72,1 71,8 77,5 

 

1)
 Bewertung in Schulnoten. 

2)
 Zustimmungsquote in Prozent. 

Quellen: Unternehmensbefragung IW Consult (2013); (2014); (2015); (2016); (2017) 
 

4.8 Aktuelles Steuersystem 

Aus der aktuellen Unternehmensbefragung ergibt sich ein sehr ähnliches Bild zu den 

vier Vorgängerstudien. Demnach sind die Unternehmen mit dem aktuellen 

Steuersystem unzufrieden. Sie vergeben für die allgemeine Ausgestaltung des 

Steuersystems sowie für das Niveau des Gewerbesteuerhebesatzes wieder relativ 

schlechte Bewertungen im Notenbereich von 3,7 bzw. 3,3. Die Bewertung des 

Steuersystems ist im Zeitablauf nahezu gleich geblieben. 

 

Die hohe Unzufriedenheit mit dem Steuersystem lässt sich auch an den hohen 

Zustimmungsraten zu konkreten Maßnahmen ablesen. Nach Einschätzung der 
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Unternehmen soll die Politik den Fokus ihrer Bemühungen insbesondere auf die 

Vereinfachung des Steuersystems legen. Hier wird von 84,8 Prozent der bayerischen 

Unternehmen der dringendste Änderungsbedarf gesehen. 

 

Neben Maßnahmen, die die hohe Komplexität des Steuersystems reduzieren, 

sprechen sich die Unternehmen zudem für Maßnahmen aus, die zu steuerlichen 

Entlastungen führen: 

 

– Solidaritätszuschlag 2019 auslaufen lassen (84,7 Prozent). 

– Reduzierung von Ausnahmeregelungen bei gleichzeitiger Senkung des 

Durchschnittssteuersatzes (70,4 Prozent). 

– Abschaffung der kalten Progression (67,2 Prozent). 

– Erhöhung des Spitzensteuersatzes (20,2 Prozent). 

– Senkung des Spitzensteuersatzes (45,5 Prozent). 

 

Die Relevanz von Maßnahmen in diesem Bereich zeigt sich auch in der Zunahme der 

Zustimmung, wenn man die Ergebnisse im Zeitablauf betrachtet. So ist der 

Zustimmungsanteil für die gennannten Maßnahmen seit 2014 bzw. 2015 auf einem 

konstant hohen Niveau. Das liegt im Wesentlichen an der hohen Zunahme des 

Steueraufkommens in Deutschland in der Vergangenheit. Von 2006 bis 2016 ist dieses 

von 488 auf 706 Milliarden Euro und damit um 44,5 Prozent gestiegen. Bis 2021 wird 

ein weiterer Anstieg um 20,7 Prozent auf 852 Milliarden Euro prognostiziert.23 

 

Als stark verbesserungswürdig schätzen die bayerischen Unternehmen auch die 

steuerliche Absetzbarkeit energetischer Gebäudesanierungen ein. Hier wünschen sich 

68,3 Prozent der befragten Unternehmen Erleichterungen. Die hohe 

Zustimmungsquote bestätigt, dass Unternehmen bei energetischen 

Modernisierungsmaßnahmen klare und verlässliche Förderimpulse benötigen, 

beispielsweise indem ein bestimmter Prozentsatz der Sanierungskosten steuerlich 

geltend gemacht werden kann. 

 

Eine von der Unternehmensgröße unabhängige steuerliche Forschungsförderung 

wünscht sich mit 53,7 Prozent gut die Hälfte der bayerischen Unternehmen. Diese 

würde die Innovationsfähigkeit und Investitionsstärke auch von kleinen Unternehmen 

erhöhen und die Wettbewerbsfähigkeit des Standorts Bayern ausbauen. In einem 

ersten Schritt könnte die Forschungsförderung beispielsweise durch einen 

sogenannten High-Tech-Bonus, also eine 10-prozentige Steuergutschrift auf interne 

Personalaufwendungen für Forschung und Entwicklung, ermöglicht werden. 

 

33,5 Prozent der Unternehmen sehen Handlungsbedarf bei der Regionalisierung von 

Steuern. Eine höhere Steuerautonomie könnte dem Freistaat und auch den anderen 

                                                

 
23

 Vgl. vbw (2017): Steuerpolitik – gerecht, für Wachstum und Chancen. 
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Bundesländern neue Handlungsmöglichkeiten und mehr Eigenverantwortung bei der 

Standortentwicklung eröffnen sowie Anreize für eine investitions- und 

wachstumsorientierte Landespolitik setzen.24 
  

                                                

 
24

 Vgl. vbw (2014): Regionalisierung von Steuern. 
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Tabelle 12 

Güte und Verbesserungswünsche im Bereich Steuersystem 

Güte
1)

 2014 2015 2016 2017 

Ausgestaltung des derzeitigen Steuersystems im Allgemeinen 3,8 3,9 3,8 3,7 

Niveau des Gewerbesteuerhebesatzes an Ihrem Standort 3,3 3,2 3,2 3,3 

Verbesserungswünsche
2)

 2014 2015 2016 2017 

Erhöhung des Spitzensteuersatzes 23,3 18,6 21,4 20,2 

Senkung des Spitzensteuersatzes 34,6 41,4 42,7 45,5 

Vereinfachung des Steuersystems 95,6 83,1 84,9 84,8 

Reduzierung von Ausnahmeregelungen bei gleichzeitiger 
Senkung des Durchschnittssteuersatzes 77,2 73,2 73,0 70,4 

Abschaffung der kalten Progression 66,8 76,2 72,4 67,2 

Solidaritätszuschlag 2019 auslaufen lassen – 81,8 79,8 84,7 

Steuerliche Absetzbarkeit energetischer Gebäudesanierung 
erleichtern – – 67,5 68,3 

Steuern regionalisieren – – – 33,5 

Steuerliche Forschungsförderung für Unternehmen jeder Größe – – – 53,7 

 

1) 
Bewertung in Schulnoten. 

2) 
Zustimmungsquote in Prozent. 

Quellen: Unternehmensbefragung IW Consult (2013); (2014); (2015); (2016); (2017) 
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5 Die Ergebnisse in den Regierungsbezirken 

Jeder Regierungsbezirk mit eigenen Stärken und Herausforderungen. 

5.1 Überblick 

Aufgrund der regionalen Unterschiede bezüglich der wirtschaftlichen Situation und der 

Bewertung der Standortbedingungen innerhalb der bayerischen Regierungsbezirke 

wird in diesem Abschnitt die Standortloyalität und -qualität auf der Ebene der 

Regierungsbezirke untersucht. Neben regionalen Unterschieden werden nennenswerte 

Abweichungen der Ergebnisse zum Vorjahr thematisiert. Die regionale Analyse basiert 

auf amtlichen Daten sowie den Ergebnissen der durchgeführten 

Unternehmensbefragung. 

 

Wie viele Unternehmen ihren Standort wieder in ihrem Regierungsbezirk wählen 

würden und wie zufrieden die Unternehmen mit den Standortbedingungen sind, lässt 

sich aus Tabelle 13 und Tabelle 14 ablesen: 

 

– Alle bayerischen Regierungsbezirke zeichnen sich durch eine herausragende 

Loyalität der ansässigen Unternehmen aus. 83,5 Prozent würden sich wieder in 

ihrer jeweiligen Region ansiedeln. Gegenüber dem Vorjahr (82 Prozent) hat sich die 

Standortloyalität auf Regierungsbezirksebene erhöht. Bis auf Oberbayern und 

Oberfranken ist die Standortloyalität im Vergleich zum Vorjahr in allen bayerischen 

Bezirken gestiegen. Der positive Trend lässt darauf schließen, dass die 

Verbesserungsmaßnahmen in den einzelnen Regionen ihre erste Wirkung zeigen. 

Die Standortloyalität für den Freistaat als Ganzes (95,6 Prozent; vgl. auch Tabelle 1) 

liegt dennoch 12 Prozentpunkte höher. 

– In allen Regierungsbezirken sind die Unternehmen mit der Standortqualität 

zufrieden. Bis auf Oberfranken erreichen alle bayerischen Regionen mindestens 

70 Punkte. Für den Regierungsbezirk Oberfranken fällt die Wertung zwar 

schwächer, aber dennoch positiv aus. Zudem wird die Standortqualität in allen 

Regierungsbezirken außer der Oberpfalz besser bewertet als im Vorjahr. 

– Die höchste Qualität bietet mit Abstand Oberbayern. Aber auch in Schwaben und 

Mittelfranken werden die Standortbedingungen von den ansässigen Unternehmen 

überdurchschnittlich bewertet. 

– Die bayerische Standortqualität befindet sich seit Jahren auf einem relativ 

konstanten Niveau. Auch in der aktuellen Befragung bestehen innerhalb der 

Regierungsbezirke fast keine signifikanten Abweichungen gegenüber dem Vorjahr. 

Lediglich Niederbayern verzeichnet eine Verbesserung der Standortqualität um 

3,2 Prozentpunkte und befindet sich aktuell in etwa auf dem Niveau von 

Unterfranken und der Oberpfalz. 
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Tabelle 13 

Allgemeine Bewertung der Standortloyalität zum jeweiligen Regierungsbezirk 

Regierungsbezirk 2013 2014 2015 2016 2017 

Oberbayern 95,4 88,7 84,6 87,7 86,2 

Schwaben 88,2 85,3 82,5 86,9 89,7 

Mittelfranken 89,7 86,7 83,2 86,3 88,6 

Oberpfalz 85,7 83,6 79,0 80,6 84,8 

Unterfranken 88,8 83,1 83,2 79,3 81,0 

Niederbayern 84,1 77,8 76,5 78,6 82,2 

Oberfranken 79,8 71,8 65,1 75,0 73,4 

Durchschnitt 87,3 82,5 79,2 82,0 83,5 

 

Angaben in Prozent. 
Quellen: Unternehmensbefragung IW Consult (2013); (2014); (2015); (2016); (2017) 
 

 

Tabelle 14 

Allgemeine Bewertung der Standortqualität nach Regierungsbezirken 

Regierungsbezirk 2013 2014 2015 2016 2017 

Oberbayern 78,7 78,1 80,8 79,3 80,3 

Mittelfranken 73,1 73,2 73,1 74,1 75,5 

Schwaben 74,4 75,2 76,8 73,8 75,9 

Oberpfalz 68,4 69,5 72,0 71,1 70,9 

Unterfranken 68,7 69,5 67,8 68,2 70,5 

Niederbayern 68,2 68,4 67,7 67,7 70,9 

Oberfranken 65,7 62,9 63,0 65,5 67,8 

Durchschnitt 71,0 71,0 71,6 71,4 73,0 

 

Punktewerte 0 (sehr schlecht) bis 100 (sehr gut). 
Quellen: Unternehmensbefragung IW Consult (2013); (2014); (2015); (2016); (2017) 
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Die nachfolgende Analyse der Regierungsbezirke zeigt, dass diese von 

unterschiedlichen Spezialisierungsprofilen charakterisiert werden, die sich in den 

Bewertungen widerspiegeln. Eine Erklärung für die Unterschiede lässt sich aus der 

Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur der Regierungsbezirke ableiten. So finden sich etwa 

in Niederbayern und der Oberpfalz überwiegend ländliche Räume. Städte und 

Landkreise, die zu den Agglomerationsräumen gezählt werden, dominieren in 

Mittelfranken und Oberbayern. 

 

Neben der Siedlungsdichte bestehen ebenfalls regionale Spezialisierungsprofile in der 

wirtschaftlichen Struktur der Regierungsbezirke. Die Konzentration einzelner 

Industriebranchen – wie z. B. des Luft- und Raumfahrzeugbaus in Schwaben und 

Oberbayern oder des Maschinen- und Anlagenbaus in Mittelfranken oder des 

Kraftfahrzeugbaus in Niederbayern – fällt in den Regierungsbezirken stark 

unterschiedlich aus. Während Dienstleistungsschwerpunkte sich hauptsächlich in den 

Großstädten finden, ist in den ländlichen Räumen die Industrie stärker vertreten. 

 

Insgesamt ist festzustellen, dass ländliche Räume im Hinblick auf die Standortqualität 

aus Sicht der Unternehmen im Durchschnitt schlechter abschneiden als die Städte. Die 

Nachteile einer weniger guten Ausstattung von Standortfaktoren überwiegen. Ländliche 

Räume stehen bezüglich Transport und Erreichbarkeit vor größeren 

Herausforderungen als Agglomerationszentren. Auch haben die Unternehmen es 

tendenziell schwerer, Kooperationspartner zu finden und verfügen über eine weniger 

gut ausgebaute Kommunikationsinfrastruktur.25 

5.2 Besonderheiten der Regierungsbezirke 

Trotz einer insgesamt hohen Zufriedenheit mit der Standortqualität in Bayern gibt es 

Unterschiede in der Bewertung einzelner Standortfaktoren in den Regierungsbezirken 

(Abbildung 8). Eingangs wurde bereits darauf hingewiesen, dass die Unterschiede 

zwischen den Regierungsbezirken oft mit den Unterschieden zwischen den 

Regionstypen zusammenhängen. Demnach sind neben den geäußerten Präferenzen 

der Unternehmen, auch strukturtypische Merkmale bei der Ableitung von 

Handlungsprioritäten zu berücksichtigen. Entsprechend lassen sich für die einzelnen 

Regierungsbezirke oder Regionstypen regional abgestimmte Handlungsstrategien 

ermitteln. 

 

                                                

 
25

 Vgl. vbw (2016): Versorgungsgrad der digitalen Infrastruktur in Bayern. 
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Abbildung 8 

Bewertung der Themenbereich nach Regierungsbezirken  

 

Bewertung in Schulnoten. 
Quelle: Unternehmensbefragung IW Consult (2017) 

 

Für die Einordnung von Handlungsprioritäten in überregionale und regionale 

Maßnahmen müssen die unterschiedlichen Rahmenbedingungen in den Regionstypen 

beachtet werden. So ergeben sich für einzelne Maßnahmenfelder besondere 

Anforderungen durch die Raumstruktur. Jedoch gibt es auch überregionale 

Maßnahmenfelder, wie das Verwaltungshandeln, das Steuersystem sowie die Energie- 

und Stromversorgung, denen durch landesweite Ansätze besser entsprochen werden 

kann. Bei allen drei Themenfeldern lassen sich aus der Befragung regionale 

Handlungsschwerpunkte ableiten. Unterschiede treten vor allem bei den folgenden 

Maßnahmenfeldern auf: 

 

– Bei der Sicherung einer flächendeckenden Gesundheitsversorgung, wohnortnaher 

Kitas und Pflegeeinrichtungen sowie einer attraktiven Auswahl an soziokulturellen 

Angeboten gibt es Unterschiede in der Befragung zwischen den Regionstypen. 

Aufgrund einer geringeren Bevölkerungsdichte stehen die ländlichen Räume 

diesbezüglich vor noch größeren Herausforderungen als die 

Agglomerationszentren. Zudem besteht in den ländlichen Räumen, in denen 

aufgrund des demografischen Wandels der Anteil junger Menschen zurückgeht und 

der Anteil älterer zunimmt, eine höhere Präferenz der Unternehmen bezüglich der 

Vermittlung berufsorientierter IKT-Kompetenzen. 

– Im Bereich der Verkehrsinfrastruktur zeigt sich in den ländlichen Räumen eine 

höhere Präferenz der Unternehmen für Maßnahmen im Bereich des Straßenbaus. 

Demnach scheinen Aspekte wie eine gute Erreichbarkeit und die räumliche Nähe für 

den ländlichen Raum bedeutender zu sein als für Ballungsräume. In den 

Agglomerationsräumen finden im Gegenzug Maßnahmen im Bereich 

Schienenverkehr und ÖPNV eine höhere Wertschätzung. 

– Von besonders hoher Relevanz für die Agglomerationsräume und insbesondere für 

die Kernstädte ist die Sicherung eines attraktiven und bezahlbaren Angebots an 
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Wohnraum. Steigende Mietpreise durch die starke Bevölkerungszunahme stellen 

diese diesbezüglich vor noch größere Herausforderungen als ländliche Räume. Dies 

spiegelt sich im Antwortverhalten der Unternehmen wider. Die Zustimmung zu einer 

Verbesserung in diesem Bereich beträgt in den Kernstädten 86,2 Prozent 

gegenüber 78 Prozent in den ländlichen Räumen. 

– Größere Unterschiede in der Bewertung der Unternehmen nach den Regionstypen 

zeigen sich zudem bei einzelnen Maßnahmen. Beispielsweise bei den Maßnahmen 

zur stärkeren Vernetzung administrativer Einheiten (83,3 Prozent Zustimmung in 

den Agglomerationsräumen gegenüber 73,3 Prozent in den ländlichen Räumen). 

 

Nennenswerte Abweichungen in der Regierungsbezirken von den Bayernwerten sind 

Inhalt der folgenden Analyse. Dabei können höhere Zustimmungswerte in einer Region 

im Vergleich zum bayerischen Durchschnitt als regional größerer Handlungsbedarf 

interpretiert werden. Abweichungen nach unten lassen sich zwar als regional weniger 

dringlicher Handlungsbedarf interpretieren. Die Zustimmung ist aber oftmals dennoch 

so hoch, dass man nicht daraus schließen kann, dass eine Maßnahme für eine Region 

ungeeignet wäre. Weiterhin muss berücksichtigt werden, dass die angebotenen 

Maßnahmen nicht für alle Unternehmen gleichbedeutend sind. 

 

In den folgenden Abschnitten werden jeweils die Besonderheiten in den einzelnen 

Regierungsbezirken näher untersucht. Die Analyse erfolgt in drei Schritten: 

 

1. In einem ersten Schritt wird die sozioökonomische Lage der Region analysiert. 

Neben Indikatoren aus der amtlichen Statistik wird auch die Bewertung der Güte 

einzelner Standortfaktoren berücksichtigt. 

2. In einem zweiten Schritt werden ausgewählte Kernergebnisse mit den Ergebnissen 

des Vorjahres verglichen. 

3. Anschließend folgt der räumliche Vergleich. Hierbei werden die größten 

Abweichungen der Befragungsergebnisse vom bayerischen Mittelwert dargestellt. 

 

Bei der Darstellung der Kernergebnisse in den Schritten zwei und drei werden jeweils 

mindestens vier nennenswerte Abweichungen aus den unterschiedlichen 

Themenbereichen genannt. Neben der zeitlichen Dimension kann so die Spezifität der 

Regierungsbezirke analysiert werden. 
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5.3 Oberbayern 

5.3.1 Sozioökonomische Lage 

Oberbayern ist mit seinem Ballungsraum München das wirtschaftliche Kraftzentrum 

des Freistaats und erreicht in fast allen ökonomischen Kennziffern Bestwerte. 

 

– Mit 80,3 Punkten von insgesamt 100 Punkten wird die allgemeine Standortqualität in 

Oberbayern von den Unternehmen mit Abstand am besten bewertet. 

 

– Das IW-Regionalranking aus dem Jahr 2016 bestätigt Oberbayern seinen Erfolg. 

Fast alle oberbayerischen Regionen sind in der Spitzengruppe des Niveaurankings 

vertreten. Im Dynamikvergleich schneiden die kreisfreien Städte Ingolstadt (Rang 3) 

sowie München (Rang 9) besonders positiv ab. 

 

– Mehr als 27 Prozent aller sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in Oberbayern 

sind Teil eines Großunternehmens. In ihrer Funktion als Wirtschaftsmotoren tragen 

die Konzerne maßgeblich zur außerordentlichen Produktivität und einer stabilen 

Arbeitsmarktsituation in der Region bei. Dies schlägt sich in einem günstigen 

Sozialklima und einer landesweit unübertroffenen Kaufkraft nieder. 

 

– Oberbayern verfügt im bayerischen Vergleich über die am besten bewertete 

Bildungsinfrastruktur (2,2). Auch die Verfügbarkeit von MINT-Absolventen (3,6) und 

Fachkräften (3,1) wird überdurchschnittlich gut bewertet. Zwar fällt die Bewertung 

der Arbeitskosten deutlich positiver aus, als in den Jahren zuvor, wird aber mit der 

Note 3,2 schlechter bewertet als im bayerischen Durchschnitt. 

 

– Seit Jahren präsentiert sich Oberbayern als führendes Innovationsumfeld, mit den 

besten Bewertungen im Bereich Technologiezugang, Technikfreundlichkeit und 

FuE-Netzwerke. Auch die Kooperationen zwischen Unternehmen und 

Forschungseinrichtungen (2,5) bzw. Start-ups (2,7) wird überdurchschnittlich gut 

bewertet. 

 

– Nicht zuletzt dank der engmaschigen Vernetzung des Verkehrsknotenpunktes 

München bewerten die Unternehmen die Infrastruktur in Oberbayern 

überdurchschnittlich gut, mit relativen Bestnoten für den Schienen- und Luftverkehr. 

Auch mit der Gesundheitsversorgung ist die Mehrheit der Befragten zufrieden (2,2). 

Die Bereitstellung bezahlbaren Wohnraums und wohnortnaher Kitas bleibt dagegen 

aus Sicht der Unternehmer die größte Herausforderung für den oberbayerischen 

Bezirk, vor allem mit Blick auf die Situation in urbanen Zentren. 

 

– Verbesserungspotenzial gibt es beim Verwaltungshandeln und dem allgemein 

schlecht bewerteten Steuersystem. 
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Tabelle 15 

Datenübersicht Oberbayern 

 Oberbayern Bayern Deutschland 

Standortbewertung    

Standortloyalität1) 86,2* 96,3 – 

Standortqualität2) 80,3 73,0 – 

Arbeitsmarkt    

Arbeitslosenquote3) 3,3 3,5 6,1 

Arbeitsplatzversorgung4) 69,7 70,0 66,7 

Wirtschaftsstruktur    

Produktivität5) 77.844 65.972 61.426 

Anteil der Industrie6) 24,8 27,3 22,6 

Anteil der Unternehmensdienstleistungen6) 29,2 26,0 26,3 

Anteil Großunternehmen7) 27,0 24,1 21,7 

Wohlstand und soziale Lage    

BIP/EW8) 51.530 41.646 36.003 

Kaufkraft9) 26.872 23.843 21.879 

ALG-II-Quote10) 2,3 2,4 5,3 

Privat Überschuldete11) 7,2 7,4 10,1 

 

1)
 Anteil der Unternehmen, die ihren Standort wieder in der Region wählen würden; Bayernwert: 

Durchschnitt der einzelnen regionalen Anteile (2017). 
2)

 Punktwert auf einer Skala von 0 bis 100 (2017). 
3)

 Arbeitslosenquote in Prozent (2016). 
4)

 SV-Beschäftigte und geringfügig Beschäftigte je Erwerbsfähigen in Prozent (2016). 
5)

 Bruttowertschöpfung je Erwerbstätigen in Euro (2014). 
6)

 Anteil an der gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöpfung in Prozent (2014). 
7)

 Anteil der SV-Beschäftigten in Unternehmen mit mehr als 500 SV-Beschäftigten (2016). 
8)

 Bruttoinlandsprodukt je Einwohner in Euro (2014). 
9)

 Kaufkraft in Euro je Einwohner (GfK, 2016). 
10)

 ALG-II-Empfänger je Einwohner in Prozent (2016); bezogen auf Einwohnerdaten 2015. 
11)

 Privat Überschuldete bezogen auf Einwohnerdaten 2015 in Prozent (2016). 
* 86,2 Prozent der oberbayerischen Unternehmen würden sich wieder in Oberbayern ansiedeln. 
Quelle: Regionaldatenbank IW Consult (2017) 
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5.3.2 Abweichungen zum Vorjahr 

Im Vergleich zum Vorjahr weisen insbesondere Maßnahmen in den Bereichen 

Humankapital und allgemeine Infrastruktur abweichende Zustimmungsraten auf. 

 

Im Bereich der Humankapitalausstattung muss aus Sicht der Unternehmer deutlich 

mehr getan werden, um den bürokratischen Aufwand signifikant zu reduzieren. Der 

Handlungsbedarf stieg hier um 10,6 Prozentpunkte auf den landesweiten Höchstwert 

von 78,8 Prozent. Im Vorjahr lag der Handlungsbedarf noch unterhalb des bayerischen 

Durchschnitts. Gesunken sind dagegen die Anpassungsforderungen bezüglich des 

Renteneintritts: Nur 59,3 Prozent der Befragten, 11,2 Prozentpunkte weniger als im 

Jahr 2016, fordern weiterhin eine Flexibilisierung des Renteneintrittsalters. Über alle 

humankapitalbezogenen Maßnahmen hinweg kann jedoch kein eindeutiger Trend 

konstatiert werden. 

 

Eine leichte Entspannung ergibt sich im Bereich der allgemeinen Infrastruktur. 

Nachdem der Handlungsbedarf im Vorjahr über nahezu alle Maßnahmen hinweg 

gestiegen ist, sinkt aktuell insbesondere die Zustimmungsquote zur Sicherung 

wohnortnaher Kitas. Vom Höchstwert des Vorjahres (82,7 Prozent) sinkt die Rate um 

11,8 Prozentpunkte auf 70,9 Prozent. Trotz der augenscheinlichen Entspannung bleibt 

das Angebot sozialer Einrichtungen eines der zentralen Themen für Oberbayern. Nicht 

zuletzt die im Vergleich zum Vorjahr schlechtere Bewertung des Kita- und ÖPNV-

Angebots verdeutlicht dies. Die sinkenden Zustimmungsraten weisen aber auch darauf 

hin, dass erste erfolgsversprechende Antworten auf die Anliegen im Bereich 

Infrastruktur gefunden wurden. 

 

Die verstärkte Nutzung privater Finanzierungsquellen, um öffentliche Bauvorhaben zu 

beschleunigen, trifft bei den Unternehmen auf eine geringere Zustimmung als noch im 

Vorjahr. Hier ist der Handlungsbedarf zwar von 56,9 Prozent auf aktuell 45,9 Prozent 

gefallen, bayernweit aber immer noch am zweithöchsten. 

5.3.3 Abweichungen vom bayerischen Mittelwert 

Hinsichtlich vereinzelter Maßnahmen, vor allem im Bereich Humankapital, sehen die 

oberbayerischen Unternehmen derzeit überdurchschnittlich hohen Handlungsbedarf. 

Die Wirtschaftskraft in Oberbayern steigt seit Jahren. Der demografische Wandel führt 

jedoch zu Fachkräfteengpässen in vielen oberbayerischen Unternehmen. Vor allem im 

Zuge der voranschreitenden Digitalisierung fällt es den Unternehmern zunehmend 

schwerer, vakante Positionen adäquat zu besetzen. Es überrascht daher nicht, dass 

die Quote derer, die sich eine Erleichterung der Zuwanderung von Hochqualifizierten 

aus dem Ausland wünschen, in Oberbayern mit 60 Prozent deutlich über dem 

bayerischen Mittelwert von 49,4 Prozent liegt. Auch die Integration von Flüchtlingen 

wird als Chance gesehen, Fachkräfteengpässen entgegenzuwirken. 61,3 Prozent, 

8,7 Prozentpunkte mehr als im landesweiten Durchschnitt, wünschen sich daher eine 

Verstärkung der Integrations- und Bildungsmaßnahmen für die Geflüchteten. 
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Zudem soll den Unternehmen die Flexibilisierung des Rentenalters zur Sicherung ihres 

Arbeitskräftebestands verhelfen. Obwohl die Zustimmungsquote in Oberbayern hierfür 

im Vergleich zum Vorjahr bereits gesunken ist, liegt sie mit 59,3 Prozent immer noch 

deutlich über dem bayerischen Mittelwert (51,7 Prozent). 

 

Auch im Bereich der allgemeinen Infrastruktur liegt der Verbesserungswunsch der 

oberbayerischen Unternehmer in zwei Fällen über dem Durchschnitt Bayerns. Neben 

der Forderung nach attraktivem und bezahlbarem Wohnraum (+6,4 Prozentpunkte) 

erwarten die Unternehmer vor allem ein aktives Vorgehen im Bereich des 

Schienenverkehrs. 64,7 Prozent fordern zeitnahe Investitionen in den Ausbau der 

dazugehörigen Infrastruktur, um die Attraktivität des Standorts Oberbayern durch 

optimale logistische Voraussetzungen zu unterstreichen. Damit liegt die Zustimmung 

zu einer Ausweitung der Investitionen um 8,5 Prozentpunkte höher als in Bayern 

insgesamt. 
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5.4 Niederbayern 

5.4.1 Sozioökonomische Lage 

Sowohl flächenmäßig als auch im Vergleich der Einwohnerzahlen zählt Niederbayern 

zu den kleinsten Bezirken des Freistaats. Die ländliche Struktur bietet optimale 

Voraussetzungen für einen vielfältigen landwirtschaftlichen Anbau. Wirtschaftlich 

bedeutsam für den Regierungsbezirk ist vor allem seine industrielle Prägung. 

Wichtigster regionaler Wachstumsmotor bleibt die niederbayerische Automobilindustrie 

inklusive der angegliederten Zulieferbranchen. 
 

– Die Beurteilung der Standortqualität Niederbayerns fällt mit 70,9 Punkten deutlich 

besser aus als im Vorjahr (+3,2 Punkte). Diese Verbesserung schlägt sich jedoch 

nur in Ansätzen in der regionalen Standortloyalität nieder, die im bayerischen 

Vergleich weiterhin unterdurchschnittlich ist. 

 

– Auffällig sind die strukturellen Unterschiede innerhalb Niederbayerns. Während 

prosperierende Städte wie Passau und Landshut von der Weiterentwicklung 

wissensintensiver Industrie- und Dienstleistungssektoren profitieren, fehlt es vielen 

der ländlichen Landkreise an vergleichbarer Dynamik. 

 

– Die stabile Arbeitsmarktsituation der vergangenen Jahre legt den Grundstein für 

eine überdurchschnittliche soziale Lage in Niederbayern. 2016 lag die 

Arbeitslosenquote bei 3,5 Prozent, die Quote der Bezieher von Arbeitslosengeld II 

nur bei 2,1 Prozent – niedrigster Wert in ganz Bayern. Auch beim Vergleich der 

privaten Verschuldung schneidet Niederbayern am besten ab. Da Produktivität und 

Einkommen jedoch unter dem bayerischen Mittelwert liegen, muss sich 

Niederbayern in puncto Kaufkraft mit einem Platz im hinteren Mittelfeld begnügen. 

 

– Die Beurteilung des Humankapitalbestands fällt etwas schlechter aus als in Bayern 

insgesamt. Regionale Verbesserungen zeigen sich bei der Flexibilisierung des 

Arbeitsrechts und der Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 

 

– Kaum verändert hat sich die Bewertung des niederbayerischen Innovationsumfelds. 

Die Situation der Forschungseinrichtungen hinsichtlich finanzieller Förderung und 

Unternehmensvernetzung wird wie in ganz Bayern als gut eingeschätzt. In den 

Bereichen Kommunikationsstruktur und Breitbandversorgung bringt der landesweite 

Vergleich den Nachholbedarf Niederbayerns zum Ausdruck. 

 

– Positive Entwicklungen verzeichnet die Infrastruktur für Straßen- und 

Schienenverkehr. Mit Noten von 2,9 bzw. 3,5 nähert sich Niederbayern in beiden 

Kategorien dem Durchschnittswert für Bayern an. Unverändert unterdurchschnittlich 

bewertet wird das bezirksinterne ÖPNV-Angebot. Um dieses im ländlichen Raum zu 

verbessern, setzen einzelne Landkreise schon jetzt auf Kooperationen mit IT-

Unternehmen und Start-ups (Kreisstadt Freyung – Door2Door GmbH). 

  



Studie – Standort Bayern: Unternehmerperspektiven 2017 

vbw – Dezember 2017 

Die Ergebnisse in den Regierungsbezirken 53 

 

 

Tabelle 16 

Datenübersicht Niederbayern 

 Niederbayern Bayern Deutschland 

Standortbewertung    

Standortloyalität1) 82,2* 96,4 – 

Standortqualität2) 70,9 73,0 – 

Arbeitsmarkt    

Arbeitslosenquote3) 3,5 3,5 6,1 

Arbeitsplatzversorgung4) 69,9 70,0 66,7 

Wirtschaftsstruktur    

Produktivität5) 58.420 65.972 61.426 

Anteil der Industrie6) 31,9 27,3 22,6 

Anteil der Unternehmensdienstleistungen6) 21,9 26,0 26,3 

Anteil Großunternehmen7) 18,7 24,1 21,7 

Wohlstand und soziale Lage    

BIP/EW8) 35.271 41.646 36.003 

Kaufkraft9) 21.471 23.843 21.879 

ALG-II-Quote10) 2,1 2,4 5,3 

Privat Überschuldete11) 6,7 7,4 10,1 

 

1)
 Anteil der Unternehmen, die ihren Standort wieder in der Region wählen würden; Bayernwert: 

Durchschnitt der einzelnen regionalen Anteile (2017). 
2)

 Punktwert auf einer Skala von 0 bis 100 (2017). 
3)

 Arbeitslosenquote in Prozent (2016). 
4)

 SV-Beschäftigte und geringfügig Beschäftigte je Erwerbsfähigen in Prozent (2016). 
5)

 Bruttowertschöpfung je Erwerbstätigen in Euro (2014). 
6)

 Anteil an der gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöpfung in Prozent (2014). 
7)

 Anteil der SV-Beschäftigten in Unternehmen mit mehr als 500 SV-Beschäftigten (2016). 
8)

 Bruttoinlandsprodukt je Einwohner in Euro (2014). 
9)

 Kaufkraft in Euro je Einwohner (GfK, 2016). 
10)

 ALG-II-Empfänger je Einwohner in Prozent (2016); bezogen auf Einwohnerdaten 2015. 
11)

 Privat Überschuldete bezogen auf Einwohnerdaten 2015 in Prozent (2016). 
* 82,2 Prozent der niederbayerischen Unternehmen würden sich wieder in Niederbayern ansiedeln. 
Quelle: Regionaldatenbank IW Consult (2017) 
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5.4.2  Abweichungen zum Vorjahr 

Die Zustimmungsquoten der diesjährigen Befragung variieren teilweise deutlich in 

Relation zu den Ergebnissen des letzten Jahres. 

 

Die größten Sprünge lassen sich im Bereich Humankapital konstatieren. Hier sinkt die 

Rate der Zustimmung in den meisten Kategorien, insbesondere hinsichtlich der 

Flexibilisierung des Renteneintritts (-14,3 Prozentpunkte). Vor dem Hintergrund des 

zum 1. Januar 2017 in Kraft getretenen „Gesetzes zur Flexibilisierung des 

Rentenübergangs und zur Stärkung von Prävention und Rehabilitation“ überrascht 

diese Entwicklung jedoch nicht, sondern spricht für die Wirksamkeit der regulatorischen 

Anpassung. 

 

Deutlich an Zustimmung gewonnen hat dagegen der Wunsch nach mehr Unterstützung 

bei der IKT-Kompetenzvermittlung. 71,6 Prozent statt bislang 56,3 Prozent der 

Unternehmen sprechen sich für den Ausbau fördernder Maßnahmen aus. Diese 

Entwicklung deutet darauf hin, dass die ansässigen Unternehmen in einer zunehmend 

vernetzten und digitalen Welt vor enormen Herausforderungen bei der 

Fachkräftesicherung stehen. 

 

Den Ausbau des Förderungsangebots wünschen sich auch drei von vier Befragten im 

Bereich Innovationen. Damit steigt die dazugehörige Zustimmungsquote im Vergleich 

zum Vorjahr um 10,2 Prozentpunkte. Generell schließen sich mehr Unternehmer den 

Verbesserungswünschen im Bereich Innovationsumfeld an, als dies im Jahr 2016 der 

Fall war. 

 

Ähnlich wie im Innovationssektor steigen auch die Zustimmungsquoten in den 

Kategorien der allgemeinen Infrastruktur. Besonders stechen dabei die Sicherung 

wohnortnaher Pflegeeinrichtungen (+12,5 Prozentpunkte) und soziokultureller 

Einrichtungen (+10 Prozentpunkte) heraus. Bei mehreren Verbesserungswünschen 

steigt die Zustimmung über 80 Prozent. Wohnraum, Gesundheitsversorgung und 

wohnortnahe Bildungseinrichtungen stehen für viele Befragte im Fokus des 

Bestrebens, die gute Lebenssituation im Regierungsbezirk weiter zu verbessern. Einzig 

Investitionen in den Straßenverkehr werden als deutlich weniger wichtig empfunden 

(70,3 Prozent zu 80,8 Prozent im Vorjahr). 

5.4.3 Abweichungen vom bayerischen Mittelwert 

Im Bereich Humankapital ist der Zustimmungswert für den Ausbau der IKT-

Kompetenzvermittlung landesweit am höchsten (71,6 Prozent gegenüber 66,2 Prozent 

in Bayern insgesamt). Der Wunsch nach einer Förderung des IKT-Sektors zeigt sich 

auch an der schlechtesten Bewertung der Kommunikationsstruktur unter allen 

Regierungsbezirken. 

 

Zudem sprechen sich mehr Befragte als im landesweiten Durchschnitt 

(5,7 Prozentpunkte) dafür aus, den Renteneintritt weiter zu flexibilisieren, auch wenn 
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die regionale Zustimmungsrate bereits deutlich unter der des Vorjahres liegt. 

Unterdurchschnittlich fällt dagegen die Zustimmungsrate bezüglich der beruflichen 

Weiterbildung aus. Nur 58 Prozent wünschen sich einen Ausbau der Unterstützung in 

diesem Segment (Bayern insgesamt: 64,6 Prozent). 

 

Im ländlich geprägten Niederbayern wünschen sich die Unternehmer tendenziell 

stärker Verbesserungen der allgemeinen Infrastruktur. Dies trifft allerdings nicht für den 

Schienenverkehr zu: Nur jeder zweite Unternehmer wünscht sich Investitionen in 

diesem Bereich, 5,5 Prozentpunkte weniger als im Durchschnitt aller 

Regierungsbezirke. 

 

Im Bereich Verwaltungshandeln liegen die Zustimmungsquoten in nahezu allen 

Kategorien über dem Mittelwert Bayerns. Insbesondere den Ausbau des E-

Governments wünschen sich mehr Befragte als in jedem anderen Regierungsbezirk. 

Generell sieht die angesiedelte Industrie überdurchschnittliches Potenzial in der 

Digitalisierung ihrer Arbeitsprozesse. 

 

Als besonders dringlich werden zudem Anpassungen des Steuersystems beurteilt. 

50,7 Prozent, 5,2 Prozentpunkte mehr als im bayerischen Durchschnitt, fordern eine 

Senkung des Spitzensteuersatzes. Gleichzeitig stimmen überdurchschnittlich viele dem 

Wunsch nach Erleichterung der steuerlichen Absetzbarkeit energetischer 

Gebäudesanierungen zu (74,1 Prozent zu 68,3 Prozent in Bayern insgesamt). Mehr 

Unternehmer als in jedem anderen Regierungsbezirk unterstützen zudem den Wunsch 

nach einer Regionalisierung von Steuern (41 Prozent zu 33,5 Prozent). Auch die 

steuerliche Forschungsförderung für Unternehmen jeder Größe würden 59,9 Prozent, 

6,2 Prozentpunkte mehr als das bayerische Mittel, begrüßen. Hier spiegelt sich 

insbesondere die Struktur der starken niederbayerischen Industrie wider, die vor allem 

von der Präsenz vieler Mittelständler geprägt ist. 
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5.5 Oberpfalz 

5.5.1 Sozioökonomische Lage 

Die Oberpfalz ist der Regierungsbezirk mit der geringsten Bevölkerungs- und der 

höchsten Industriedichte unter allen bayerischen Regierungsbezirken. Die Stadt 

Regensburg gilt zwar nicht als Agglomerationszentrum, ist aber dennoch ein starkes 

wirtschaftliches Zentrum in der Region. Die Oberpfalz weist ähnlich wie Niederbayern 

Vor- und Nachteile ländlicher Regionen auf: 

 

– Unternehmer aus der Oberpfalz beurteilen die Standortqualität ihres Regierungs-

bezirks mit 70,9 von 100 Punkten. Damit liegt die Oberpfalz leicht unter dem Wert 

für Bayern insgesamt. Besser als der Durchschnitt schneidet die Oberpfalz dagegen 

in puncto Standortloyalität ab. 

 

– Zu der guten Situation auf dem Arbeitsmarkt trägt die bayernweit niedrigste 

Arbeitslosenquote (3,2 Prozent) bei. Die Produktivität der Oberpfalz liegt allerdings 

unter dem bayerischen Durchschnitt. Traditionell dominiert die Industrie die 

Wirtschaftslandschaft in der Oberpfalz. Ihr Anteil an der Bruttowertschöpfung ist 

höher als in jedem anderen Regierungsbezirk und beläuft sich auf über 33 Prozent. 

 

– Aufgrund der hohen industriellen Nachfrage wird die Suche nach geeignetem 

Personal immer schwieriger, was sich auch aus der Beurteilung der Verfügbarkeit 

von Nachwuchs- (Note 3,6) und Fachkräften (3,7) ablesen lässt. 

 

– Auch im Hinblick auf die soziale Lage erzielt die Oberpfalz überdurchschnittlich gute 

Ergebnisse: Sowohl beim Anteil privat Verschuldeter als auch im Vergleich der 

Arbeitslosenquote nimmt sie den zweiten Platz ein. Die landesweit unter-

durchschnittliche Produktivität bremst jedoch die Kaufkraft. Im Wohlstandsranking 

rangiert die Oberpfalz dementsprechend auf einem Platz im Mittelfeld. 

 

– Neben Oberfranken erhält die Oberpfalz als einziger Regierungsbezirk eine gute 

Bewertung für ihr derzeitiges Wohnraumangebot (Note 2,8 zu 3,3 für Bayern 

insgesamt). Die überdurchschnittliche Bewertung des Kita-Angebots sowie der 

Lebenssituation generell spricht für erfolgreiche infrastrukturelle Maßnahmen im 

ländlichen Raum. Nachholbedarf wird dagegen der allgemeinen Infrastruktur 

bescheinigt: Jegliche Segmente der Verkehrsinfrastruktur schneiden 

unterdurchschnittlich ab. 

 

– Hervorzuheben ist die steigende Zufriedenheit mit der Ausgestaltung des 

derzeitigen Steuersystems. Die Benotung von 3,5 ist zwar weit von einer guten 

Bewertung entfernt, dank der Verbesserung um 0,4 Notenpunkte ist sie dennoch 

Bestwert im Vergleich aller Regierungsbezirke. 
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Tabelle 17 

Datenübersicht Oberpfalz 

 Oberpfalz Bayern Deutschland 

Standortbewertung    

Standortloyalität1) 84,8* 97,8 – 

Standortqualität2) 70,9 73,0 – 

Arbeitsmarkt    

Arbeitslosenquote3) 3,2 3,5 6,1 

Arbeitsplatzversorgung4) 70,1 70,0 66,7 

Wirtschaftsstruktur    

Produktivität5) 59.763 65.972 61.426 

Anteil der Industrie6) 33,8 27,3 22,6 

Anteil der Unternehmensdienstleistungen6) 22,2 26,0 26,3 

Anteil Großunternehmen7) 24,1 24,1 21,7 

Wohlstand und soziale Lage    

BIP/EW8) 37.290 41.646 36.003 

Kaufkraft9) 21.625 23.843 21.879 

ALG-II-Quote10) 2,2 2,4 5,3 

Privat Überschuldete11) 7,0 7,4 10,1 

 

1)
 Anteil der Unternehmen, die ihren Standort wieder in der Region wählen würden; Bayernwert: 

Durchschnitt der einzelnen regionalen Anteile (2017). 
2)

 Punktwert auf einer Skala von 0 bis 100 (2017). 
3)

 Arbeitslosenquote in Prozent (2016). 
4)

 SV-Beschäftigte und geringfügig Beschäftigte je Erwerbsfähigen in Prozent (2016). 
5)

 Bruttowertschöpfung je Erwerbstätigen in Euro (2014). 
6)

 Anteil an der gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöpfung in Prozent (2014). 
7)

 Anteil der SV-Beschäftigten in Unternehmen mit mehr als 500 SV-Beschäftigten (2016). 
8)

 Bruttoinlandsprodukt je Einwohner in Euro (2014). 
9)

 Kaufkraft in Euro je Einwohner (GfK, 2016). 
10)

 ALG-II-Empfänger je Einwohner in Prozent (2016); bezogen auf Einwohnerdaten 2015. 
11)

 Privat Überschuldete bezogen auf Einwohnerdaten 2015 in Prozent (2016). 
* 84,8 Prozent der oberpfälzischen Unternehmen würden sich wieder in der Oberpfalz ansiedeln. 
Quelle: Regionaldatenbank IW Consult (2017) 
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5.5.2 Abweichungen zum Vorjahr 

Deutlicher als in allen anderen bayerischen Bezirken schlägt sich die Wirkung des 

„Flexirentengesetzes“ in den Befragungsergebnissen für die Oberpfalz nieder. 

Plädierten im Vorjahr noch drei von vier Unternehmern für eine Flexibilisierung, scheint 

die Gesetzesänderung den Ansprüchen von fast der Hälfte dieser Gruppe entsprochen 

zu haben. Die Zustimmungsquote sinkt folglich um 31,5 Prozentpunkte auf 

44,4 Prozent. Zudem ist eine steigende Zufriedenheit hinsichtlich der Unterstützung bei 

der Vereinbarkeit von Familie und Beruf und beim Ausbau der beruflichen 

Weiterbildung erkennbar: Die Zustimmung für den Ausbau bereichsbezogener 

Förderungsmaßnahmen sinkt hingegen um jeweils über 10 Prozentpunkte. 

 

Im Bereich der allgemeinen Infrastruktur ist kein eindeutiger Trend feststellbar. 

Während sich eine steigende Anzahl von Unternehmern vor allem im Schienenverkehr 

einen Investitionsausbau wünscht (57,4 Prozent zu 48,9 Prozent im Vorjahr), sinken 

die Zustimmungsquoten für Maßnahmen zur Sicherung sozialer Einrichtungen. Zudem 

befürworten nur 38 Prozent der Befragten eine verstärkte Nutzung privater 

Finanzierungsquellen, um öffentliche Bauvorhaben zu beschleunigen. Im Vorjahr hatte 

dieser Maßnahme noch exakt jeder Zweite zugestimmt. 

 

Die Zustimmungsquoten sinken in allen Kategorien des Bereichs Innovationsumfeld. 

Am deutlichsten verliert die Forderung zur Fortführung der Breitbandinitiative an 

Zustimmung (10,4 Prozentpunkte weniger als im Vorjahr), bleibt jedoch für vier von fünf 

Unternehmern essenzieller Teil der politischen Agenda (81,8 Prozent Zustimmung). 

Auch die übrigen Maßnahmenvorschläge erhalten Zustimmungsquoten von 60 bis 

85 Prozent, was für die anhaltende Bedeutung von staatlich initiierten 

Innovationsprogrammen spricht. 

 

Der Bereich Verwaltungshandeln ist in ähnlicher Weise von Defiziten in den 

Zustimmungswerten geprägt. 65,7 Prozent, 12 Prozentpunkte weniger als im Vorjahr, 

sprechen sich für eine stärkere Vernetzung administrativer Einheiten aus. Auch die 

Zustimmungsrate hinsichtlich des E-Government-Ausbaus fällt um 10,5 Prozentpunkte 

auf 59,8 Prozent, was in etwa dem Wert aus dem Jahr 2015 entspricht. 

5.5.3 Abweichungen vom bayerischen Mittelwert 

Die Ergebnisse für den oberpfälzischen Regierungsbezirk weichen nur bei zwei 

Verbesserungsvorschlägen um mehr als 10 Prozentpunkte vom bayerischen Mittelwert 

ab: Einerseits fordern weitaus weniger Unternehmer der Region Erleichterungen 

bezüglich der steuerlichen Absetzbarkeit energetischer Gebäudesanierungen (58,2 zu 

83,3 Prozent in Bayern). Andererseits sinkt die Zahl der Befürworter vernetzter 

administrativer Einheiten nicht nur im temporären Vergleich, sondern liegt auch weit 

unter dem Durchschnittswert des Freistaats (65,7 zu 75,8 Prozent in Bayern). 

 

Unterdurchschnittliche Zustimmungsraten lassen sich auch im Bereich der 

Energiewende und Stromversorgung feststellen. Forschungsförderung für 
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Speichertechnologien (71,7 zu 78,6 Prozent im bayerischen Mittelwert) und 

Netzausbau (63,1 zu 70,6 Prozent) halten die Befragten für weitaus weniger 

erstrebenswert als der Durchschnitt Bayerns. Dies mag mit der stabilen 

Stromversorgung zusammenhängen, die seit langem in der Oberpfalz vorherrscht. 

 

Allein im Bereich der allgemeinen Infrastruktur übersteigen die Quoten vereinzelt den 

landesweiten Mittelwert. Aufgrund der ländlichen Prägung des Regierungsbezirks 

überrascht es nicht, dass sich überproportional viele Befragte für die Verbesserung der 

Lebenssituation im ländlichen Raum aussprechen (74 Prozent, Mittelwert: 

66,4 Prozent). Auch liegt die Zustimmung für den Ausbau des Straßenverkehrs um 

5,8 Prozentpunkte höher als in Bayern insgesamt, was insofern nachvollziehbar ist, als 

dass die Infrastruktur über weite Teile des ländlichen Raums noch nicht den urbanen 

Standards entspricht. 
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5.6 Oberfranken 

5.6.1 Sozioökonomische Lage 

Der ländlich geprägte Nordosten Bayerns weist keine Agglomerationszentren auf. Sein 

wirtschaftlicher Antrieb basiert vor allem auf den angesiedelten Industriebetrieben aus 

der Maschinenbau- und Kunststoffindustrie, die sich an verschiedenen 

Gewerbestandorten in Oberfranken (Bamberg, Coburg) angesiedelt haben. Die 

kreisfreie Stadt Bayreuth, Regierungssitz Oberfrankens, dient indes als sozio-

kulturelles Zentrum der Region. 

 

– Zum zweiten Mal in Folge steigt die Beurteilung der Standortqualität. Mit 67,8 von 

100 Punkten nimmt Oberfranken zwar weiterhin den letzten Rang ein, die 

Bewertung steigt aber im Vorjahresvergleich (65,5 Punkte). 

 

– Die Wohlstandsindikatoren bescheinigen der Oberpfalz das schwächste 

Abschneiden aller Regierungsbezirke hinsichtlich der regionalen Kaufkraft und 

Produktivität. Die soziale Situation kann daher nur bedingt mit der landesweiten 

Wohlstandslage mithalten. 

 

– Die Quote der Arbeitslosen (3,8 Prozent) und der Arbeitsplatzversorgung 

(69,7 Prozent) entwickelt sich im Trend positiv, liegt jedoch weiterhin unter dem 

bayerischen Mittelwert. 

 

– Die angespannte Lage auf dem Arbeitsmarkt bringt vor allem die schwache 

Beurteilung der Verfügbarkeit von Nachwuchs- (Note 3,9) und Fachkräften (Note 4) 

zum Ausdruck. Mit Ausnahme der Bildungsinfrastruktur (Note 2,6) wird keine 

Humankapitalkategorie mit einer Note besser als 3 bewertet. 

 

– Im Bereich Innovationsfeld zeichnen sich sowohl leichte Verbesserungen im 

Vergleich zum Vorjahr als auch im Vergleich zum bayerischen Mittelwert ab. Alle 

Fragen werden mit Benotungen in einem guten Bereich beantwortet. 

 

– Die staatlichen Maßnahmen im Bereich Digitalisierung und Breitbandinitiative 

werden überdurchschnittlich positiv bewertet. Dies wirkt sich nachhaltig auf die Güte 

der Kommunikationsinfrastruktur aus, deren Bewertung (Note 2,7) besser ausfällt 

als in jedem anderen Regierungsbezirk. 

 

– Der ländliche Charakter Oberfrankens wirkt sich auf die Bewertung der allgemeinen 

Infrastruktur aus. Diese wird durchweg schlechter bewertet als im landesweiten 

Durchschnitt. Einzige Ausnahme bildet das Angebot an erschwinglichem 

Wohnraum, das trotz einer Verschlechterung von 0,3 Notenpunkten immer noch klar 

besser bewertet wird als in den übrigen Teilen des Freistaats. 
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Tabelle 18 

Datenübersicht Oberfranken 

 Oberfranken Bayern Deutschland 

Standortbewertung    

Standortloyalität1) 73,4* 94,6 – 

Standortqualität2) 67,8 73,0 – 

Arbeitsmarkt    

Arbeitslosenquote3) 3,8 3,5 6,1 

Arbeitsplatzversorgung4) 69,7 70,0 66,7 

Wirtschaftsstruktur    

Produktivität5) 54.508 65.972 61.426 

Anteil der Industrie6) 27,8 27,3 22,6 

Anteil der Unternehmensdienstleistungen6) 24,6 26,0 26,3 

Anteil Großunternehmen7) 19,8 24,1 21,7 

Wohlstand und soziale Lage    

BIP/EW8) 32.823 41.646 36.003 

Kaufkraft9) 21.239 23.843 21.879 

ALG-II-Quote10) 2,7 2,4 5,3 

Privat Überschuldete11) 7,8 7,4 10,1 

 

1)
 Anteil der Unternehmen, die ihren Standort wieder in der Region wählen würden; Bayernwert: 

Durchschnitt der einzelnen regionalen Anteile (2017). 
2)

 Punktwert auf einer Skala von 0 bis 100 (2017). 
3)

 Arbeitslosenquote in Prozent (2016). 
4)

 SV-Beschäftigte und geringfügig Beschäftigte je Erwerbsfähigen in Prozent (2016). 
5)

 Bruttowertschöpfung je Erwerbstätigen in Euro (2014). 
6)

 Anteil an der gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöpfung in Prozent (2014). 
7)

 Anteil der SV-Beschäftigten in Unternehmen mit mehr als 500 SV-Beschäftigten (2016). 
8)

 Bruttoinlandsprodukt je Einwohner in Euro (2014). 
9)

 Kaufkraft in Euro je Einwohner (GfK, 2016). 
10)

 ALG-II-Empfänger je Einwohner in Prozent (2016); bezogen auf Einwohnerdaten 2015. 
11)

 Privat Überschuldete bezogen auf Einwohnerdaten 2015 in Prozent (2016). 
* 73,4 Prozent der oberfränkischen Unternehmen würden sich wieder in Oberfranken ansiedeln. 
Quelle: Regionaldatenbank IW Consult (2017) 
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5.6.2 Abweichungen zum Vorjahr 

Im Bereich Humankapital sinken die Zustimmungswerte im Vergleich zum Vorjahr 

deutlich. Nicht nur das Flexirentengesetz senkt die Notwendigkeit weiterer 

Rentenflexibilisierung (–12,8 Prozentpunkte), auch die Unterstützung von Aus- und 

Weiterbildungsmaßnahmen (9,5 bzw. 7,3 Prozentpunkte) sinkt unter den Befragten. 

Einzig bei den IKT-Kompetenzen gibt es steigenden Verbesserungsbedarf; hier 

sprechen sich 67,8 statt bisher 60,4 Prozent der Befragten für mehr Unterstützung bei 

der Vermittlung aus. 

 

Überwiegend steigende Zustimmungsquoten verzeichnet der Bereich 

Innovationsumfeld. Die überdurchschnittlich positiv bewerteten Maßnahmen der 

Vergangenheit führen die Unternehmer zu der Überzeugung, dass beispielsweise 

Netzwerke zwischen etablierten Unternehmen und Start-ups einer noch intensiveren 

Förderung bedürfen (75 zu 62,4 Prozent im Vorjahr). 

 

Im Energiesegment ist der Regierungsbezirk von einer großen Zustimmung für die 

dargelegten Verbesserungsvorschläge geprägt. Mehr als 80 Prozent der Befragten 

wünschen sich eine Anpassung der Rahmenbedingungen zur Energiewende 

(+9,5 Prozentpunkte auf 83,8 Prozent), um die entstehenden Kosten zu senken. 

78,3 Prozent, statt der 69,8 Prozent im Vorjahr, sprechen sich gleichzeitig für einen 

Netzausbau aus. 

 

Steigende Preise für Eigentums- und Mietwohnungen entwickeln sich auch in 

Oberfranken zu einem spürbaren Problem. Gerade die Universitätsstädte erleben 

aufgrund wachsender Studierendenzahlen Engpässe hinsichtlich des erschwinglichen 

Wohnraums. Folglich steigt die Zustimmung für mehr bezahlbares Wohnraumangebot 

von 62,8 auf 78,6 Prozent und liegt damit nur knapp unter dem bayerischen Mittelwert. 

Im ländlichen Raum steigt zudem die Zustimmung, mehr für die Verbesserung der 

generellen Lebenssituation zu tun (85,2 gegenüber 74,8 Prozent im Vorjahr). 

5.6.3 Abweichungen vom bayerischen Mittelwert 

Die Positionierung Oberfrankens im Vergleich der Zustimmungsquoten hat sich vor 

allem im Bereich Humankapital verschoben. In fast allen Kategorien sinkt die Rate der 

Befürworter unter den bayerischen Mittelwert, sodass kein Verbesserungsvorschlag im 

Bereich Humankapital eine nennenswerte Differenz zwischen Oberfranken und Bayern 

aufweist. 

 

In den übrigen Segmenten bestätigt sich die Beobachtung des Vorjahres, dass die 

Zustimmungsquoten in Oberfranken klar über den bayerischen Mittelwerten liegen. Um 

das Innovationsumfeld zu fördern, wünschen sich überdurchschnittlich viele 

Unternehmer in Oberfranken eine Forcierung der Digitalisierungs-Aktivitäten (75,3 zu 

68,5 Prozent in Bayern insgesamt). Auch werden alle Maßnahmen zur Erhöhung der 

inneren Sicherheit im Hinblick auf Online-Kriminalität stärker befürwortet als in Bayern 

insgesamt. Zudem wünschen sich überdurchschnittlich viele der Befragten mehr 
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finanzielle Förderung für Wissenschaftseinrichtungen (+8,4 Prozentpunkte) sowie die 

ausgeweitete Publikation von Forschungsergebnissen (+7,4 Prozentpunkte). 

 

Im Bereich Verwaltungshandeln liegen die Befürwortungsraten ebenfalls durchweg 

über dem bayerischen Mittelwert. Vor allem die Einschränkung der kommuneneigenen 

wirtschaftlichen Aktivität erhält überdurchschnittliche Zustimmung (57,5 Prozent in 

Oberfranken zu 48,5 Prozent in Bayern). Im Vorjahr stimmten diesem Vorschlag noch 

unterdurchschnittlich viele oberfränkische Unternehmer zu. 

 

Auch die Bewertung des Steuersystems offenbart dringenden Handlungsbedarf. Beim 

Thema Gebäudesanierung sprechen sich 75,4 Prozent der Unternehmer für die 

Erleichterung der steuerlichen Absetzbarkeit aus. Die Quote hierfür liegt im 

bayerischen Durchschnitt bei 68,3 Prozent. Bei den übrigen Vorschlägen liegt die Rate 

der Befürworter auf einem ähnlich hohen Level wie im gesamten Freistaat. 

 

Viel getan werden muss aus Sicht der Unternehmer für die allgemeine Infrastruktur. 

Überdurchschnittlichen Handlungsbedarf sehen sie vor allem beim Schienenverkehr 

(62,6 zu 56,2 Prozent in Bayern) und der Lebenssituation im ländlichen Raum (73,2 zu 

66,4 Prozent in Bayern). Um die notwendigen Investitionen realisieren zu können, 

sollen verstärkt private Finanzierungsquellen genutzt werden (49,3 zu 42,9 Prozent in 

Bayern). 
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5.7 Mittelfranken 

5.7.1 Sozioökonomische Lage 

Mittelfranken hat mit den Städten Nürnberg, Erlangen und Fürth maßgeblichen Anteil 

an den Agglomerationsräumen und profitiert zusätzlich noch von seiner zentralen Lage 

in Bayern. Wichtige Branchenschwerpunkte im Bereich des Verarbeitenden Gewerbes 

sind der Maschinenbau und die Elektroindustrie. Die wirtschaftliche Struktur und die 

Nähe zu Ballungszentren haben positive Auswirkungen auf einige der 

Standortbewertungen: 

 

– Die Standortqualität wird in Mittelfranken überdurchschnittlich gut bewertet. Die 

Beurteilung steigt im Vergleich zum Vorjahr (74,1 von 100 Punkten) auf 

75,5 Punkte, dem zweitbesten Wert Bayerns. 

 

– Erlangen nimmt im Großstadtvergleich des Niveau- und des Zukunftsrankings der 

IW Consult (2016) Platz 2 ein. Im Dynamikranking landen mit Nürnberg und Fürth 

zwei weitere mittelfränkische Großstädte unter den Top 10. 

 

– Die Arbeitslosenquote in Mittelfranken betrug 2016 4,3 Prozent und war damit die 

höchste unter allen bayerischen Regierungsbezirken. Auch der Anteil der 

Arbeitslosengeld-II-Empfänger ist in Mittelfranken bayernweit mit Abstand am 

höchsten (3,5 Prozent). Im Vergleich zu Deutschland insgesamt schneidet 

Mittelfranken jedoch besser ab.  

 

– Die Belastungen durch den bürokratischen Aufwand (Note 3,9) und die 

unzureichende Unterstützung bei der Integration Geflüchteter (Note 3,7), respektive 

hochqualifizierter Ausländer (Note 3,9), verschärfen aus Sicht der Unternehmer das 

Beschäftigungsklima zunehmend. 

 

– Rang 2 in puncto Kaufkraft, Einkommen und Produktivität garantieren eine stabile 

Wirtschaftslage. In einem solch prosperierenden Umfeld macht sich die limitierte 

Zahl der Fachkräfte (Verfügbarkeit: Note 3,7) besonders bemerkbar. Auch die 

Verfügbarkeit qualifizierten Nachwuchses bewerten die mittelfränkischen 

Unternehmer deutlich schlechter als in den Jahren zuvor (Note 3,7 zu 3,2 in 2016). 

 

– Landesweite Bestnoten erhält der Regierungsbezirk für seine Infrastruktur im 

Schienen- (Note 2,9) und Luftverkehr (Note 2,5) sowie das regionale ÖPNV-

Angebot (Note 2,8). Insgesamt schneidet Mittelfranken im Bereich der allgemeinen 

Infrastruktur überdurchschnittlich gut ab. 

 

– Innerhalb des Innovationsumfelds fällt vor allem die unverändert gute Bewertung der 

vorhandenen FuE-/Innovationsnetzwerke (Note 2,6) und des Technologiezugangs 

(Note 2,5) ins Auge. Übermäßig unzufrieden sind die mittelfränkischen Unternehmer 

mit den hohen Strompreisen, dem Verwaltungshandeln staatlicher Behörden sowie 

der Ausgestaltung des Steuersystems (Note 3,7).  
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Tabelle 19 

Datenübersicht Mittelfranken 

 Mittelfranken Bayern Deutschland 

Standortbewertung    

Standortloyalität1) 88,6* 96,0 – 

Standortqualität2) 75,5 73,0 – 

Arbeitsmarkt    

Arbeitslosenquote3) 4,3 3,5 6,1 

Arbeitsplatzversorgung4) 69,9 70,0 66,7 

Wirtschaftsstruktur    

Produktivität5) 60.871 65.972 61.426 

Anteil der Industrie6) 27,2 27,3 22,6 

Anteil der Unternehmensdienstleistungen6) 26,1 26,0 26,3 

Anteil Großunternehmen7) 27,8 24,1 21,7 

Wohlstand und soziale Lage    

BIP/EW8) 39.139 41.646 36.003 

Kaufkraft9) 23.342 23.843 21.879 

ALG-II-Quote10) 3,5 2,4 5,3 

Privat Überschuldete11) 8,3 7,4 10,1 

 

1)
 Anteil der Unternehmen, die ihren Standort wieder in der Region wählen würden; Bayernwert: 

Durchschnitt der einzelnen regionalen Anteile (2017). 
2)

 Punktwert auf einer Skala von 0 bis 100 (2017). 
3)

 Arbeitslosenquote in Prozent (2016). 
4)

 SV-Beschäftigte und geringfügig Beschäftigte je Erwerbsfähigen in Prozent (2016). 
5)

 Bruttowertschöpfung je Erwerbstätigen in Euro (2014). 
6)

 Anteil an der gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöpfung in Prozent (2014). 
7)

 Anteil der SV-Beschäftigten in Unternehmen mit mehr als 500 SV-Beschäftigten (2016). 
8)

 Bruttoinlandsprodukt je Einwohner in Euro (2014). 
9)

 Kaufkraft in Euro je Einwohner (GfK, 2016). 
10)

 ALG-II-Empfänger je Einwohner in Prozent (2016); bezogen auf Einwohnerdaten 2015. 
11)

 Privat Überschuldete bezogen auf Einwohnerdaten 2015 in Prozent (2016). 
* 88,6 Prozent der mittelfränkischen Unternehmen würden sich wieder in Mittelfranken ansiedeln. 
Quelle: Regionaldatenbank IW Consult (2017) 
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5.7.2 Abweichungen zum Vorjahr 

Während die Zustimmung zu einer noch flexibleren Renteneintrittsregelung dank des 

Flexirentengesetzes von 78,6 auf 52,2 Prozent gesunken ist, fordern aktuell jedoch 

deutlich mehr der befragten Unternehmer eine staatliche Unterstützung bei der IKT-

Kompetenzvermittlung (61,1 Prozent gegenüber 39 Prozent im Vorjahr). Obwohl der 

bürokratische Aufwand weiterhin sehr negativ bewertet wird, sinkt der Anteil derer, die 

sich eine Bürokratiereduzierung im Rahmen des Mindestlohngesetzes wünschen, um 

10,4 Prozentpunkte auf 65 Prozent. 

 

Eine markante Entwicklung offenbart sich im Energiesektor: Nur 28,1 Prozent der 

mittelfränkischen Unternehmer möchten an konventionellen Kraftwerken festhalten, um 

im Falle drohender Engpässe auf sie zurückgreifen zu können. Im Vorjahr betrug die 

Zustimmung noch 41,4 Prozent, 2014 lag sie sogar bei 47 Prozent. Die Bereitschaft 

zum Wandel geht mit einer hohen Zufriedenheit bezüglich der derzeitigen 

Stromversorgung (Note 1,9) einher und spricht dafür, dass sich die Befragten 

hinsichtlich der zukünftigen Energieversorgung regional gut aufgestellt sehen. 

 

Ein gemischtes Bild ergibt sich aus der Analyse der allgemeinen Infrastruktur. 

Steigender Handlungsbedarf besteht aus Sicht der Unternehmer im Rahmen der 

Verbesserung der allgemeinen Lebenssituation. Die Zustimmungsquote für die 

Sicherstellung wohnortnaher Schulen steigt von 71,4 auf 82,5 Prozent, die Wahrung 

flächendeckender Gesundheitsversorgung befürworten 82,6 Prozent der Befragten 

(Vorjahr: 72,9 Prozent). Investitionen in den Straßenverkehr (–8,6 Prozentpunkte) und 

private Finanzierungsquellen (–8,8 Prozentpunkte) finden dagegen weniger 

Befürworter als im Vorjahr. 

 

Weniger dringlich als im Vorjahr schätzen die Unternehmer den Handlungsbedarf beim 

Thema Steuern ein. Forderten im Vorjahr noch 47,9 Prozent die Senkung des 

Spitzensteuersatzes, liegt die Rate in der aktuellen Befragung bei 38,5 Prozent. 

Gleichermaßen sinkt die Zustimmung zum Ausbau des E-Governments, welchen 

derzeit nur 57,8 Prozent der Unternehmer unterstützen (68,6 Prozent im Vorjahr). 

5.7.3 Abweichungen vom bayerischen Mittelwert 

Aus der Befragung geht hervor, dass die mittelfränkischen Unternehmer in Relation 

zum bayerischen Durchschnitt in keinem Bereich überdurchschnittlichen 

Handlungsbedarf sehen. 

 

Im Bereich der allgemeinen Infrastruktur betrifft dies insbesondere die Verbesserung 

der Lebenssituation im ländlichen Raum. Im Durchschnitt sprechen sich 66,4 Prozent 

der bayerischen gegenüber 58,1 Prozent der mittelfränkischen Unternehmer für 

adäquate Fördermaßnahmen aus. Auch mit der Zustimmungsquote von 57,8 Prozent 

für den E-Government-Ausbau liegen die mittelfränkischen Unternehmer deutlich unter 

dem landesweiten Durchschnitt von 65,2 Prozent. 
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Deutlicher als in allen anderen Regierungsbezirken weichen die Ergebnisse aus dem 

Bereich Energie vom Mittelwert für Bayern ab. Hinsichtlich der Versorgungssicherheit 

beurteilen die Unternehmer den Handlungsbedarf durchweg unterdurchschnittlich. Die 

größten Differenzen ergeben sich in der Frage nach der Beibehaltung konventioneller 

Kraftwerke (–11,6 Prozentpunkte) sowie dem möglichen Netzausbau (–9,9 Prozent-

punkte). 

 

Die Beurteilung der Dringlichkeit fällt mit Blick auf mögliche Anpassungen des 

Steuersystems unterdurchschnittlich aus. Nur 25,9 Prozent der Unternehmer 

Mittelfrankens sprechen sich für eine Regionalisierung der Steuern aus, über ganz 

Bayern hinweg liegt die Quote bei 33,5 Prozent. Ein ähnliches Bild ergibt sich in puncto 

Spitzensteuersatz: Während sich im Schnitt 45,5 Prozent aller Befragten eine Senkung 

wünschen, sinkt die Quote in Mittelfranken um 7 Prozentpunkte auf 38,5 Prozent. 

 
  



68 Die Ergebnisse in den Regierungsbezirken Studie – Standort Bayern: Unternehmerperspektiven 2017 

vbw – Dezember 2017 

 

 

5.8 Unterfranken 

5.8.1 Sozioökonomische Lage 

Das industriell geprägte Schweinfurt bildet gemeinsam mit den Dienstleistungs- und 

Handelszentren Würzburg und Aschaffenburg das wirtschaftliche Herzstück 

Unterfrankens. Der nordwestliche Rand Bayerns ist von überwiegend ländlichem 

Charakter. Entlang des Mains befinden sich diverse Städte mittlerer Größe. 

 

– Die Qualität des Standorts Unterfranken bewerten die Befragten im Durchschnitt mit 

70,5 von 100 Punkten. Damit verbessert sich der Bezirk im Vergleich zum Vorjahr 

um 2,2 Punkte, bleibt aber unter dem landesweiten Durchschnitt. Auch die 

Standortloyalität ist in Unterfranken im Vergleich zu Bayern unterdurchschnittlich 

ausgeprägt. 

 

– Unterfranken glänzt mit einer im Vergleich zum Freistaat unterdurchschnittlichen 

Arbeitslosenquote (3,4 Prozent). Auch die Quote privat Verschuldeter, die 

kontinuierlich unter 7 Prozent liegt, sowie die niedrige Rate der Arbeitslosengeld-II-

Bezieher sorgen dafür, dass Unterfranken im Vergleich der Sozialindikatoren gut 

abschneidet. 

 

– Die positive Beschäftigungslage wirkt sich nur bedingt auf die wirtschaftliche Stärke 

des Regierungsbezirks aus. Hinsichtlich Produktivität, Kaufkraft und Einkommen 

schneidet der unterfränkische Bezirk unterdurchschnittlich ab.  

 

– Unterdurchschnittlich fallen zudem der industrielle Beitrag zur Bruttowertschöpfung 

sowie der Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, die in 

Großunternehmen arbeiten, aus. 

 

– Die Situation im Bereich Humankapital beurteilen die unterfränkischen Unternehmer 

zumeist besser als der Durchschnitt aller Befragten. Insbesondere die Verfügbarkeit 

der MINT-Absolventen (Note 2,9) wird besser bewertet als in Bayern (Note 3,2). Die 

Einschätzungen bezüglich des Innovations- und Energiesektors entsprechen dem 

bayerischen Mittelwert. 

 

– Die Zufriedenheit bezüglich der Verfügbarkeit attraktiven Wohnraums ist in 

Unterfranken höher als in Bayern insgesamt (Note 3,1 zu 3,3). Die Beurteilung der 

Gesundheitsversorgung fällt dagegen unterdurchschnittlich aus (2,7 gegenüber 2,5 

in Bayern insgesamt). Die übrigen Indikatoren der allgemeinen Infrastruktur weichen 

in der Benotung nicht nennenswert vom landesweiten Mittelwert ab. 
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Tabelle 20 

Datenübersicht Unterfranken 

 Unterfranken Bayern Deutschland 

Standortbewertung    

Standortloyalität1) 81,0* 90,8 – 

Standortqualität2) 70,5 73,0 – 

Arbeitsmarkt    

Arbeitslosenquote3) 3,4 3,5 6,1 

Arbeitsplatzversorgung4) 70,7 70,0 66,7 

Wirtschaftsstruktur    

Produktivität5) 59.011 65.972 61.426 

Anteil der Industrie6) 26,4 27,3 22,6 

Anteil der Unternehmensdienstleistungen6) 22,8 26,0 26,3 

Anteil Großunternehmen7) 20,1 24,1 21,7 

Wohlstand und soziale Lage    

BIP/EW8) 35.718 41.646 36.003 

Kaufkraft9) 21.822 23.843 21.879 

ALG-II-Quote10) 2,4 2,4 5,3 

Privat Überschuldete11) 6,8 7,4 10,1 

 

1)
 Anteil der Unternehmen, die ihren Standort wieder in der Region wählen würden; Bayernwert: 

Durchschnitt der einzelnen regionalen Anteile (2017). 
2)

 Punktwert auf einer Skala von 0 bis 100 (2017). 
3)

 Arbeitslosenquote in Prozent (2016). 
4)

 SV-Beschäftigte und geringfügig Beschäftigte je Erwerbsfähigen in Prozent (2016). 
5)

 Bruttowertschöpfung je Erwerbstätigen in Euro (2014). 
6)

 Anteil an der gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöpfung in Prozent (2014). 
7)

 Anteil der SV-Beschäftigten in Unternehmen mit mehr als 500 SV-Beschäftigten (2016). 
8)

 Bruttoinlandsprodukt je Einwohner in Euro (2014). 
9)

 Kaufkraft in Euro je Einwohner (GfK, 2016). 
10)

 ALG-II-Empfänger je Einwohner in Prozent (2016); bezogen auf Einwohnerdaten 2015. 
11)

 Privat Überschuldete bezogen auf Einwohnerdaten 2015 in Prozent (2016). 
* 81 Prozent der unterfränkischen Unternehmen würden sich wieder in Unterfranken ansiedeln. 
Quelle: Regionaldatenbank IW Consult (2017) 
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5.8.2 Abweichungen zum Vorjahr 

Im Vergleich zum Vorjahr (63,6 Prozent) wünschen sich deutlich weniger 

unterfränkische Unternehmen (aktuell 51,8 Prozent) einen Ausbau der Integrations- 

und Bildungsmaßnahmen für Flüchtlinge. Auch im Hinblick auf die Zuwanderung 

hochqualifizierter Fachkräfte aus dem Ausland sinkt die Rate der Zustimmung auf 

43 Prozent gegenüber 52,2 Prozent im Vorjahr. Das einzige Zustimmungswachstum 

verzeichnet im Bereich Humankapital der Wunsch nach mehr Unterstützung bei der 

IKT-Kompetenzvermittlung (von 50,4 auf 71 Prozent). Ähnlich wie in den anderen 

Regierungsbezirken sinkt beim Thema Rente die Zustimmung für weitere 

Anpassungsmaßnahmen (von 72 auf 49,2 Prozent) als Reaktion auf das 

Flexirentengesetz. 

 

Um das Innovationsumfeld weiter zu verbessern, wünschen sich 70,5 Prozent der 

Unternehmen Unterfrankens deutlich mehr Unterstützung beim Ausbau der Netzwerke 

zwischen etablierten Unternehmen und Start-ups. Im Vorjahr lag der Anteil bei 

54,4 Prozent. Zudem sind 73,9 statt der bisherigen 65,7 Prozent der Meinung, der 

Staat müsse seine Digitalisierungs-Aktivitäten forcieren. 

 

Der Schienenverkehr rückt im Rahmen der allgemeinen Infrastruktur in den Fokus. 

51,9 Prozent fordern den Ausbau der Gleis- und Netzinvestitionen (Vorjahr: 

41,8 Prozent). Zudem sprechen sich deutlich mehr Unternehmer dafür aus, die 

Sicherung wohnortnaher Schulen (+7,7 Prozentpunkte auf 81,8 Prozent) und 

Pflegeeinrichtungen (+8,8 Prozentpunkte auf 76,6 Prozent) aktiv zu fördern. Zu dieser 

Entwicklung passt die steigende Zustimmungsquote zum Erhalt einer 

flächendeckenden Gesundheitsversorgung (79,8 auf 86,8 Prozent). Es wird deutlich, 

dass der Handlungsbedarf in infrastrukturellen Sektoren zunimmt und mehr Aktivität 

seitens der Politik im Bereich Leben und Wohnen gefordert wird. 

 

Sinkende Zustimmungsraten verzeichnet dagegen der Bereich Verwaltungshandeln. 

Die Einschränkung wirtschaftlicher Aktivitäten der Kommunen wünschen sich 49,6 statt 

der bis dato 61,8 Prozent. Auch die Vernetzung administrativer Einheiten verliert an 

Befürwortung seitens der Unternehmer (70,4 Prozent gegenüber 78,9 Prozent im 

Vorjahr). Der Rückgang in den Zustimmungsquoten könnte auf erste Erfolge 

bestehender Maßnahmen hindeuten. 

5.8.3 Abweichungen vom bayerischen Mittelwert 

Im Regierungsbezirk Unterfranken unterstützen 59,9 Prozent die Forderung zur 

stärkeren finanziellen Förderung der regionalen Institutionen für Forschung und Lehre. 

Im bayerischen Durchschnitt sprechen sich mit einem Anteil von 71,5 Prozent deutlich 

mehr Unternehmen für Maßnahmen in diesem Bereich aus. Hingegen ist der Wunsch 

nach staatlichen Digitalisierungs-Aktivitäten (+5,4 Prozentpunkte) sowie die 

Benennung staatlicher Ansprechpartner beim Kampf gegen die Online-Kriminalität 

(+5,2 Prozentpunkte) in Unterfranken höher als in Bayern insgesamt. 
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Überdurchschnittlich fällt der Handlungsbedarf, wie bereits angedeutet, hinsichtlich der 

regionalen Infrastruktur aus. Für nahezu alle Verbesserungsvorschläge liegt die Rate 

der Zustimmung über dem landesweiten Durchschnitt. Vor allem die Verbesserung der 

Lage im ländlichen Raum wünschen sich mehr Unternehmen aus Unterfranken als aus 

Bayern (73,1 Prozent gegenüber dem bayerischen Mittelwert von 66,4 Prozent). Dies 

kann auf den ländlichen Charakter Unterfrankens zurückgeführt werden. 

 

Bezüglich des Steuersystems sehen die unterfränkischen Unternehmen 

unterdurchschnittlichen Handlungsbedarf. Wiederum zeigen sich die markantesten 

Differenzen beim Thema Forschung. Neben der Finanzierung wissenschaftlicher 

Forschung wird auch die steuerliche Forschungsförderung für Unternehmen schwächer 

unterstützt als dies im Durchschnitt aller Regierungsbezirke der Fall ist. Weniger 

Befragte als in anderen Teilen Bayerns sehen die finanzielle Lage forschender Akteure 

als Hindernis für eine erfolgreiche Arbeit. Zudem weist Unterfranken weniger 

Befürworter für die Abschaffung der kalten Progression (62,1 gegenüber dem 

Durchschnitt von 67,4 Prozent) sowie des Solidaritätszuschlags (79 Prozent zu 84,7 

Prozent) auf. Der Handlungsbedarf im Bereich Steuern ist aber weiterhin hoch. 

  



72 Die Ergebnisse in den Regierungsbezirken Studie – Standort Bayern: Unternehmerperspektiven 2017 

vbw – Dezember 2017 

 

 

5.9 Schwaben 

5.9.1 Sozioökonomische Lage 

Schwaben gehört zu den größten Regierungsbezirken Bayerns. Die Region ist von 

einer starken Industrie geprägt, die sich in der Stadt Augsburg sowie in den 

Landkreisen Neu-Ulm und Donau-Ries konzentriert. Hohe Beschäftigungsanteile 

entfallen auf den Maschinenbau. Die dienstleistungsorientieren Branchen finden sich 

vor allem in den Kreisstädten. Einen regionalen Schwerpunkt bildet die FuE-intensive 

Luft- und Raumfahrtindustrie. 

 

– Die bereits im Vorjahr überdurchschnittliche Bewertung der Standortqualität in 

Schwaben fällt in diesem Jahr mit 75,9 Punkten noch einmal besser aus. Dies 

entspricht dem zweitbesten Wert aller Regierungsbezirke. Die Standortloyalität ist 

mit 89,7 Prozent die höchste in Bayern. 

 

– In der Niveaubetrachtung des IW-Regionalrankings 2016 schneidet Schwaben 

überdurchschnittlich gut ab. Fast alle Regionen sind in der Niveaubetrachtung in der 

Spitzengruppe zu finden. Im Durchschnitt erreichen die schwäbischen Regionen bei 

der Dynamikbetrachtung Platzierungen im oberen Mittelfeld. Besonders positiv fällt 

der Landkreis Unterallgäu auf: Dieser belegt im Niveauranking Platz 37 und im 

Dynamikranking Platz 18 von 402 Regionen. 

 

– In keinem anderen Regierungsbezirk ist die Quote der Arbeitsplatzversorgung höher 

als in Schwaben (70,5 Prozent). Zudem ist die Arbeitslosenquote – wie in der 

Oberpfalz – mit 3,2 Prozent bayernweit am geringsten. Sie bildet die Basis für die 

niedrigste Zahl an Arbeitslosengeld-II-Empfängern in ganz Bayern und resultiert aus 

einem außergewöhnlich gut situierten Arbeitsmarkt. 

 

– Charakteristisch für die Region ist zudem der überdurchschnittlich hohe 

Industrieanteil an der bezirksweiten Bruttowertschöpfung (29,9 Prozent). Kaufkraft 

und Einkommen sind aufgrund relativ niedriger Produktivitätswerte 

unterdurchschnittlich. 

 

– Die Merkmale des Bereichs Humankapital werden geringfügig besser bewertet als 

in Bayern insgesamt. Zufriedener zeigen sich schwäbischen Unternehmen mit der 

regionalen Verfügbarkeit qualifizierter Nachwuchskräfte (Note 3,4). Ein ähnliches 

Bild ergibt sich in puncto Innovationsumfeld: In keiner Bewertung weicht Schwaben 

signifikant vom bayerischen Mittelwert ab. 

 

– Positiv bewerten die Unternehmen aus Schwaben die Leistungsfähigkeit ihrer 

Zulieferer vor Ort (Note 2,1). Selbiges gilt für die lokalen Kooperationsunternehmen 

der Befragten (Note 2,2). 
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Tabelle 21 

Datenübersicht Schwaben 

 Schwaben Bayern Deutschland 

Standortbewertung    

Standortloyalität1) 89,7* 97,6 – 

Standortqualität2) 75,9 73,0 – 

Arbeitsmarkt    

Arbeitslosenquote3) 3,2 3,5 6,1 

Arbeitsplatzversorgung4) 70,5 70,0 66,7 

Wirtschaftsstruktur    

Produktivität5) 59.271 65.972 61.426 

Anteil der Industrie6) 29,9 27,3 22,6 

Anteil der Unternehmensdienstleistungen6) 22,1 26,0 26,3 

Anteil Großunternehmen7) 20,5 24,1 21,7 

Wohlstand und soziale Lage    

BIP/EW8) 35.690 41.646 36.003 

Kaufkraft9) 22.624 23.843 21.879 

ALG-II-Quote10) 2,1 2,4 5,3 

Privat Überschuldete11) 7,6 7,4 10,1 

 

1)
 Anteil der Unternehmen, die ihren Standort wieder in der Region wählen würden; Bayernwert: 

Durchschnitt der einzelnen regionalen Anteile (2017). 
2)

 Punktwert auf einer Skala von 0 bis 100 (2017). 
3)

 Arbeitslosenquote in Prozent (2016). 
4)

 SV-Beschäftigte und geringfügig Beschäftigte je Erwerbsfähigen in Prozent (2016). 
5)

 Bruttowertschöpfung je Erwerbstätigen in Euro (2014). 
6)

 Anteil an der gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöpfung in Prozent (2014). 
7)

 Anteil der SV-Beschäftigten in Unternehmen mit mehr als 500 SV-Beschäftigten (2016). 
8)

 Bruttoinlandsprodukt je Einwohner in Euro (2014). 
9)

 Kaufkraft in Euro je Einwohner (GfK, 2016). 
10)

 ALG-II-Empfänger je Einwohner in Prozent (2016); bezogen auf Einwohnerdaten 2015. 
11)

 Privat Überschuldete bezogen auf Einwohnerdaten 2015 in Prozent (2016). 
* 89,7 Prozent der schwäbischen Unternehmen würden sich wieder in Schwaben ansiedeln. 
Quelle: Regionaldatenbank IW Consult (2017) 
 

  



74 Die Ergebnisse in den Regierungsbezirken Studie – Standort Bayern: Unternehmerperspektiven 2017 

vbw – Dezember 2017 

 

 

5.9.2 Abweichungen zum Vorjahr 

Mit Ausnahme der IKT-Kompetenzvermittlung (+8,5 Prozentpunkte auf 64 Prozent) 

sinkt der Anteil der Zustimmenden hinsichtlich aller Vorschläge des Humankapital-

segments. Neben der Flexibilisierung des Renteneintritts (–24,3 Prozentpunkte) betrifft 

dies vor allem die Zuwanderung Hochqualifizierter. Nur 40,4 Prozent wünschen sich 

diesbezüglich Erleichterungen (Vorjahr: 55,5 Prozent). Auch die Verbesserung der 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf steht weniger im Fokus (62,2 Prozent gegenüber 

71,1 Prozent im Vorjahr), bleibt jedoch für zwei Drittel der Unternehmer weiterhin ein 

wichtiges Anliegen. 

 

Im Bereich Innovationsumfeld liegt der Fokus zunehmend auf den Netzwerken 

zwischen etablierten Unternehmen und Start-ups. 70,5 Prozent der Befragten 

wünschen sich diesbezüglich mehr Unterstützung in Form von beispielsweise 

staatlichen Fördermitteln. Im Vorjahr betrug selbige Rate noch 52,7 Prozent. 

 

Die Kosten der Energiewende gewinnen ebenfalls an Relevanz. Um 7,6 Prozentpunkte 

auf 76,2 Prozent steigt der Anteil der Befragten, die sich eine Anpassung der 

dazugehörigen Rahmenbedingungen wünscht. 

 

Infrastrukturell steigt vor allem die Relevanz von Maßnahmen zur Sicherstellung 

wohnortnaher Kitas (68,8 auf 82,6 Prozent) und soziokultureller Einrichtungen (49,3 auf 

57,1 Prozent). Auch das ÖPNV-Angebot rückt stärker in den Fokus der Unternehmen: 

Die Zustimmungsquote für die Sicherstellung des flächendeckenden Angebots steigt 

von 74,1 auf 80,3 Prozent. Hinsichtlich des Steuersystems wünscht sich nahezu jedes 

zweite Unternehmen eine Senkung des Spitzensteuersatzes (38 auf 49,6 Prozent). 

5.9.3 Abweichungen vom bayerischen Mittelwert 

Vergleicht man die Zustimmungsraten zu den Verbesserungswünschen in Schwaben 

mit Bayern insgesamt, fällt auf, dass die Zustimmung in nur wenigen Bereichen über 

den bayerischen Werten liegt. Einzig im Steuersegment und im Bereich der 

Digitalisierung sehen die schwäbischen Unternehmen überdurchschnittlichen 

Handlungsbedarf. Im Bereich Steuern wünschen sich 76,2 Prozent der Unternehmen in 

Schwaben eine Reduzierung von Ausnahmeregelungen bei gleichzeitiger Senkung des 

Durchschnittssteuersatzes (Bayern: 70,4 Prozent) sowie 73,3 Prozent der 

Unternehmen die Abschaffung der kalten Progression (Bayern: 67,2 Prozent). Zur 

Erhöhung der inneren Sicherheit im Hinblick auf Online-Kriminalität erhält die 

Maßnahme „Konkrete Hilfestellungen für Unternehmen bei der Abwehr von Cyber-

Gefahren“ eine überdurchschnittliche Zustimmungsrate von 90,6 Prozent. Landesweit 

befürworten 84,9 Prozent aller Befragten diese Maßnahme. 

 

Der Bereich Humankapital ist von unterdurchschnittlichen Zustimmungsquoten 

geprägt. 40,4 Prozent, statt der landesweiten 49,1 Prozent, wünschen sich 

Erleichterungen bei der Zuwanderung von Hochqualifizierten aus dem Ausland. Auch 

die Beschäftigungslage älterer Fachkräfte wird weniger prekär eingeschätzt. Hier 
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wünschen sich 56,6 Prozent der Unternehmen in Schwaben Erleichterungen; in Bayern 

insgesamt liegt der Anteil bei 62,3 Prozent. Zufriedener als der Durchschnitt scheint 

man in Schwaben zudem mit den Auswirkungen des Flexirentengesetzes zu sein: 

Während die Zustimmung im bayerischen Mittelwert 51,7 Prozent beträgt, wünschen 

sich in Schwaben 45 Prozent der Befragten eine weitergehende Flexibilisierung des 

Renteneintritts. 

 

Drei weitere potenzielle Maßnahmen, die als unterdurchschnittlich dringlich eingestuft 

werden, beinhaltet der Bereich allgemeine Infrastruktur. Für nur 23,8 Prozent der 

Unternehmen in Schwaben ist der Investitionsausbau im Luftverkehr von Bedeutung 

(Bayern insgesamt: 30,3 Prozent). Ein ähnliches Bild ergibt sich für den 

Straßenverkehr: 66,2 Prozent in Schwaben stehen einer durchschnittlichen 

bayerischen Zustimmungsquote von 72,1 Prozent gegenüber. Auch Verbesserungen 

im ländlichen Raum werden weniger dringlich bewertet als in Bayern insgesamt (61,1 

zu 66,4 Prozent). 

 

Keine signifikanten Abweichungen fördert die Analyse indes in den Sektoren 

Innovation und Energie zutage. 
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Anhang 

Die Unternehmensbefragung fand in der Zeit vom 18. Juli 2017 bis 23. August 2017 

statt und wurde telefonisch durchgeführt. Befragt wurden 980 Unternehmen, pro 

Regierungsbezirk zwischen 127 und 150 Unternehmen. Bei Unternehmen mit 

mehreren Standorten wurde die Unternehmenszentrale befragt. In der Stichprobe 

befinden sich 655 Unternehmen, die bereits in einem der Vorjahre an der 

Unternehmensbefragung teilgenommen hatten. Die restlichen 325 Unternehmen 

wurden zufällig aus einer Unternehmensdatenbank ausgewählt. Die Stichprobe ist 

geschichtet nach Branche und Umsatzgröße – wie in der folgenden Tabelle dargestellt. 

 

Anzahl der Unternehmen nach 
Branche und Umsatz 

bis 10 Millionen 
Euro 

ab 10 Millionen 
Euro 

Gesamt 

Industrie 260 190 450 

Dienstleistungen 297 233 530 

Gesamt 557 423 980 

 

Die Stichprobe ist so konzipiert, dass die Anzahl der Unternehmen in jeder der vier 

Klassen hinreichend groß ist. Nur dann kann sichergestellt werden, dass von den 

Befragungsergebnissen valide Rückschlüsse auf die Meinung aller Unternehmen in 

Bayern möglich sind. Die amtliche Statistik weist in Bayern für die Klasse der 

Dienstleister bis 10 Millionen Euro Umsatz einen Anteil von knapp 90 Prozent aus. Um 

auch Aussagen über die Unternehmen aus den anderen Klassen (Industrie bis 

10 Millionen Euro Umsatz, Industrie ab 10 Millionen Euro Umsatz, Dienstleister ab 

10 Millionen Euro Umsatz) treffen zu können, wurde bewusst eine disproportionale 

Stichprobe gezogen, in der diese Unternehmen in hinreichender Fallzahl vertreten 

sind. 

 

Ein besonderer Fokus der Studie liegt auf den Analyseergebnissen für die einzelnen 

Regierungsbezirke. Ein Unternehmensregister mit Einteilung nach Umsatzgrößen liegt 

zwar für Bayern vor, aber nicht für die einzelnen Regierungsbezirke. Auf eine 

repräsentative Hochrechnung der Ergebnisse musste demnach wegen Unkenntnis der 

Grundgesamtheit verzichtet werden. 

 

Es bleibt also festzuhalten, dass die Verteilung der befragten Unternehmen über die 

Umsatzgrößen und die Branchen nicht der Grundgesamtheit aller Unternehmen in 

Bayern entspricht und die Ergebnisse der Befragung auch nicht hochgerechnet werden 

konnten. Die Frage, ob die Ergebnisse über die Stichprobe hinaus generalisiert werden 

können, ist davon allerdings nicht unmittelbar betroffen. Bei dieser Befragung wurde 

sichergestellt, dass die Fragen von Unternehmen mit wesentlichen 

Strukturunterschieden, von denen jeweils eine hinreichend große Anzahl an 

Unternehmen teilgenommen hatte, beantwortet wurden. Die hinreichend große Anzahl 

der beteiligten Unternehmen garantiert ähnliche Aussagen wie bei einer 

repräsentativen Hochrechnung.   
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Tabellenanhang 
 
 

Standortloyalität (Würden Sie Ihren Standort wieder wählen …) Anteil Ja 

in Bayern? 95,6 % 

in Deutschland? 94,8 % 

 

 

Standortqualität Punktwert 
(0–100) 

Wie beurteilen Sie die Standortqualität 
(auf einer Skala von 0–100 Punkten)? 

73,0 

 

 

Zufriedenheit im Bereich Humankapital Mittelwert 

Verfügbarkeit qualifizierter Nachwuchskräfte (Auszubildende) 3,6 

Verfügbarkeit von Fachkräften 3,8 

Verfügbarkeit von Absolventen in MINT-Fächern 
(Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften, Technik) 

3,2 

Güte der Wissens- und Bildungsinfrastruktur 
(Schul- und Weiterbildungssystem) 

2,4 

Arbeitskosten 3,1 

Flexibilität des Arbeitsrechts 3,4 

Bürokratischer Aufwand 3,8 
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Zufriedenheit mit Unterstützung der Politik im Bereich Bildung und Fachkräfte Mittelwert 

Unterstützung bei der Verbesserung der Ausbildungsfähigkeit von 
Jugendlichen (z. B. Unterstützung der Ausbildung von Jugendlichen ohne 
Schulabschluss oder Höherqualifizierung von Auszubildenden) 

3,4 

Unterstützung beim Ausbau der beruflichen Weiterbildung (lebenslanges 
Lernen, Anpassung an neue Aufgabenfelder, Erhalt der Beschäftigungs- 
fähigkeit bis zum Erreichen des gesetzlichen Rentenalters) 

2,9 

Einstellung älterer Fachkräfte (z. B. Befristungsmöglichkeiten bei Einstellung 
älterer Beschäftigter, Hinzuverdienstgrenzen) 

3,0 

Unterstützung bei der Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
(u. a. Kinderbetreuung außer Haus) 

3,2 

Unterstützung bei der Zuwanderung von Hochqualifizierten aus dem Ausland 
(z. B. Abbau bürokratischer Hindernisse bei der Zuwanderung) 

3,7 

Integrations- und Bildungsmaßnahmen für Flüchtlinge 3,6 

 
 

Verbesserungsbedarf im Bereich Humankapital Anteile 
„Stimme voll und ganz zu“ 

und „Stimme zu“ 

Unterstützung der Ausbildung von Jugendlichen verbessern 
(z. B. Unterstützung der Ausbildung von Jugendlichen ohne 
Schulabschluss oder Höherqualifizierung von Auszubildenden) 

74,6 % 

Flexibilität des Arbeitsrechts erhöhen 
(z. B. im Bereich Zeitarbeit oder Werkverträge) 

66,2 % 

Arbeitskosten senken (z. B. Lohnzusatzkosten) 62,4 % 

Unterstützung der beruflichen Weiterbildung ausbauen 
(lebenslanges Lernen, Anpassung an neue Aufgabenfelder, Erhalt der 
Beschäftigungsfähigkeit bis zum Erreichen des gesetzlichen Rentenalters) 

64,6 % 

Den bürokratischen Aufwand im Rahmen des Mindestlohngesetzes 
reduzieren, also z. B bei den Aufzeichnungspflichten 

72,8 % 

Unterstützung bei der Vereinbarkeit von Familie und Beruf verbessern 
(u. a. Kinderbetreuung außer Haus [Schaffung weiterer Krippenplätze]) 

64,8 % 

Zuwanderung von Hochqualifizierten aus dem Ausland erleichtern 
(z. B. Abbau bürokratischer Hindernisse bei der Zuwanderung) 

49,1 % 

Beschäftigung älterer Fachkräfte ab 50 Jahren verbessern 
(z. B. durch Befristungsmöglichkeiten oder Hinzuverdienstgrenzen) 

62,3 % 

Flexibler Renteneintritt ohne starre Renteneintrittsgrenze 51,7 % 

Integrations- und Bildungsmaßnahmen für Flüchtlinge verstärken 52,6 % 

Unterstützung bei Vermittlung berufsorientierter IKT-Kompetenzen 66,2 % 
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Zufriedenheit im Bereich Innovationsumfeld Mittelwert 

Vorhandene FuE-/Innovationsnetzwerke 2,7 

Zugang zu Technologien 2,6 

Technikfreundlichkeit/positives Innovationsklima 2,6 

Güte der Kommunikationsinfrastruktur 
(Breitbandversorgung, Mobilfunkversorgung, LTE) 

3,0 

 
 

Zufriedenheit mit Unterstützung der Politik im Bereich Innovationsumfeld Mittelwert 

Beratungsangebot (z. B. Bündelung der Förderberatung an einer Anlaufstelle) 2,9 

Förderungsangebot (z. B. technologieorientierte Unternehmensgründungen, 

Innovationsgutscheine für kleine Unternehmen, technologiespezifische 

Förderungen) 

2,8 

Breitbandinitiative (Ausbau des schnellen Internets in allen Landesteilen, auch 

in ländlichen Regionen) 

2,9 

Netzwerke zwischen Unternehmen und Forschungseinrichtungen unterstützen 2,7 

Netzwerke zwischen etablierten Unternehmen und Start-ups unterstützen 2,8 

Finanzielle Förderung von Hochschulen und Forschungseinrichtungen 2,7 

Staatliche Angebote im Bereich Digitalisierung (beispielsweise im Rahmen der 

Agenda Bayern Digital, Industrie 4.0, Beratung) 

3,0 

Informationen über digitale Tools und deren Einsatzmöglichkeiten bzw. 

konkreten Nutzen 

3,0 
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Verbesserungsbedarf im Bereich Innovationsumfeld Anteile 
„Stimme voll und ganz zu“ 

und „Stimme zu“ 

Beratungsangebot verbessern (z. B. Förderberatung an zentraler Anlaufstelle) 66,9 % 

Förderungsangebot ausbauen (z. B. technologieorientierte 
Unternehmensgründungen, Innovationsgutscheine für kleine Unternehmen, 
technologiespezifische Förderungen) 

73,6 % 

Breitbandinitiative fortführen (Ausbau des schnellen Internets in allen 
Landesteilen, auch in ländlichen Regionen) 

86,3 % 

Finanzielle Förderung von Hochschulen und Forschungseinrichtungen stärken 71,5 % 

Antragsverfahren erleichtern 84,9 % 

Staatliche Digitalisierungs-Aktivitäten forcieren (z. B. Forschung, Vernetzung, 
Förderung) 

68,5 % 

Unterstützung von Netzwerken zwischen Unternehmen und 
Forschungseinrichtungen (z. B. durch Fördermittel) 

63,6 % 

Unterstützung von Netzwerken zwischen etablierten Unternehmen 
und Start-ups (z. B. durch Fördermittel) 

70,1 % 

Ergebnisse aus öffentlich geförderter Forschung stärker in die Breite tragen 
(z. B. mehr Best-Practice-Beispiele) 

58,1 % 
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Digitalisierung: Bedeutung von Online-Aktivitäten 
Skala 0 (keinerlei Bedeutung) bis 10 (sehr hohe Bedeutung) 

Mittelwert 

Eigene Social-Media-Aktivitäten 4,8 

Optimierung der eigenen Darstellung für Suchmaschinen 5,4 

Gute, aktuelle Inhalte auf der unternehmenseigenen Website 6,0 

Online-Werbung 4,7 

 

 

Digitalisierung: Erfassung von Stammdaten Anteil 

Vollständig 45,9 % 

Überwiegend 25,5 % 

Teilweise 18,3 % 

Nein 10,3 % 

 

 

Relevanz von Digitalisierungsaspekten Keine 
Bedeutung/ 
sehr geringe 
Bedeutung 

eher geringe 
Bedeutung 

Eher hohe 
Bedeutung 

Sehr hohe 
Bedeutung 

Bedeutung der Digitalisierung für die 
strategische Ausrichtung Ihres Geschäftes. 

8,0 % 30,8 % 38,4 % 22,7 % 

Bedeutung vernetzter IKT-/EDV-Systeme für 
die Abwicklung Ihrer Geschäftsprozesse. 

9,1 % 21,0 % 38,9 % 31,1 % 

 

 

Flächendeckende Umsetzung von 
Digitalisierungsaspekten 

Nein Teilweise Überwiegend Vollständig 

Wir stellen relevante Prozessdaten an den 
Arbeitsplätzen/Einsatzorten zentral zur 
Verfügung. 

20,1 % 28,8 % 33,2 % 17,9 % 

Wir können auch räumlich getrennte 
Geschäftsprozesse im Unternehmen mit 
Lieferanten oder Kunden zentral 
steuern/unterstützen. 

19,8 % 32,9 % 29,2 % 18,1 % 
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Nutzung von Digitalisierung in Unternehmensbereichen Anteil „Ja“ 

Zur Prozessverbesserung 69,5 % 

Auf Produktebene 63,3 % 

Im Rahmen neuer Geschäftsmodelle 55,1 % 

 

 

Zufriedenheit im Hinblick auf die innere Sicherheit mit dem Schutz, der 
Aufklärung und Prävention im Bereich … 

Mittelwert 

 … „klassischer“ Delikte wie Einbruchsdiebstahl, Betrug, Vandalismus etc. 3,1 

 … Online-Kriminalität und Cyber-Crime 3,8 

 

 

Verbesserungsbedarf, um die innere Sicherheit im Hinblick auf  
Online-Kriminalität zu erhöhen 

Anteile 
„Stimme voll und ganz zu“ 

und „Stimme zu“ 

Bessere Information über die verschiedenen Cyber-Risiken 79,8 % 

Forschung zu IT-Sicherheit intensivieren (z. B. neuer Förderschwerpunkt) 85,7 % 

Konkrete Hilfestellungen für Unternehmen (z. B. Beratung, Förderung wie mit 
dem Digitalbonus) bei der Abwehr von Cyber-Gefahren für Unternehmen 

84,9 % 

Benennung staatlicher Ansprechpartner 
(z. B. Kompetenzzentren auf Länderebene) 

72,8 % 
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Zufriedenheit im Bereich Energie und Rohstoffe Mittelwert 

Ausreichende und stabile Rohstoffversorgung 2,2 

Ausreichende und stabile Stromversorgung 1,9 

Höhe der Strompreise 3,5 

 
 

Verbesserungsbedarf im Bereich Stromversorgung Anteile 
„Stimme voll und ganz zu“ 

und „Stimme zu“ 

Beibehaltung konventioneller Kraftwerke als Sicherungsreserve 39,7 % 

Anpassung der Rahmenbedingungen (z. B. durch Änderungen im EEG), um 
Kosten der Energiewende zu senken und Verteilung zu ändern 

77,5 % 

Verstärkung und Ausbau der Leitungskapazitäten, also Netzausbau 70,6 % 

Entwicklung, Ausbau und Aufbau von Speichern auch mit 
Forschungsförderung 

79,6 % 

 
 

Zufriedenheit im Bereich Wertschöpfungskette Mittelwert 

Leistungsfähigkeit der Zulieferer vor Ort 2,2 

Leistungsfähigkeit von wissensintensiven Kooperationspartnern vor Ort 2,2 

 
 

Kooperationsaktivität: Kooperieren Sie mit anderen Unternehmen oder 
Instituten in den Bereichen Innovation oder Produktentwicklung? 

Anteil 

Ja 33,6 % 

Nein 66,4 % 

 
 

Einbindung in internationale Wertschöpfungsketten Anteile 
„Stimme voll und ganz zu 

und „Stimme zu“ 

Direkte Einbindung 24,30% 

Indirekte Einbindung 22,40% 

Weder noch 53,30% 
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Regionale Verteilung der wichtigsten Zulieferer Mittelwert heute Mittelwert in 5 Jahren 

Region 23,1 % 22,1 % 

Bayern 34,3 % 33,3 % 

Deutschland 23,6 % 23,1 % 

EU: Westeuropa 9,0 % 8,7 % 

EU: Mittel- und Osteuropa 4,2 % 5,3 % 

USA 1,0 % 1,0 % 

Asien 4,7 % 6,3 % 

Restliche Welt 0,1 % 0,2 % 

 
 

Regionale Verteilung der wichtigsten Kunden Mittelwert heute Mittelwert in 5 Jahren 

Region 29,2 % 28,8 % 

Bayern 34,1 % 33,3 % 

Deutschland 26,9 % 26,5 % 

EU: Westeuropa 6,1 % 6,3 % 

EU: Mittel- und Osteuropa 1,1 % 1,2 % 

USA 0,9 % 1,2 % 

Asien 1,6 % 2,7 % 

Restliche Welt 0,1 % 0,1 % 
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Regionale Verteilung der Kooperationspartner Mittelwert heute 
(Anzahl) 

Zuwachs in 5 Jahren 

Region 4 45 % 

Bayern 5 47 % 

Deutschland 8 43 % 

EU: Westeuropa 3 32 % 

EU: Mittel- und Osteuropa 1 21 % 

USA 1 20 % 

Asien 1 28 % 

Restliche Welt 1 18 % 

 
 

Zufriedenheit mit den staatlichen Aktivitäten in Bezug auf außenwirtschaftliche 
Belange (z. B. wie internationale Handelsabkommen [CETA, TTIP etc.], aber 
auch sonstige Unterstützung) 

Mittelwert 

 3,1 

 
 

Einschätzung der eigenen internationalen Wettbewerbsfähigkeit für die Zukunft Mittelwert 

 2,6 
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Zufriedenheit im Bereich Allgemeine Infrastruktur Mittelwert 

Güte der Infrastruktur für den Straßenverkehr 2,6 

Güte der Infrastruktur für den Schienenverkehr 3,2 

Güte der Infrastruktur für den Luftverkehr 2,8 

Güte der soziokulturellen Infrastruktur 
(z. B. Gesundheitsversorgung, Vereine, Kultureinrichtungen) 

2,5 

Güte der Gewerbe- und Industrieflächen 2,5 

 

 

Zufriedenheit mit Teilaspekten im Bereich Allgemeine Infrastruktur Mittelwert 

Angebot wohnortnaher Schulen 2,3 

Lebenssituation im ländlichen Raum 2,3 

Flächendeckende Gesundheitsversorgung 2,5 

Angebot im ÖPNV (d. h. öffentliches Verkehrsangebot auf Straße und Schiene) 3,1 

Attraktives und bezahlbares Angebot an Wohnraum 3,3 

Angebot wohnortnaher Kitas 2,5 

Angebot wohnortnaher Pflegeeinrichtungen 2,6 
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Verbesserungsbedarf im Bereich Allgemeine Infrastruktur Anteile 
„Stimme voll und ganz zu“ 

und „Stimme zu“ 

Investitionen in die Infrastruktur für den Straßenverkehr 72,1 % 

Investitionen in die Infrastruktur für den Schienenverkehr 56,2 % 

Investitionen in die Infrastruktur für den Luftverkehr 30,3 % 

Sicherung wohnortnaher Schulen 82,0 % 

Verbesserung der Lebenssituation im ländlichen Raum 66,4 % 

Sicherstellung einer flächendeckenden Gesundheitsversorgung 83,6 % 

Sicherstellung des Angebots im öffentlichen Personenverkehr 
(auch in Randregionen, auch zu Neben- und Schwachverkehrszeiten) 

77,8 % 

Bereitstellung eines attraktiven und bezahlbaren Angebots an Wohnraum 79,7 % 

Sicherstellung eines attraktiven Angebots an soziokulturellen Einrichtungen 
(z. B. Vereine, Bäder, Theater, Museen etc.) 

53,3 % 

Sicherung wohnortnaher Kitas 77,7 % 

Sicherung wohnortnaher Pflegeeinrichtungen 75,9 % 

Verstärkte Nutzung privater Finanzierungsquellen, um öffentliche Bauvorhaben 
zu beschleunigen 

42,9 % 

 

 

Belastung durch Gesetze bzw. Gesetzesvorhaben bezüglich Feinstaub Anteil „Große Belastung“ 
und „Mittlere Belastung“ 

Umweltzonen 56,3 % 

„Blaue Plakette“ (Verschärfte Version der Umweltzonen) 60,4 % 

Fahrverbote in Innenstädten (für Kundenverkehr) 62,0 % 

Fahrverbote in Innenstädten (für Lieferverkehr) 64,0 % 

Verbot der Neuzulassung von Verbrennungsmotoren ab 2030 65,8 % 
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Zufriedenheit im Bereich Verwaltungshandeln Mittelwert 

Zulassungs- und Genehmigungsverfahren 3,4 

Unbürokratisches Verhalten öffentlicher Stellen 3,5 

 

 

Verbesserungsbedarf im Bereich Verwaltungshandeln Anteile 
„Stimme voll und ganz zu“ 

und „Stimme zu“ 

Klima zwischen Unternehmen und Behörden verbessern (u. a. durch mehr 
Transparenz und einen verstärkten Informationsaustausch) 

76,1 % 

Verfahren effizienter gestalten (u. a. Befristungen, fingierte Genehmigungen 
nach Fristablauf, Vereinheitlichung von Schwellenwerten, Synchronisierung von 
Begrifflichkeiten zwischen Behörden und der unternehmerischen Praxis) 

82,8 % 

 

 

Konkrete Maßnahmen zur Verbesserung im Bereich Verwaltungshandeln Anteile 
„Stimme voll und ganz zu“ 

und „Stimme zu“ 

E-Government/E-Administration stärker ausbauen 65,2 % 

Wirtschaftliche Betätigung der Kommunen einschränken, wenn sie dadurch in 
Konkurrenz zu effizienten privatwirtschaftlichen Angeboten treten 

48,9 % 

Administrative Einheiten stärker miteinander vernetzen 75,8 % 

Einheitliche Ansprechpartner auf kommunaler Ebene einführen 75,9 % 

 
 

Zufriedenheit Steuersystem Mittelwert 

Ausgestaltung des derzeitigen Steuersystems im Allgemeinen 3,7 

Niveau des Gewerbesteuerhebesatzes an Ihrem Standort 3,3 
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Änderungsbedarf im Steuersystem Anteile 
„Stimme voll und ganz zu 

und „Stimme zu“ 

Erhöhung des Spitzensteuersatzes 20,2 % 

Senkung des Spitzensteuersatzes 45,5 % 

Vereinfachung des Steuersystems 84,8 % 

Reduzierung von Ausnahmeregelungen (Bemessungsgrenzen verbreitern) 
bei gleichzeitiger Senkung des Durchschnittssteuersatzes 

70,4 % 

Abschaffung der kalten Progression 67,2 % 

Solidaritätszuschlag 2019 auslaufen lassen 84,7 % 

Steuerliche Absetzbarkeit energetischer Gebäudesanierung erleichtern 68,3 % 

Steuern regionalisieren 33,5 % 

Steuerliche Forschungsförderung für Unternehmen jeder Größe 53,7 % 
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